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Am 6. Juli 1884 ist das Unfallversicherungsgesetz erlassen worden, durch das 
für das Deutsche Reich eine obligatorische V ersicherung des größten  Teiles 
der gew erblichen A rbeiter gegen die Folgen d e r bei den Betrieben sich 
ereignenden Unfälle geschaffen w urde. Der materielle Teil des Gesetzes ist am
1. O ktober 1885 in Kraft ge treten ; an diesem Tage hat dam it auch die segens­
reiche W irksam keit der zur D urchführung des Gesetzes eingerichteten B e r u f s ­
g e n o s s e n s c h a f t e n  begonnen. Fünfundzwanzig Jahre sind seitdem  verflossen! 
Da rechtfertigt es sich, rückschauend die Entwicklung der eigenartigen U nter­
nehm erverbände, wie sie in den B erufsgenossenschaften errichtet worden 
sind, zu betrachten, ihre gew altigen Leistungen zu würdigen.

Am 1. O ktober 1910 feiert das Reichs-Versicherungsamt mit den Berufs­
genossenschaften das Jubiläum  gem einsam er ersprießlicher W irksamkeit, die 
in Rede und Schrift gebührend gekennzeichnet werden wird. Viele Berufs­
genossenschaften haben in ihrem Verwaltungsberichte für das Jah r 1909 oder 
in besonderer Veröffentlichung ihre Tätigkeit im einzelnen dargelegt. Eine 
zusam m enfassende D arstellung statistischer Art hat O t t o  G r a f  im 8. und 9. 
H efte des Jahrganges 1909 der „Technik und W irtschaft“  gegeben. In Er­
gänzung dieser M itteilungen soll im folgenden ein Rückblick auf die G ründung 
der Berufsgenossenschaften, ihr W esen und W irken gew orfen werden.

In der K a i s e r l i c h e n  B o t s c h a f t ,  m it welcher der Reichstag am
17. N ovem ber 1881 eröffnet wurde, ist ausgesprochen w orden, daß die Heilung 
der sozialen Schäden auf dem W ege der positiven Förderung des W ohles 
der A rbeiter zu suchen sein w erde. W eiter aber heiß t es: „F ü r diese Fürsorge
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die rechten M ittel und W ege zu finden, ist eine schw ierige, aber auch 
eine der höchsten Aufgaben eines jeden G em einw esens, w elches auf den sitt­
lichen Fundam enten des christlichen Volkslebens steht. Der engere An­
schluß an die realen Kräfte dieses V olkslebens und das Zusam m enfassen 
der letzteren in der Form  korporativer G enossenschaften unter staatlichem  Schutz 
und staatlicher Fürsorge werden, wie W ir hoffen, die Lösung auch von 
A ufgaben möglich ‘machen, denen die Staatsgew alt allein in gleichem Um­
fange nicht gew achsen sein w ürde.“  Durch diese Kaiserliche Botschaft w urde 
also für die Lösung der Aufgabe, deren öffentlich-rechtliche N atur mit besonderer 
B etonung hervorgehoben wird, eine neue G rundlage geschaffen, nämlich die Er­
richtung ö f f e n t l i c h e r  k o r p o r a t i v e r  V e r b ä n d e .

Für die gew erbliche Unfallversicherung v/urden diese V erbände in den 
B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  errichtet, die nach großen G ruppen von Industrie­
zweigen abgegrenzt w urden. Im § 9 des U nfailversicherungsgesetzes vom
6. Juli 18S4 heißt es: „Die V ersicherung erfolgt auf G egenseitigkeit durch
die U nternehm er der unter § 1 fallenden Betriebe, welche zu diesem Zweck in 
B erufsgenossenschaften vereinigt werden. Die B erufsgenossenschaften sind 
für bestim mte Bezirke zu bilden und umfassen innerhalb derselben alle Betriebe 
derjenigen Industriezweige, für welche sie errichtet sind.“

Diesen sozialpolitischen Sonderverbänden genossenschaftiicher Art w urde 
eine w eitgehende Selbstverw altung gesetzlich zuerkannt, indem im § 16 des 
erw ähnten G esetzes ausgesprochen w urde, daß die Berufsgenossenschaften 
ihre innere V erw altung sow ie ihre G eschäftsordnung durch ein von der 
G enossenschaftsversam m lung ihrer M itglieder zu beschließendes S tatut zu 
regeln haben.

Gleich nach der Bekanntm achung des U nfallversicherungsgesetzes, das 
zunächst die V ersicherung der A rbeiter in der Industrie behandelte, begann 
in dieser eine lebhafte T ätigkeit für die Bildung der B erufsgenossenschaften. 
H ervorragende Industrielle sowie zahlreiche V erbände und V ereine machten 
V orschläge. Das als A ufsichtsbehörde geschaffene Reichs-V ersicherungsam t 
veröffentlichte G rundsätze für die gegenseitige A bgrenzung der B erufsge­
nossenschaften und eine (Anleitung für die E inberufung und D urchführung 
von G eneralversam m lungen der U nternehm er, die zu einer B eschlußfassung 
über die Bildung der G enossenschaft einberufen w urden. Es w ar eine außer­
ordentlich schw ierige Aufgabe, die gesam te Industrie D eutschlands in Ver­
bände zu teilen, die in ihrer Z usam m ensetzung eine einigerm aßen einheit­
liche Interessengem einschaft darstellten, dabei aber die vom G esetze natur­
gem äß geforderte Leistungsfähigkeit besaßen und für ihre V erw altung nicht 
zu um fangreiche K örperschaften bildeten. Es galt, Industriegruppen und 
U nternehm er unter einen H ut zu bringen, die sich bisher im geschäftlichen 
W ettkam pfe befehdet oder sich w enigstens noch nie zu gem einsam er Arbeit 
zusam m engefunden hatten.

W enn es damals gelang, w iderstreitende Interessen auszugleichen und 
die namentlich auf die Errichtung einer zu g roßen  Zahl von B erufsgenossen­
schaften gerichteten W ünsche kleiner industrieller V ereinigungen in Einklang 
m it den großen G esichtspunkten, die den Schöpfern des G esetzes m aßgebend 
waren, zu bringen, so ist dies das V erdienst des ersten Präsidenten des Reichs-
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V ersicherungsam tes, Dr. B ö d i k e r ,  und seiner Räte, die von einer U nter­
nehm erversam m lung zur anderen zogen, und nicht minder  das Verdienst 
der zahlreichen Industriellen, die selbstlos und opferfreudig Zeit und Kraft 
der Einführung des G esetzes widmeten.

H eute nach 25 Jahren kann festgestellt werden, daß bei der Bildung der 
Berufsgenossenschaften kein Fehlgriff getan w urde. Sämtliche G enossenschaften 
haben sich als leistungsfähig erwiesen, säm tliche haben das in sie gesetzte 
V ertrauen in vollem M aße gerechtfertigt. Die verständnisvolle und opfer­
bereite M itarbeit der deutschen Industrie in den Berufsgenossenschaften wird 
auch in der Begründung zu dem Entw urf einer Reichsversicherungsordnung 
durchaus anerkannt, die sonst w egen der dam it beabsichtigten Einschrän­
kung der Selbstverw altung und Z uständigkeit der Berufsgenossenschaften in 
deren Kreisen lebhaftem W iderspruche begegnet (vergl. die „Bem erkungen zum 
Entw urf einer Reichsversicherungsordnung“ von O tto Graf im 9. H eft des
2. Jahrganges dieser Zeitschrift).

Zur D urchführung des Unfallversicherungsgesetzes von 1884 w urden 62 ge­
werbliche Berufsgenossenschaften gebildet. Dazu trat in Ausführung des Bau- 
Unfallversicherungsgesetzes vom 11. Juli 1887 die T iefbau-Berufsgenossenschaft 
und in A usführung des See-Unfallversicherungsgesetzes vom 13. Juli 1887 die 
See-Berufsgenossenschaft. Im Jahre 1897 w urde dann aus den Unternehm ern 
der bis dahin der N ahrungsm ittelindustrie-Berufsgenossenschaft angehörenden 
Fleischerei- und verw andten G ewerbe die Fleischerei-Berufsgenossenschaft ge­
bildet, und schließlich w urde in A usführung der durch die revidierte Fassung 
des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes vom 30. Juni 1900 geschaffenen E r­
w eiterung des Kreises der V ersicherten die Schmiede-Berufsgenossenschaft 
eingerichtet.

Das U nfallversicherungsgesetz für Land- und Forstw irtschaft führte auch 
zur Bildung von Berufsgenossenschaften, von denen jedoch hier nicht weiter 
gesprochen w erden soll. Auch die für Staats-, Provinzial- und Kommunal­
betrieb eingerichteten A usführungsbehörden sollen nicht behandelt werden. 
D agegen erstrecken sich die folgenden Ausführungen auch auf die durch 
das Bau-Unfallversicherungsgesetz für die Versicherung gew isser Personen 
und gew isser Betriebe geschaffenen Versicherungsanstalten, die mit den 12 
Baugewerks-Berufsgenossenschaften und der T iefbau-Berufsgenossenschaft ver­
bunden sind, und auf die der See-Berufsgenossenschaft für die V ersicherung 
der Kleinschiffahrt und Seefischerei angegliederte V ersicherungsanstalt.

Zur Zeit bestehen demnach 66 gewerbliche Berufsgenossenschaften. Von 
diesen erstrecken sich 30 über das ganze Deutsche Reich. Die anderen 36 
G enossenschaften entstanden dadurch, daß für große G ruppen von Industrie­
zweigen nicht eine, sondern zwei oder m ehrere mit örtlicher A bgrenzung g e­
schaffen worden sind, namentlich um die V erw altung zu erleichtern. So 
wurden z. B. für die Eisen- und Stahlindustrie 8 Berufsgenossenschaften, 
für die H olzindustrie 4, für die Textilindustrie 6, für das Baugewerbe 
12 Berufsgenossenschaften eingerichtet. Einzelne Gruppen dieser Industriearten 
schlossen sich aber .wieder zu einer einzigen Reichs-Berufsgenossenschaft 
zusammen, wie die Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik, 
die Leinen-, die Seiden-, die T iefbau-Berufsgenossenschaft. Es ist demnach

1*
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eine gew isse W illkür in der A ufstellung der G enossenschaften nicht zu ver­
kennen, sie träg t aber dem praktischen Bedürfnis Rechnung und hat zu 
erheblichen Schwierigkeiten nicht geführt.

Von diesen 66 gew erblichen Berufsgenossenschaften unterstehen 61 der 
Aufsicht des Reichs-Versicherungsam tes, 5 der Aufsicht der Landes-Versiche- 
rüngsäm ter in M ünchen, D resden und S tuttgart.

N icht leicht war und ist heute noch die U nterbringung der einzelnen 
G ew erbszw eige in diese 66 Berufsgenossenschaften, sow ie auch die Ent­
scheidung der Frage, ob ein Betrieb versicherungspflichtig ist. Die berufs­
genossenschaftliche Zugehörigkeit ist eine Zw angspflicht der U nternehm er, 
natürlich nur innerhalb der gesetzlichen Bestimm ungen über den U m fang der 
V ersicherung. Das R eichs-Versicherungsam t hat h ierüber in A uslegung dieser 
Bestimm ungen viele Entscheidungen getroffen, die in dem H a n d b u c h  d e r  
U n f a l l v e r s i c h e r u n g ,  das in 3 Bänden 1909 und 1910 im V erlage von 
Breitkopf & H ärtel in Leipzig erschienen ist, kurz w iedergegeben sind. Für 
die Z uteilung der versicherungspflichtigen Betriebe zu den B erufsgenossen­
schaften waren zunächst Beschlüsse des Bundesrates m aßgebend, die sich 
an die Einteilung der Reichs-Berufsstatistik anlehnten. In A uslegung dieser 
Beschlüsse hat das R eichs-Versicherungsam t in seinen amtlichen N achrichten 
w iederholt alphabetische Verzeichnisse der G ew erbezw eige m it A ngabe der 
zuständigen B erufsgenossenschaften veröffentlicht, zuletzt im vorgenannten 
H andbuche Band 3.

Im Interesse der D ezentralisation der V erw altung und zur V erteilung 
des Risikos ist die Einteilung der Berufsgenossenschaften in S e k t i o n e n  zu­
gelassen; hiervon haben 45 Berufsgenossenschaften G ebrauch gem acht.

D ie  O r g a n e  d e r  B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  sind der V orstand, die 
G enossenschaftsversam m lung, die aus säm tlichen G enossenschaftsm itgliedern 
oder aus D elegierten besteht, die V ertrauensm änner, die als örtliche O rgane 
bestellt w erden können, die technischen A ufsichtsbeam ten, die, w ie noch zu 
erw ähnen ist, die Ü berw achung der Betriebe auszuführen haben, und be­
sondere A usschüsse zur Feststellung der Entschädigungen, zur Festsetzung 
von Strafen und Erledigung anderer besonderer A ufgaben. G egebenenfalls 
treten hinzu der Sektionsvorstand und die Sektionsversam m lung.

Die A u f g a b e n  d e r  B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  sind seh r m annig­
faltig. In erster Linie ist den G enossenschaften die Festsetzung  der Ent­
schädigungen zugew iesen, die nach M aßgabe der gesetzlichen Bestim m ungen 
bei Unfällen an die Verletzten oder an die H interbliebenen der G etöteten 
zu gew ähren sind. Die hierzu und zur D eckung der V erw altungs- und anderen 
Kosten, zur A nsam m lung des vorgeschriebenen R eservefonds erforderlichen 
Mittel müssen durch jährliche Umlage von den G enossenschaftsm itgliedern 
eingezogen werden. Als besonders w ichtige A ufgabe ist dann die F ür­
sorge für die U nfallverhütung den B erufsgenossenschaften auferlegt.

Eine ihrer w ichtigsten Aufgaben ist die V erteilung der von ihnen 
alljährlich aufzubringenden Geldsum m en auf die versicherten Betriebe. Da 
im allgemeinen die von den U nternehm ern zu tragenden Lasten immer 
m ehr steigen, so ist eine richtige V erteilung der G esam tlast außerordentlich 
w ichtig. Nach welchen G esichtspunkten diese V erteilung zu erfolgen hat,
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habe ich bereits im 8. H efte des Jahrganges 1909 d er „Technik und W irtschaft“  
erläutert. Es kann daher auf diese A usführungen verwiesen werden.

Ein außergew öhnlich bedeutungsvolles Recht ist den B erufsgenossenschaften 
darin verliehen w orden, daß sie für ihre M itglieder und die bei ihnen versicher­
ten Personen U n f a l l v e r h ü t u n g s v o r s c h r i f t e n  erlassen und Zuw iderhand­
lungen gegen diese Vorschriften bestrafen können. Von diesem Rechte haben 
alle 66 gew erblichen Berufsgenossenschaften G ebrauch gem acht. Es ist sehr 
lehrreich, die Entwicklung dieser berufsgenossenschaftlichen U nfallverhütung 
in den verflossenen 25 Jahren zu verfolgen. Eine eingehende Studie hier­
über habe ich auf W unsch des V erbandes der Deutschen Berufsgenossen­
schaften verfaß t; sie bildet die Einleitung zu dem umfangreichen W erk über 
Unfallverhütungstechnik, das von Professor Dr. Ing. Schlesinger unter Mit­
w irkung zahlreicher technischer Aufsichtsbeam ter der Berufsgenossenschaften 
verfaßt, vom Verbände aus Anlaß des fünfundzwanzigjährigen Bestehens der 
Unfallversicherung dem nächst herausgegeben wird. W ie dieses W erk zeigen 
wird, daß in D urchführung der von den gew erblichen Berufsgenossenschaften 
erlassenen U nfallverhütungsvorschriften eine eigenartige Spezialtechnik ent­
standen ist, so w ird meine Studie darlegen, daß „eine Bekämpfung der Unfall­
gefahren auf der ganzen Linie der industriellen und gew erblichen Arbeit 
erst die U nfallversicherungsgesetzgebung und die durch sie geschaffene berufs­
genossenschaftliche O rganisation“  gebracht hat. Im Laufe der Jahre sind die 
von den Berufsgenossenschaften erlassenen Unfallverhütungsvorschriften immer 
mehr den tatsächlichen und mit der schnellen Entwickelung der Industrie 
sich ändernden G efahrenverhältnissen angepaßt w orden. Um die D urchführung 
zu gew ährleisten, haben die U nfallversicherungsgesetze den Berufsgenossen­
schaften das Recht gegeben, die Betriebe durch besondere Beamte überwachen 
zu lassen. In d er revidierten Fassung der Gesetze vom 30. Juni 1900 ist 
hierüber ausdrücklich bestim m t w orden, daß die Berufsgenossenschaften v e r ­
p f l i c h t e t  seien, für die D urchführung d er Vorschriften Sorge zu tragen, und 
daß sie hierzu t e c h n i s c h e  A ufsichtsbeam te anstellen können. Demzufolge ist 
schon von Anfang an ein Institut von Revisionsbeam ten entstanden, die bis 1900 
als „B eauftragte“ , von da ab als „technische A ufsichtsbeam te“  das wichtige 
Amt der Betriebsüberw achung auszuführen hatten. Entsprechend der letzteren 
Beamtenbezeichnung können nunm ehr nur Techniker angestellt werden. Damit 
hat sich für den Technikerstand ein neues Arbeitsfeld von großer Bedeutung 
eröffnet. Z ur Zeit sind bei den gew erblichen Berufsgenossenschaften 339 
solcher Stellen vorhanden. Über die Ü berwachungstätigkeit haben die Berufs­
genossenschaften alljährlich dem Reichs-Versicherungsamte zu berichten. Da 
diese A ngaben ein sehr wertvolles M aterial nicht nur über die O rganisation 
der Betriebsrevision, sondern auch über die A usgestaltung der U nfallverhütungs­
m aßnahm en überhaupt enthalten, so hat das Reichs-Versicherungsamt einen seit 
vielen Jahren verfolgten Plan verwirklicht und veröffentlicht nun diese Berichte; 
sie liegen für das Jah r 1907 und 1908 vor, der Bericht für 1909 befindet sich 
im Druck.

Von großem  W erte für die Unfallverhütung ist der V e r e i n  D e u t s c h e r  
R e v i s i o n s i n g e n i e u r e  gew orden, der im Jahre 1894 gegründet w urde und 
heute unter dem Vorsitze des Professors G a r y  180 M itglieder, darunter 131 
technische A ufsichtsbeam te um faßt. Für die V ervollkomm nung der Unfall-
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V erhütungsm aßnahm en w ichtig sind die zahlreichen Schriften des Vereines, 
die im V erlage von A. Seydel in Berlin veröffentlicht w urden. Als O rgan des 
Vereines dient die in diesem Verlag erscheinende Zeitschrift „Sozial-Technik“ .

Zur Förderung der U nfallverhütungsbestrebungen und besonders zur Aus­
gestaltung der U nfallverhütungstechnik haben die gew erblichen B erufsgenossen­
schaften verschiedene W ege eingeschlagen. Viele von ihnen veröffentlichen 
in besonderen Schriften oder in ihren G enossenschaftsorganen bew ährte  Sicher­
heitseinrichtungen. Außerdem sind W ettbew erbe zur E rlangung zw eckm äßiger 
U nfallverhütungsvorkehrungen veranstaltet w orden. Es w urden ferner Aus­
stellungen zur V orführung solcher V orrichtungen benutzt. Auch der Ständigen 
A usstellung für A rbeiterw ohlfahrt in C harlottenburg und dem Kgl. Bayrischen 
A rbeiter-M useum in M ünchen haben m ehrere B erufsgenossenschaften viele 
G egenstände zugeführt. W ichtige Fragen der U nfallverhütung w erden fort­
dauernd behandelt. Auf die G enossenschaftsm itglieder, deren B etriebsbeam te 
und A rbeiter w ird belehrend eingewirkt, und neuerdings m ehren sich die Be­
strebungen in den Berufsgenossenschaften, die Fabrikanten und Lieferer von 
B etriebseinrichtungen zu veranlassen, sie von vornherein den Unfallver- 
hiitungsvorschriften entsprechend zu gestalten, um das nachträgliche A nbringen 
von Schutzvorrichtungen zu verm eiden. In allen diesen A nstrengungen und 
M aßnahm en gehen die B erufsgenossenschaften H and in H and m it dem Reichs- 
V ersicherungsam t, und so ist in gem einsam er T ätigkeit eine Fürso rge  befrie­
digend herausgebildet w orden, die heute über 9 Millionen gew erbliche Arbeiter 
umfaßt.

Um gem einsam e Interessen w irksam er zu w ahren, schlossen sich die Be­
rufsgenossenschaften zu V erbänden zusam men. Schon 1887 w urde der V e r ­
b a n d  d e r  d e u t s c h e n  B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  m it dem Sitz in Berlin 
gegründet, dem heute alle gew erblichen B erufsgenossenschaften bis auf die 
Bayrische H olzindustrie-B erufsgenossenschaft angehören. U nter seinen Vor­
sitzenden Dr. v o n  H a s e  (1887 bis 89), R ö s i c k e  (1889 bis 97) und G e r h a r d t  
(1897 bis 1910) hat der V erband die g roßen  A ufgaben der B erufsgenossen­
schaften wirksam gefö rdert und namentlich auch zur A usgestaltung der Unfall­
verhütungsm aßnahm en erfolgreich beigetragen. Die B a u g e w e r k s - B e r u f s -  
g e n o s s e n s c h a f t  en  schlossen sich (auch im Jahre 1887) zu einem Verbände 
mit dem  Sitz in Berlin zusam men, dessen V orsitz auch heute noch der Kgl. 
Baurat F e l i s c h  führt. Im Jahre 1895 entstand dann als Folge von gem einsam en 
Konferenzen, die schon seit 1886 abgehalten w urden, der V e r b a n d  d e r  
E i s e n -  u n d  S t a h l - B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  (Sitz in Mainz bei der Süd­
deutschen Eisen- und Stahl-B erufsgenossenschaft), dem diese G enossenschaften 
mit A usnahm e der N ordöstlichen Eisen- und Stahl-B erufsgenossenschaft ange­
hören. Den V orsitz führte von A nfang an R itter v o n  M a f f e i  in M ünchen.

Von der gew altigen Arbeit, die in den ßerufsgenossenschaften  geleistet 
wird, und von der um fangreichen O rganisation, die hierzu no tw endig  ist, 
geben am deutlichsten einige Zahlen Zeugnis, die den Rechnungsergebnissen 
entnom m en sind, welche dem Reichs-V ersicherungsam te fü r das Jah r 1908 be­
richtet und von ihm in den Amtlichen Nachrichten, Nr. 1 vom 15. Januar 1910, 
veröffentlicht w orden sind.

Die 66 gew erblichen B erufsgenossenschaftenum faßten  im Jahre 1908 696824 
Betriebe mit 8917772 versicherten Personen. Die tatsächlich verdienten Löhne,
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G ehälter und die der Versicherung zugrunde gelegten Pauschbeträge dieser ver­
sicherten Personen ergaben bei den Berufsgenossenschaften eine Summe von 
nahezu 8,5 M illiarden M. Die Zahl der M itglieder der G enossenschaftsvorstände 
betrug 789, die der Sektionsvorstände 1993, die Zahl der V ertrauensm änner 
8460, die der technischen Aufsichtsbeam ten 315 und die der G eschäftsführer, 
Bureau-, Kassen-, Kanzlei- und U nterbeam ten 3074. An Entschädigungen für 
U nfallverletzte und Hinterbliebene w urden von den Berufsgenossenschaften 
und den zugehörigen Versicherungsanstalten rd. 112 Millionen M gezahlt. Die 
Gesam tsum m e d er in der ganzen Zeit des Bestehens der Berufsgenossenschaften 
und Versicherungsanstalten von ihnen gezahlten Entschädigungen ist dam it auf 
etwa 1250 Millionen M gestiegen.

Die Zahl aller Verletzten, für die im Jahre 1908 Unfallanzeigen erstattet 
w orden sind, betrug 464090; die Zahl der Verletzten, für die im Laufe des 
Jahres zum ersten Mal Entschädigungen gezahlt w orden sind, 75830, die Zahl 
der H interbliebenen G etöteter, die erstmalig eine Rente erhielten, 13790. 
Da aus den Vorjahren noch 459007 Verletzte vorhanden waren, die Entschädi­
gung  erhielten, so betrug die Gesamtzahl aller Verletzten, an die im Jahre 
1908 Entschädigungen gezahlt w urden, 534837.

Die Ausgaben setzen sich aus den Entschädigungen, den Kosten der Unfall­
untersuchung und der Feststellung der Entschädigung, den Kosten des Rechts­
ganges (Schiedsgerichtskosten und Kosten des Verfahrens vor dem Reichs-Ver­
sicherungsam t oder dem zuständigen Landes-Versicherungsam te), den Kosten 
der Unfallverhütung (Überwachung der Betriebe, Erlaß von U nfallverhütungsvor­
schriften, Rettung Verunglückter, Abwendung von Unfällen), ferner aus den Ver­
w altungskosten und den Einlagqn in den gesetzlichen Reservefonds zusammen 
und betrugen etw as über 150 Millionen M, wovon lß 1/^ Millionen M dem 
Reservefonds zugeführt w urden, der damit am Schluß des Jahres 1908 die H öhe 
von etwas über 260 Millionen M erreichte.

G roße Summen sind es, die in diesen Zahlen erscheinen; sie zeigen, wie 
gew altig die Arbeit ist, die zur D urchführung der U nfallversicherung von den 
B erufsgenossenschaften geleistet worden ist. Viele H underte von M ännern 
der Industrie haben dieser T ätigkeit Zeit und Kraft gew idm et, in ehrenam tlicher 
Steilung, vielfach ohne irgend eine Entschädigung anzunehm en. Sie haben 
selbstlos ihre Zeit geopfert, ihre Erfahrungen und Kenntnisse in den Dienst 
der großen sozialen Aufgabe gestellt. M anche H offnung w urde einst an die 
E inführung der öffentlich rechtlichen A rbeiterfürsorge geknüpft; es w urde von 
manchen erw artet, daß dam it ein Ausgleich der sozialen G egensätze erzielt 
w ürde. Diese hochgespannten H offnungen sind nicht erfüllt w orden; es wäre 
aber ungerecht, wenn daraus gefolgert w ürde, daß die größte K ulturtat des 
vergangenen Jahrhundertes ohne Erfolg geblieben wäre. Von Millionen w irt­
schaftlich schwacher Personen ist durch die Unfallversicherung N ot und Elend 
ferngehalten w orden. Sie sind von dem niederdrückenden Gefühle verschont 
geblieben, der öffentlichen Armenpflege und der privaten W ohltätigkeit anheim 
zu fallen. Das Gefühl lebhafter G enugtuung über diese segensreichen W ir­
kungen der Unfallversicherung entschädigt die Männer, die in den Berufs- 
genossenschaften, viele seit 25 Jahren, tätig  sind, für den M angel an Aner­
kennung seitens der Arbeiter. N icht genug zu schätzen ist auch die Tatsache,
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daß die Berufsgenossenschaften die U nternehm er zu gem einsam er, innerlich 
befriedigender T ätigkeit zusam m engeführt haben und daß dadurch viele Be­
ziehungen entstanden, die auch für das geschäftliche Leben von großem  
W erte sind.

VERKEHRSTECHNIK UND RECHT.
Von Professor Dr. CARL KOEHNE, Berlin.

In w underbarer W eise hat sich im gegenw ärtigen Jah rhundert der V erkehr 
entwickelt. Die aus alter Zeit überlieferten H ülfsm ittel des T ransportes, die 
W ege, die durch tierische Kraft bew egten Fahrzeuge, die Schiffahrt und die 
Post sow ie die im neunzehnten Jahrhundert entstandenen großartigen  V erkehrs­
anstalten, Eisenbahn, Telegraphie und Telephon, haben an V erbreitung und 
Leistungsfähigkeit nicht zum w enigsten in Folge technischer Fortschritte  be­
deutend zugenom m en. V or allem aber ist ihre W irksam keit durch eine Reihe 
n e u e r  V erkehrsm ittel ergänzt w orden. Ich erinnere nur an K raftfahrzeuge, 
an M otorboote, an drahtlose T elegraphie und Telephonie. A ußerdem  haben 
auch das lenkbare Luftschiff und der Flugapparat, w enn ihnen auch praktische 
B edeutung für das V erkehrsw esen zur Z eit noch fehlt, doch schon solche 
V erbreitung gew onnen, daß man sich m it der internationalen R egelung ihres 
Rechtes beschäftigt. Denn seit den ältesten Zeiten m acht jedes neu auftretende 
V erkehrsm ittel einen neuen Kreis von Rechtssätzen, ein neues S o n d e r r e c h t  er­
forderlich. Im m er hat sich die N otw endigkeit herausgestellt, dafür zu sorgen, 
daß die Interessen derjenigen, welche an der neuen A rt der B eförderung von 
Personen, Sachen oder N achrichten teilnehm en, un ter sich zu gerechtem  Aus­
gleiche kom m en, und daß nam entlich auch die U nbeteiligten sow ie die politi­
schen G em einschaften durch die neue Erscheinung im V erkehrsw esen nicht 
geschädigt w erden.

I. K r a f t f a h r z e u g e 1).

Ganz besonders zeigte sich die N otw endigkeit besonderer Rechtsvorschriften 
in jüngster Zeit bei einem T ransportm ittel, das, w enn auch schon im vorigen 
Jahrhundert entstanden, erst in den letzten zehn Jahren allgem eine V erbreitung 
gefunden hat, bei den K raftfahrzeugen. Man kann wohl sagen, daß die Regelung 
keines Sonderzw eiges des V erkehrsrechtes je so seh r die verschiedensten 
Volkskreise interessierte, w ie es in jüngster Zeit beim  A utom obilrechte der Fall 
w ar. Einerseits erw eisen sich die M otorw agen volksw irtschaftlich außero rden t­
lich nützlich, indem sie bei H eranziehung von M enschen und Stoffen für 
die Produktion und bei dem  A bsätze der W aren Z eit und Kraft ersparend 
wirken und für ihre eigene H erstellung einen neuen blühenden Industriezw eig 
ins Leben gerufen haben ; andererseits gefährden  sie das gesam te Publikum , 
das auf die B enutzung öffentlicher Straßen angew iesen ist, sow ie die sich 
auf ihnen bew egenden anderen Fahrzeuge und T iere und bis zu gew issem

x) Vergl. hierzu nam entlich Me i l i ,  Die K odifikation des A utom obilrechts, 
W ien 1907, sow ie K o e h n e ,  K raftfahrzeug und R echtsentw icklung, Berlin 1908, 
und im H andw örterbuche der Staatsw issenschaften Bd. V (3) S. 182 bis 197.
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G rad auch die den W egen benachbarten G ebäude. Dazu kam noch der Um­
stand, daß die allgemeine V erbreitung der Autos dadurch vorbereitet w urde, 
daß sie zunächst in erster Linie als V ergnügungs- und Sportm ittel für be­
sonders verm ögende Personen zur A nw endung gelangten. Noch sind die er­
bitterten Kämpfe nicht vergessen, welche Freunde und G egner des A uto­
m obilism us über dessen R echtsordnung in den Zeitungen und den Parlam enten 
gegen einander geführt haben. Im merhin ist es jetzt zu einem im großen 
und ganzen gerechten Ausgleiche der entgegenstehenden Interessen in einer 
der praktisch w ichtigsten Fragen, derjenigen nach der H aftpflicht der Auto­
mobilhalter, durch das Reichsgesetz über den V erkehr m it Kraftfahrzeugen 
vom 5. Mai 1909 gekomm en. Dieses G esetz beschränkt sich aber nicht auf 
jene privatrechtliche Angelegenheit, sondern will auch die Zahl der Unfälle, 
die durch die .Autos herbeigeführt werden, durch neue polizeiliche und 
strafrechtliche Vorschriften vermindern. In dieser Beziehung fand es eine 
wichtige Ergänzung durch eine am 4. F ebruar 1910 erlassene V erordnung 
des Bundesrates (RGBl. 389), dem es die Feststellung der Einzelheiten der 
polizeilichen Bestimm ungen über das A utom obilwesen überlassen hatte.

Aus dem Inhalte jener V erordnung sei hier nur auf eine Bestimmung 
hingewiesen, die als unserer industriellen Entwicklung schädlich zu er­
achten ist. Nach Anlage A Nr. II muß „bei D am pffahrzeugen die Kesselanlage, 
sow eit dafür nicht von der zuständigen Behörde Ausnahmen zugelassen sind, 
den allgemeinen polizeilichen Bestimmungen über die Landdam pfkessel ent­
sprechen“ . Diese V orschrift bringt allerdings nicht neue Rechtsbeschrän­
kungen, sondern stim m t mit dem früher geltenden Rechte, namentlich den auf 
§ 24 der G ew erbeordnung beruhenden V orschriften des Bundesrates vom 5. 
August 1890 (RGBl. 1890 S. 163) und den preußischen Ministerial-Erlassen vom
3. Januar und 9. März 1900 (Min.-Bl. d. I. V 1900 S. 94 u. 139) und vom 13. Juni 
1902 (a. a. 0 . 1902 S. 137), überein. Indessen haben die durch diese Bestimmun­
gen hervorgerufenen Schwierigkeiten, nam entlich die Verpflichtung zu den 
periodischen Dampfkesselrevisionen, bewirkt, daß  in Deutschland mit Dampf 
betriebene M otorw agen fast gar nicht hergestellt und benutzt werden, w ährend 
wir solche in Frankreich, England und Amerika außerordentlich häufig ver­
w endet sehen.

W ie in dieser Hinsicht, so werden auch in anderen Beziehungen die V or­
schriften der erw ähnten V erordnung und ebenso die des Kraftfahrzeuggesetzes 
nur als vorläufiger Abschluß in d er Entwicklung des A utom obilrechtes betrachtet 
werden können. Bezüglich der H aftpflicht w ird namentlich der Ausschluß der 
besonderen H aftung des A utohalters bei Verletzung von Passagieren, auch von 
solchen, die sein Fahrzeug gegen Entgelt benutzen, und bei Verletzung von 
Personen, die bei dessen Betriebe beschäftigt sind, schwerlich von D auer 
sein. Auch die Begrenzung der H aftung auf eine b e s t i m m t e  Summe dürfte 
zwar bei der heutigen rein privatrechtlichen R egelung der Entschädigung für 
Verletzungen durch K raftfahrzeuge angebracht sein, da sie dem H alter des 
K raftfahrzeuges die V ersicherung sehr wesentlich erleichtert, durch die er 
allein die G efahr des V erlustes seines ganzen V erm ögens verm eiden kann. 
A ndererseits kann aber durch jene Einschränkung der H aftung der Ersatz 
für den Verletzten unzureichend werden, namentlich wenn etw a ein Auto 
in eine M enschenm enge hineingefahren ist. H ier verm ag nur die B egründung

2
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einer s t a a t l i c h e n  H aftpflichtversicherungsanstalt, die den Schaden un ter säm t­
liche H alter von  K raftfahrzeugen verteilt, genügende Sicherung für den 
Schadenersatz zu bringen. Sie allein w ird ihn auch dann gew ähren können, 
wenn der E igentüm er des Autos, das den Unfall hervorgerufen hat, zahlungs­
unfähig ist oder nicht festgestellt w erden kann.

Bezüglich des Polizeirechtes der Autos w ird seitens des Publikum s, w ährend 
die Sachverständigen die V orschriften des G esetzes und der B undesrats­
verordnung über den V erkehr mit K raftfahrzeugen im allgem einen als an­
gem essen erachten, über die A rt der p r a k t i s c h e n  A n w e n d u n g  dieser Be­
stim m ungen und der dazu erlassenen Preußischen M inisterialverordnung vom 
25. Februar 1910 nicht m it U nrecht geklagt. Die U nzufriedenheit kam neuer­
dings in zwei A nträgen des A bgeordneten S trosser im Preußischen A bgeord­
netenhaus und in d er sich am 8. Juni 1910 an sie schließenden E rörterung  zum 
Ausdruck. D er erste Antrag, die Kgl. S taatsregierung m öchte die ihr unter­
stellten Polizeiorgane anw eisen, „dahin zu w irken, daß die für den V erkehr 
m it K raftfahrzeugen erlassenen gesetzlichen Bestim m ungen und polizeilichen 
V orschriften auch befo lg t w erden“ , fand allgem eine Z ustim m ung. In der 
T a t kann man auch nur bedauern, daß  die Behörden, w ie es S trosser be­
klagte, von der ihnen im § 26 der V erordnung des B undesrates verliehenen 
Befugnis, alte „durch Entw icklung von G eräusch oder üblem  G eruch be­
sonders lästige Fahrzeuge aus dem  V erkehr a u s z u m e r z e n “ , nicht den im 
Interesse der A llgem einheit notw endigen G ebrauch m ach en ; freilich ist nicht 
zu übersehen, daß ein derartiges V orgehen die derzeitigen Besitzer von Autos, 
die früher behördlich zum S traßenverkehr zugelassen w aren, schw er treffen 
w ürde. Zugleich m it jenem  Antrage fand aber auch ein anderer ebenfalls 
von Strosser gestellter die Z ustim m ung der M ehrheit des H auses, die Re­
gierung m öge die Behörden veranlassen, dafür zu sorgen, „daß auf besonders 
verkehrsreichen S traßen die Personenbeförderung  m it K raftfahrzeugen auf 
das äußerste M aß eingeschränkt oder m öglichst ganz un tersag t w erde“ . Ge­
tadelt w urde von S trosser auch, daß das Berliner Polizeipräsidium , von der in 
§ 18 Abs. 2 der V erordnung gegebenen  Erlaubnis G ebrauch m achend, das 
zulässige H öchstm aß der G eschw indigkeit der K raftfahrzeuge — 15 km in 
der Stunde — für bestim m te G egenden zu erhöhen, eine G eschw indigkeit 
bis zu 25 km erlaubt hat. Zweifellos dürfte die Ü berschreitung jenes gar- 
nicht niedrigen N orm alm aßes nur sehr selten durch ernstliche geschäftliche 
Interessen geboten  sein.

Ü berhaupt m üssen wie die allgemeinen R echtsvorschriften auch die zu 
ihrer A usführung erlassenen polizeilichen Bestim m ungen über den A utover­
kehr so gefaß t sein, daß schw ere G efährdung des die öffentlichen W ege be­
nutzenden Publikum s m ehr als b isher verhü te t w ird. A ndererseits dürfen aber 
der V erbreitung und vernünftigen B enutzung des neuen V erkehrsm ittels, so 
w eit es irgend angeht, keine H indernisse bereite t w erden. Solche erwuchsen 
ihm auch bisher aus der Tatsache, daß die einzelnen Staaten die A nerkennung 
der amtlichen Feststellung der E ignung  der ausländischen A utos für den 
V erkehr auf öffentlichen S traßen und auch der im A usland erteilten Befähi­
gungsausw eise der F üh rer im Interesse der Sicherheit ihrer U ntertanen an 
umständliche und kostspielige B eglaubigungen durch die Konsuln knüpften. 
D iese E rschw erungen sind jetzt fü r die außerdeutschen und auch für solche
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deutsche M otorw agen fortgefallen, die nur zu vorübergehendem  Aufenthalte 
nach D eutschland gelangen. Denn am 11. O ktober 1909 w urde das „Internationale 
Abkommen über den V erkehr mit K raftfahrzeugen und die Regelung des 
V erkehres m it Kraftfahrzeugen zu Paris“  abgeschlossen, das nur die V or­
legung der vom U rsprungstaate ausgestellten Dokumente an der Grenze ver­
langt, und am 21. April 1910 konnte der Reichskanzler bekannt machen, daß 
dieses Abkommen außer von Deutschland noch von zehn anderen Staaten voll­
zogen sei. Durch eine an demselben T ag  erlassene V erordnung des Bundes­
rates hat der Inhalt jenes völkerrechtlichen V ertrages seit dem 1. Mai dieses 
Jahres in Deutschland Rechtskraft. D adurch sind auch ausländische A uto­
mobile von dem lästigen Zw ange zur A nbringung besonderer Kennzeichen, 
die bei dem Überschreiten der G renze an sie ausgegeben w urden, und von 
der Verpflichtung der Beseitigung oder V erdeckung der heimischen Kenn­
zeichen befreit worden. Jedes Kraftfahrzeug wird jetzt schon in der H eim at 
m it besonderen Kennzeichen versehen, die seine S taatsangehörigkeit angeben.

II. E i s e n b a h n e n 2).

Gleich den Kraftfahrzeugen erfordern auch die Eisenbahnen als W elt­
verkehrsm ittel vielfach Rechtsvorschriften, die sich nicht auf die Grenzen 
eines einzelnen Landes beschränken. W urde deshalb schon am 14. O ktober 
1890 ein „Internationales Übereinkommen über den E isenbahnfrachtverkehr“ 
abgeschlossen, so ist es doch in unserem Jahrhundert infolge der Zunahme 
d er internationalen T ransporte durch zwei „Zusatzübereinkom m en“  ergänzt 
und verändert w orden. Besonders w ichtig ist unter ihnen das neueste vom 
19. Septem ber 1906, das am 22. D ezember 1908 in Kraft trat.

Von den dadurch herbeigeführten Reformen im internationalen W aren­
transportrecht ist die w ichtigste zum Teile durch Fortschritte der Technik 
verursacht. Man hat nämlich eine Reihe von G egenständen zum internatio­
nalen Verkehre zugelassen, die bisher in ihm nicht befördert werden konnten; 
bei anderen hat man die B eförderungsbedingungen erleichtert, so daß der 
T ransport billiger gew orden ist. So sind namentlich die früher in der Anlage B 
als nur „bedingt zugelassen“  aufgeführten, leicht Feuer fangenden festen 
Stoffe (Heu, Stroh usw .), die unter Umständen durch Funken der Lokomotive 
entzündet w erden können, und ebenso auch die übelriechenden, nicht zugleich 
fäulnisfähigen Stoffe und die stäubenden G üter w eggelassen, weil ihre Be­
förderung nicht m ehr überm äßig gefährlich ist. Die Eisenbahnen schützen 
sich jetzt lediglich durch Verpackungsvorschriften im T arife vor Schäden, 
d ie bei der B eförderung solcher G üter entstehen können.

Sehr gew achsen ist im letzten Jahrzehnte die Anzahl der Linien, bei denen 
der internationale Frachtverkehr die Vorteile des Berner Übereinkommens 
gen ieß t; w ährend sich dieses am 1. M ärz 1899 nur auf 186 000 km bezog, 
galt es am 1. M ärz 1908 für 238.650 km'. Rumänien und Belgien sind den

2) Vergl. K o e h n e ,  G rundriß des Eisenbahnrechts, Berlin 1906, Eisenbahn­
verkehrsordnung vom 25. Dezember 1908, herausg. von J a n z e r  und B u r g e r ,  
M annh. u. Leipz. 1909, v o n  d e r  L e y e n  in Z. f. H andelsrecht 65 (1909) 
S. 4 bis 24, Drucksachen d. H. d. Abgeordn. XXI Leg. 3. Sess. 1910 Nr. 141 usw.
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V ertragstaaten beigetreten ; w eitere Beitritte, nam entlich Schw edens und E ng­
lands, sind zu erw arten.

Das Internationale Zusatzübereinkom m en von 1905 hat in V erbindung 
mit „der rastlosen Entw icklung des G üterverkehres, w elcher die An­
passung m ancher Bestim m ungen an die m odernen V erhältnisse“  erheischte, 
auch zu einer N euredaktion der für die Beziehungen zwischen Eisenbahn 
und Publikum  im i n l ä n d i s c h e n  V erkehr in erster Linie m aßgebenden Rechts­
quelle geführt. An Stelle der E isenbahn-V erkehrsordnung vom 26. O ktober 
1899 ist jetzt diejenige vom 23. D ezem ber 1908 getreten. Bei dieser G elegen­
heit hat man auch die W ünsche des H andelsstandes sow eit erfüllt, wie sie 
mit den Interessen der E isenbahnen in Einklang gebrach t w erden konnten. 
N amentlich ist der Ausschluß der H aftung der E isenbahnen bei G epäckstücken 
fortgefallen, die m it älteren B eförderungszeichen versehen sind.

W ie die V erkehrsordnung haben auch die für den B e t r i e b  der Eisen­
bahnen m aßgebenden V erw altungsvorschriften im letzten Jahrzehnt neue Form en 
erhalten, da die früheren dem Anwachsen des V erkehres und dem neuzeit­
lichen Stande der V erkehrstechnik nicht m ehr entsprachen. So trat nam ent­
lich an die Stelle dreier älterer V erordnungen die Eisenbahn-Bau- und Be­
triebsordnung vom 4. N ovem ber 1904. Ferner erließ der B undesrat am 25. 
Mai 1908 neue „B estim m ungen über die technische E inheit im E isenbahn­
w esen“ , am 1. Mai 1906 solche über die „B efähigung von E isenbahn-Be­
triebs- und Polizeibeam ten“ . Endlich w urde noch, um nu r noch dies zu 
erw ähnen, durch einen Preußischen M inisterialerlaß eine neue „Prüfungs- 
O rdnung für die mittleren und unteren S taatsbeam ten, gültig  vom 1. Mai 
1906“  in Kraft gesetzt.

Die w ichtigste E inw irkung des technischen Fortschrittes auf das E isen­
bahnw esen bildet indessen die V erw endung der Elektrizität. D urch sie hat auch 
eine viele Juristen beschäftigende F rage in allerjüngster Z eit eine Entscheidung 
erhalten, die von der früher herrschenden Ansicht abw eicht. Lange konnte 
man näm lich mit vollem Rechte behaupten, daß auf eine Bahn s ä m t l i c h e  die 
E i s e n b a h n e n  betreffenden V orschriften nur dann A nw endung finden, wenn 
der T ransport von Personen und Sachen auf Eisenschienen m i t  H ü l f e  v o n  
D a m p f k r a f t  ausgeführt w ird ; sonst lagen stets K l e i n b a h n e n  vor, die in 
der Regel nach anderen Bestimm ungen beurteilt w urden. Im Preußischen 
Etatsgesetze von 1909 w urden aber schon 2 M illionen M zur E inrichtung 
elektrischer Z ugförderung  auf der Strecke D essau-B itterfeld bew illigt, die 
als V orbereitung für die E lektrisierung der Strecke M agdeburg-Leipzig- 
Halle a. S. dienen soll. In der Budgetkom m ission des Jahres 1910 w urde 
dann vom M inister fü r öffentliche Arbeiten erklärt, daß die A rbeiten für den 
elektrischen Betrieb schon „vergeben  seien und so gefö rdert w ürden, daß 
die neue Betriebsw eise voraussichtlich im O ktober dieses Jahres aufge­
nom m en w ürde“ . Auch seien „die V orarbeiten zu einem zw eiten U nter­
nehm en“  dieser Art bei Lauban „im G ange“ . W ir w erden also sehr bald auch 
Eisenbahnen, und zwar H auptbahnen, m it elektrischem  Betriebe haben.

Zur Zeit aber gehören  die elektrischen Bahnen w enigstens in Preußen 
noch sämtlich zu den Kleinbahnen. Diese in ihrer G esam theit sehr w ichtigen 
Verkehrsm ittel, deren Zahl im letzten Jahrzehnt außerordentlich  gew achsen 
ist, sind in P reußen schon am 28. Juni 1892 gesetzlich gerege lt w orden.
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Sow eit es sich bei ihnen um die G ruppe der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 
handelt, hatten sie auch in Anlage 3 der A usführungs-V erordnung vom 13. 
A ugust 1898 zu jenem Gesetze besondere Betriebsvorschriften erhalten. Für 
die übrigen Kleinbahnen, '„Die S traßenbahnen m it M aschinenbetrieb (städti­
sche S traßenbahnen und diesen ähnliche K leinbahnen)“ , führten am 26. Sep­
tem ber 1906 zwei M inisterialerlasse (E isenbahn-V erordnungsblatt 559 und 
599) Bau- und Betriebsvorschriften sow ie einheitliche M uster von Polizei­
verordnungen ein.

III. F u n k e n t e l e g r a p h i e 3).

W ichtiger noch als im Eisenbahnw esen sind die Fortschritte der E lektro­
technik besonders für den N achrichtenverkehr durch die Erfindung der Funken­
telegraphie gew orden. W ährend die naturwissenschaftlichen Erkenntnisse, die 
dieser neuen Art der Ü berm ittlung von N achrichten zugrunde liegen, den 
beiden letzten Jahrzehnten des neunzehnten Jahrhundertes angehören, hat 
sie praktische V erw ertung erst im zwanzigsten gefunden. E rst in ihm sind 
auch die zur V erbreitung der drahtlosen Telegraphie unum gänglich no t­
w endigen Rechtsbestim m ungen geschaffen w orden. G erade hier zeigt sich 
besonders klar, daß die S o n d e r r e c h t e  der V erkehrsm ittel nicht nur die Inter­
essen solcher Personen schützen, die von ihnen nicht G ebrauch machen, 
sondern daß sie selbst m itunter auch die um fangreiche w i r t s c h a f t l i c h e  A n ­
w e n d u n g  der neuen technischen Errungenschaften überhaupt erst e r m ö g l i ­
c h e n .  Beständen keine Vorschriften über die Radiotelegraphie, so w ürde ihre 
allgemeine V erw ertung bald durch die Störungen verhindert werden, welche 
die von den verschiedenen Stationen ausgehenden elektrischen W ellen ein­
ander gegenseitig  zufügen. Außerdem könnten auch andere Em pfangsstationen 
als die, für welche eine N achricht bestim m t ist, diese abfangen.

G egen solche mit der E igenart des neuen Verkehrsm ittels eng zusam m en­
hängende Übelstände konnte aber, da der Schw erpunkt der V erw endung der 
Funkentelegraphie, abgesehen von Kriegsfällen, zurzeit in dem Verkehre 
der Küsten mit Schiffen auf hoher See liegt, nur auf dem W ege von V er­
einbarungen aller w ichtigeren K ulturstaaten vorgegangen werden. Diese T a t­
sache führte zu dem »Internationalen Radiotelegraphenvertrage«, der zu Berlin 
am 3. N ovem ber 1906 von 27 Staaten abgeschlossen w urde. In ihm ver­
einbarte man namentlich, daß die öffentlichen Küsten und Schiffahrtstationen 
verpflichtet sind, Radiotelegram m e ohne U nterscheidung des A pparatsystem s 
m iteinander auszutauschen. Durch diese Bestimmung, die im Interesse 
der verschiedenen Systeme der R adiotelegraphie und daher auch des F o rt­
schrittes ihrer Technik geboten war, w urden die M onopolbestrebungen der 
M arconi-Gesellschaften lahm gelegt; diese beantw orteten bis zu jenem Ver­
trage nur den Anruf solcher radiotelegraphischen Stationen, die mit Marconi- 
Apparaten versehen waren. In einem an dem erw ähnten Tage geschlossenen

3) Vergl. hierzu namentlich Me i l i ,  Die drahtlose Telegraphie im internen 
Recht und Völkerrecht, Zürich 1908, Landrichter Dr. S c h o l z ,  Drahtlose T ele­
graphie und N eutralität, Berlin 1905 und in D. Jur.-Ztg. 1907 Sp. 61 bis 63, 
J e n t s c h  im Jahrbuch der drahtlosen Telegraphie I (Leipz. 1908) S. 613 
bis 647, A l f r e d  L a n d s b e r g ,  Die drahtlose Telegraphie, M arburg 1909.
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Zusatzübereinkom m en, an dem indessen nu r 23 Staaten beteiligt sind, w urden  
auch die »B ordstationen«, nämlich »Funkentelegraphenstationen auf nicht 
dauernd verankerten Schiffen«, verpflichtet, ohne U nterschied des von den 
einzelnen benutzten funkentelegraphischen Systems mit einander zu verkehren, 
ln allen an der V ereinbarung beteiligten Staaten dürfen aber, wenn auch die 
W ahl der funkentelegraphischen A pparate und E inrichtungen frei ist, nur be­
stim mte W ellenlängen für den öffentlichen V erkehr zugelassen w erden. Bord­
stationen können nu r noch m it obrigkeitlicher G enehm igung, die an bestim m te 
Bedingungen zu knüpfen ist, errichtet, und T elegraphisten  nur nach einem 
Befähigungsnachweis und nach V erpflichtung auf das T elegraphengeheim nis 
angestellt w erden.

W eit m ehr noch als das Zusatzübereinkom m en zum Internationalen Eisen­
bahnfrachtvertrage machten d i e s e  V erträge eine N euordnung  der zurzeit in 
den einzelnen Staaten geltenden einschlägigen R echtsvorschriften notw endig. 
Enthalten sie doch eine Reihe von Bestimm ungen, die nur durchführbar sind, 
wenn das Reich gesetzlich in der Lage ist, den Land- und Schiffstationen 
ihre Befolgung aufzuerlegen. D eshalb w urde durch eine am 7. März 1908 
erlassene Novelle zum G esetz über das Telegraphenw esen des D eutschen 
Reiches vom 6. April 1892 die E rrichtung und der Betrieb elektrischer 
Telegraphenanlagen, „w elche ohne m etallische V erbindungsleitungen N ach­
richten verm itteln“ , von der G enehm igung des Reiches abhängig gem acht. 
Außerdem  dürfen auf deutschen Schiffen aller A rt „T elegraphenanlagen, die 
nicht ausschließlich zum V erkehr innerhalb des Fahrzeuges bestim m t sind, nur 
mit G enehm igung des Reiches errichtet und betrieben w erden“ . Dam it w erden 
s ä m t l i c h e  für den A ußenverkehr bestim m ten T elegrapheneinrichtungen 
deutscher Schiffe, nicht nur die funkentelegraphischen, sondern auch z. B. 
U nterw asserschalltelegraphen, der A ufsicht des Reiches unterstellt. Endlich 
w urde durch jene Novelle dem Reichskanzler die Befugnis erteilt, A nord­
nungen über den Betrieb von T elegraphenanlagen auf frem den Schiffen 
zu treffen, die sich in deutschen H oheitsgew ässern  aufhalten.

H at das Reich auf diese W eise das Recht erhalten, m it A usschluß P rivater 
drahtlose T elegraphie zu treiben, sow eit nicht ausschließlich für den V er­
kehr innerhalb eines Schiffes bestim m te A nlagen in B etracht kom m en, SO' 
ist doch tatsächlich ein solches M onopol nur bezüglich der K üstenstationen 
in Anspruch genom m en w erden. E rrichtung und B enutzung von radiotele­
graphischen für den V erkehr außerhalb des Fahrzeuges bestim m ten Stationen 
auf Schiffen wird Privatunternehm ern g esta tte t; nur w ird die E rteilung  
der Erlaubnis von V oraussetzungen abhängig  gem acht, welche die Interessen 
des allgemeinen funkentelegraphischen V erkehres und der L andesverteid igung 
w ahren. Ist jene Selbstbeschränkung der R eichsregierung fü r die V ervoll­
kom m nung des neuen Hülfsm ittels des N achrichtenverkehres von V orteil, d a  
sie den W ettbew erb der verschiedenen Systeme erm öglicht, so w erden doch auch 
Befürchtungen laut, daß durch derartige V erw altungspraxis m it der Z eit 
in belebten H äfen sich zu viele elektrische W ellen bilden und so das V er­
ständnis der einzelnen M itteilungen stören.

Die Bestimm ungen des T elegraphengesetzes über die d rahtlose T ele­
graphie w erden durch m ehrere V erordnungen ergänzt, die den Betrieb und 
den V erkehr m it dem Publikum  in den Einzelheiten regeln. W ichtig  sind



V ERK EH RSTECHN IK  UND RECHT 527

namentlich eine vom R eichspostam t am 30. M ärz 1905 erlassene „V orschrift 
für den G ebrauch der Funkentelegraphie im öffentlichen V erkehr“  (Amtsbl. 
d. Reichs-Postam ts 1905 S. 57 u. f.), d ie unter anderem auch den Über­
gang von Depeschen, die den Küstenstationen durch Funkentelegraphie über­
m ittelt w erden, an die gew öhnliche Telegraphie anordnet, und eine Novelle 
zur T elegraphenordnung vom 16. Juli 1908 (a. a. O. 1908 S. 181 u. f.). Sie 
regelt namentlich die G ebühren für Funkentelegraphie. Dazu sind neuerdings 
die „A nw eisung für den Funkentelegraphendienst vom 12. A ugust 1909“  (Zen- 
tralbl. f. d. D. Reich 1909 S. 753 u. f.), w elche auch die Errichtung von 
B ordstationen durch P rivatunternehm er ordnet, und die „Bestim m ungen über 
den Betrieb von Telegraphenanlagen auf fremden Schiffen in deutschem 
H oheitsgebiet vom 12. Dezember 1909“ (RGBl. 1909 S. 977 u. f.) gekom m en.

Bisher noch nicht geregelt ist 'das Recht der Funkentelegraphie im K r i e g e .  
D aher bleibt es zweifelhaft, in wie w eit Krieg führende M ächte das Recht 
haben, den V erkehr neutraler Staaten zu stören, der auf drahtloser Telegraphie 
beruht. Im allgemeinen dürfte der A nsicht eines hervorragenden Sachver­
ständigen auf diesem G ebiete, F r a n z  S c h o l z ,  zuzustimmen sein, daß jeder 
S taat die V erbindungen seiner G egner mit den N eutralen verhindern kann, 
w ährend V erbindungen neutraler Staaten unter sich unverletzlich sind.

IV. L u f t s c h i f f a h r t 4).
W ährend die b isher betrachteten T ransportm ittel bereits gesetzlich fest­

gestelltes Recht besitzen, schw ebt das Recht der Luftschiffahrt so zu sagen 
noch „in der Luft“ . Dies entspricht dem gegenw ärtigen S tandpunkte der 
Technik seines G egenstandes. W as bisher auf diesem G ebiete geleistet ist, 
gehört zwar zu den glänzendsten Betätigungen menschlicher Erfindungskraft, 
daß es aber bereits auf unsere V olksw irtschaft Einfluß ausübt, wird man 
trotz der F rankfurter „Ha“ , der H erstellung von Flugplätzen durch Erw erbs­
gesellschaften und der B egründung von U nternehm ungen zur H erstellung 
von Luftschiffen picht sagen können. Indessen erheben sich schon jetzt 
zahlreiche Ballons zu Wissenschaftlichen, Sport- und Schauzwecken in die 
Luft, die lenkbaren Luftschiffe führen namentlich behufs Vervollkom m nung 
der Technik weite Fahrten aus, und in derselben Absicht sowie zur Erringung 
von Preisen verlassen zahlreiche Flugm aschinen auf kürzere oder längere Zeit 
den Erdboden. Alles dies macht nach Ansicht der beteiligten Kreise baldige 
gesetzliche Regelung von mancherlei das Luftrecht betreffenden Fragen not­
w endig. Von praktischer W ichtigkeit wären namentlich gesetzliche Bestimmun­
gen darüber, w ie w eit sich d e r B odeneigentüm er die Fahrt von Luftschiffen 
über seinem G rundstücke gefallen lassen muß, und wie w eit der E igentüm er 
eines solchen Fahrzeuges fü r Schaden haftet, der ohne sein V erschulden bei der 
L andung oder durch H erabfallen oder H erabw erfen von G egenständen w ährend 
der F ahrt entstanden ist. Ferner muß, w i e ,  ja infolge der größeren Gefährlich­
keit n o c h  m e h r  w i e  bei Eisenbahnen und Kraftfahrzeugen durch staatliche Prü-

4) Vergl. M e i l i ,  Das Luftschiff im internen Recht und Völkerrecht, 
Zürich 1908, F l e i s c h m a n n ,  G rundgedanken eines Luftrechts, Mannheim 1910, 
W a r s c h a u e r ,  Luftrecht, Kattowitz 1910, M e x e r  in der Deutschen Z. f. 
Luftschiffahrt XIV (1910) Nr. 11 S. 12 bis 16.
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fung der A pparate und des Führerpersonales dafür geso rg t w erden, daß beide 
den A nforderungen entsprechen, die im In teresse der Sicherheit des Publikum s 
gestellt w erden müssen. Endlich wird der Erlaß luftpolizeilicher Vorschriften 
bereits als erforderlich bezeichnet.

Zu ihnen gehören Bestim m ungen über A usweichen, Beleuchtung der 
Aeroplane und dergleichen mehr, ganz besonders aber die V erpflichtung 
jedes Luftfahrzeuges, ein polizeiliches Kennzeichen zu tragen, das durch 
Buchstaben und N um m ern die Feststellung und so die D urchführung 
der Vermögens- und strafrechtlichen H aftung des E igentüm ers und des Führers 
erleichtert. D agegen kann man darüber verschiedener A nsicht sein, ob der 
in Frankreich aufgetauchte W unsch Erfüllung verdient, daß das Überfliegen 
bew ohnter O rtschaften im Interesse ihrer Sicherheit verboten oder w enigstens 
an behördliche G enehm igung für jeden einzelnen Fall geknüpft w erden soll, 
da derartige Einschränkungen leicht den Fortschritt der gesam ten A eronautik 
zu sehr aufhalten könnten. Sicher dürfte aber in ihrem Interesse die neuer­
d ings6) vertretene A nsicht abzulehnen sein, daß man die D rachenflieger mit 
Ausnahme der W rightschen des mit ihnen verbundenen R ädergestelles wegen 
rechtlich als Autom obile zu betrachten habe; denn dann m üßte jeder derartige 
A pparat besonders behördlich als M otorw agen zum V erkehr auf öffentlichen 
Straßen zugelassen w erden und der A utom obilsteuer unterliegen, die ihn len­
kende Person aber eine obrigkeitliche Prüfung über die Befähigung zum Führen 
von K raftfahrzeugen ablegen. D erartiges entspricht indessen in keiner W eise 
dem W ortlaut und dem W illen des K raftfahrzeuggesetzes.

Im merhin kann darüber kein Zweifel sein, daß eine Reihe Bestimm un­
gen zur Sicherung der Öffentlichkeit gegen die G efährdung durch Luft­
schiffe und Flugm aschinen erlassen w erden m üssen6). Andere durch die Aero­
nautik  hervorgerufene V orschriften aber w erden gerade in ihrem Interesse 
U nbeteiligten V erpflichtungen auferlegen. So wird in dem E ntw urf einer 
Luftverkehrsverordnung, die der französische A eroklub dem M inisterium  über­

6) von Landgerichtsrat K r a u s e  in der Zeitschrift „D as R echt“  XIV Nr. 12 
vom 25. Juni 1910 Sp. 442, 443. Vergl. dazu meinen Aufsatz in der nächsten 
Nr. derselben Z. S. 502, 503.

6) Solche Bestim m ungen enthält schon jetzt ein w ährend der D rucklegung 
dieses Aufsatzes veröffentlichter Erlaß des O berpräsidenten  der Provinz Branden­
burg  vom 29. Juli 1910 fü r diese und den Landespolizeibezirk Berlin (Sonder­
ausgabe des Arntsbl. d. Kgl. Regierung zu Potsdam , ausgeg. am 2. Aug. 1910). 
Der Erlaß m acht den „A ufstieg m it Flugm aschinen zu Schauflügen auf F lug­
plätzen und zu Ü berlandflügen“ vom Besitz eines Führerzeugnisses und einer 
m indestens drei T age vor dem Fluge zu erstattenden Anzeige bei der zuständigen 
O rtspolizeibehörde abhängig. A ußerdem  verbietet er das Überfliegen von O rt­
schaften m it Flugm aschinen und bei Schauflügen dasjenige der Schranken des 
Flugplatzes. Z uw iderhandlungen konnten indessen nur m it G eldstrafe bis zu 
60 M bedroht werden. Teils dieser U m stand, teils aber auch die B eeinträchti­
gung  der Interessen der Flugtechniker und der praktischen F lieger w erden aller 
V oraussicht nach bald zu einer M inisterialverordnung führen, die un ter V er­
m eidung zu g roßer H ärten gegen die A eronautik einer G efährdung  des Publi­
kums durch die F lüge in ganz Preußen m öglichst Vorbeugen wird.
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reichte, gefordert, daß alle Bauwerke von über 50 m H öhe w ährend der 
N acht und zw ar in der W eise beleuchtet w erden sollen, daß fortlaufend von 
50 zu 50 m Lichtquellen angebracht w erden. Auch müsse vorgeschrieben 
werden, daß Dächer auf Bahnhöfen den Namen des O rtes in weißer, w ährend 
der D unkelheit aber in beleuchteter Schrift zeigen.

ln anderer W eise w ürde ein kürzlich in einer deutschen aeronautischen 
Z eitschrift7) gem achter Vorschlag das neue V erkehrsm ittel fördern. Es soll 
ähnlich w ie bei Fluß- und Binnenschiffen, E isenbahnen und Kleinbahnen 
auch bei Luftschiffen Begründung einer H ypothek durch Eintragung in ein 
behördlich geführtes, den G rundbüchern ähnliches Register möglich werden. 
Dadurch erleichtere man es zahlreichen Unternehm ern, fremde Kapitalien zur 
H erstellung und zum Betriebe von Luftschiffen heranzuziehen, da die G läu­
biger auf jene W eise g rößere Sicherheit für die Forderungen erhielten.

W ie die Eisenbahn und das K raftfahrzeug ist auch das Luftschiff ein W elt­
verkehrsmittel und bedarf deshalb i n t e r n a t i o n a l e r  Regelung. Ja, es scheint, 
als ob bei ihm w ie bei der drahtlosen Telegraphie die B egründung eines auf 
V ereinbarung der w ichtigsten K ulturstaaten beruhenden Rechtes der einzel­
staatlichen G esetzgebung vorangehen wird. Denn schon ist, und zwar am
18. Mai 1910, in Paris eine internationale Staatenkonferenz zusam m engetreten, 
um internationale Rechtsfragen des Luftschiffahrtsrechtes zu beraten. Schon 
hat auch diese Seite des neuen Rechtskreises eine Fülle von wissenschaft­
lichen U ntersuchungen hervorgerufen, und schon ist durch sie ein unverkenn­
barer Fortschritt in der Lösung m ancher Problem e des „Luftrechtes“  bewirkt. 
Namentlich ist die zunächst mehrfach vertretene Ansicht allgemein auf­
gegeben, daß man den Luftraum in zwei T eile zu scheiden habe, von denen 
der untere stets demselben Souveränitätsrecht unterw orfen sei wie der unter 
ihm liegende Teil der Erdoberfläche, der obere aber gleich der offenen See zu 
keinem Staate gehöre. Denn auf diese W eise w ürde — gleichviel ob man die 
Grenze nach M eterzahlen oder nach der Gesichtsw eite oder nach der M ög­
lichkeit bestimmt, von den staatlichen M achtmitteln G ebrauch zu machen, lauter 
M aßstäben, die von einzelnen vorgeschlagen sind — w eder die w ünschens­
w erte Sicherheit der Begrenzung erreicht, noch das Interesse der einzelnen 
Staaten genügend gew ahrt werden. Denn auch von sehr g roßer H öhe aus 
könnten noch durch Spionage oder Bombenwerfen Verbrechen gegen den 
Staat oder seine A ngehörigen verübt w erden; ebenso wären von jeder H öhe 
aus, zu der sich Ballons überhaupt erheben können, noch Schädigungen in­
folge von U nvorsichtigkeit oder von Unglücksfällen möglich.

Viel schw ieriger ist d ie  Frage, ob dem einzelnen Staat im Luftraum  
über seinem Landgebiete volle G ebietshoheit oder nur solche Rechte zustehen, 
deren W ahrnehm ung durch d ie  eigenen Interessen geboten ist. Meines E r­
achtens dürfte die letztere A uffassung vorzuziehen sein, da jeder Staat durch 
das, was im Lufträum e geschieht, in vielen Fällen w eniger als durch die 
V orgänge auf seinem Landgebiete berührt wird. Er wird z. B. die Bestrafung 
von V erbrechen, welche die Insassen eines fremden Luftschiffes gegen ein­
ander verübt haben, besser den G erichten der H eim at des Luftschiffes über­
lassen. A ndererseits w ird er aber einschreiten, sobald in seiner Luftsäule

7) F r i e d r i c h s  in Deutsche Z. f. Luftschiffahrt XII (1908) S. 778.
3
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gegen seine U ntertanen oder seine G esetze von frem den Luftschiffen aus feind­
selige H andlungen verübt w erden. Doch kann ich hierauf und auf m ancherlei 
andere interessante Problem e des Luftrechtes nicht eingehen. Ihre praktische 
B edeutung wird auch dadurch geringer, daß voraussichtlich jeder S taat die 
D urchfahrt unschädlicher Luftschiffe und Flugm aschinen zu Friedenszeiten 
dulden wird, um das ihm m it den übrigen gem einsam e V erkehrsinteresse 
n icht zu schädigen. Die gerade hierdurch und durch die F ürsorge für die 
Sicherheit von M enschen und Sachgütern gebotenen Polizeivorschriften über 
Prüfung, Kennzeichnung und Beleuchtung der Luftschiffe, Luftballons und 
F lugapparate sow ie über ihr V erhalten bei B egegnungen und Landungen 
müssen aber für säm tliche Staaten gleichm äßig, also auf G rund internationaler 
V erträge geregelt werden.

S c h l u ß .
So w ird durch die g roßen  Fortschritte der V erkehrstechnik eine Reihe 

neuer Sonderrechte hervorgerufen. Durch die Funkentelegraphie und nam ent­
lich durch die Luftschiffahrt tritt sogar neben Erde und W asser ein drittes 
Elem ent m it zahlreichen Problem en in den Bereich der Rechtsw issenschaft, 
um das diese sich bisher w enig zu kümm ern brauchte. A ber die neuen 
technischen Leistungen und die durch sie hervorgerufenen Ä nderungen des 
W irtschaftslebens üben m ittelbar auch au f solche Rechtsgebiete einen gew altigen 
Einfluß aus, die m it jenen Sonderrechten nichts zu tun haben.

H ier sei zunächst das Recht der W e g e  hervo rg eh o b en 8). Technisch und 
w irtschaftlich erhalten heute die Landstraßen durch die K raftfahrzeuge einen 
neuen C harakter. Sie müssen jetzt m it festerem  U ntergründe versehen und 
durch besondere V orkehrungen vor überm äßiger S taubentw icklung geschützt 
w erden. Zugleich hören sie aber auch auf, ausschließlich der V erkehre 
zwischen benachbarten G rundstücken und als Saugadern fü r die E isenbahnen 
zu dienen, denen sie T ransporte  aus ihnen zur Seite gelegenen G egenden zu­
führen. Seit der V erbreitung der F ahrräder und nam entlich der A utom obile 
sind die öffentlichen W ege im m er m ehr von Fahrzeugen aus oft seh r entfernten 
G egenden erfüllt.

D am it und m it der größeren  Schw ierigkeit, die Landstraßen auch den 
neuen A nsprüchen entsprechend auszugestalten, hängt aber eng zusam men, 
daß das sogenannte „A nliegerprinzip“ , das die Lasten des W egebaues den 
E igentüm ern der anstoßenden G rundstücke auferlegte, m ehr und m ehr ver­
schw indet. An seine Stelle tritt heute das „K om m unalprinzip“ , die V er­
pflichtung der K om m unalverbände, für W egebau und  W egerhaltung  zu sorgen. 
Aber auch innerhalb jener V erbände w ird diese öffentliche A ufgabe m ehr 
und m ehr von den kleinsten, den G em einden, auf die größeren , die Kreise und 
Provinzen, übertragen.

Nach Provinzen verschieden, im w esentlichen im Einklänge m it den auf den 
Provinziallandtagen ausgesprochenen W ünschen, ist auch das Recht der W ege 
geordnet. A ber auch hjer zeigt sich die E inw irkung des V erkehrsw esens. 
W ie die in den einzelnen Provinzen erlassenen ersten A utom obilverordnungen 
sehr bald durch die ein einheitliches Recht in ganz D eutschland schaffenden

8) Vergl. K o e h n e  in Juristenw elt IV (Berlin 1907) S. 35 bis 37, P e t e r ­
s i l i e  im Preuß. V erw altungsbl. Nr. 26 S. 763 usw.
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„G rundzüge über den V erkehr mit K raftfahrzeugen“ , den V orläufer des 
heutigen Kraftfahrzeuggesetzes und seiner A usführungsverordnung, ver­
d rängt w urden, so muß auch das W egerecht im ganzen Preußischen Staate, 
ja im ganzen Reich e i n h e i t l i c h  gstalte t werden. Dam it treten Verhältnisse 
ein, die denen der ersten Hälfte des M ittelalters ähneln; denn die H auptw ege, 
die „R eichsstraßen“ , unterstanden auch dam als in G esetzgebung und Ver­
w altung der Zentralgew alt.

W ie auf diesem G ebiete, so w ird auch auf zahllosen anderen durch die 
Fortschritte der Verkehrstechnik und die dadurch hervorgerufene Zunahm e des 
V erkehres die Berührung zwischen den einzelnen Landschaften desselben Staates 
im mer enger. Dies m acht aber auch eine größere Einheitlichkeit des Rechtes für 
jedes nationale Staatsw esen, also auch für das D eutsche Reich notw endig. 
Indessen beschränkt sich die engere V erbindung entfernter G egenden, die 
durch die Erleichterung und Beschleunigung des Personen- und W arentrans­
portes und der Übermittlung von N achrichten hervorgerufen wird, durchaus 
nicht auf das In land9). Immer g rößer wird die Zahl der V erträge, die 
U ntertanen eines Staates mit solchen eines anderen schließen. M eist handelt 
es sich dabei um verm ögensrechtliche V ereinbarungen; aber auch D ienstver­
hältnisse und Ehen beschränken sich im mer w eniger auf A ngehörige des­
selben Landes. Damit w ächst aber auch die Zahl der Prozesse, an denen 
M itglieder verschiedener Nationen beteiligt sind. Ebenso nimmt ständig die 
M enge der Personen zu, die sich vorübergehend oder dauernd außerhalb 
ihres H eim atstaates aufhalten. Endlich weiß sich auch das V erbrechertum  
der Fortschritte im V erkehrsw esen zu bedienen. Es bilden sich internationale 
V erbrecherbanden, und w er sich der V erantw ortung für strafbare Handlungen 
entziehen will, gelangt mit Hülfe der schnellen T ransportm ittel leicht in weit 
entfernte Länder.

So müssen bürgerliches Recht, Zivilprozeßrecht, V erwaltungsrecht, Straf- 
recht und Strafprozeßrecht heute w eit m ehr als früher auf Untertanen frem der 
Staaten und auf im Ausland entstandene Rechtsverhältnisse Rücksicht nehm en. 
D aher muß aber auch w eit m ehr als in vergangenen Zeiten das i n t e r n a t i o ­
n a l e  R e c h t  gepflegt werden, das Auskunft darüber gibt, die Gesetze w e l c h e s  
Staates auf A usländer und auf in der Frem de begründete Rechtsbeziehungen 
A nwendung zu finden haben. V or allem werden aber V erträge zwischen den 
Kulturstaaten notw endig, in denen diese im eigenen Interesse übereinstim m ende 
Behandlung der w ichtigsten Fragen des internationalen Rechtes vereinbaren. 
Sehr häufig führen aber derartige Staatsverträge, da Verschiedenheiten in der 
Behandlung der Einheimischen und Frem den nicht selten höchst störend sind, 
auch zu einer Änderung der Rechtsvorschriften, die lediglich für die Ein­
heimischen bestim m t sind. D aher entstehen auf vielen Rechtsgebieten inhaltlich 
übereinstim m ende Satzungen für alle Kulturnationen.

9) V ei^l. zum folgenden das Referat M e i l i s ,  „D ie durch den W elt­
verkehr und die m oderne V erkehrstechnik hervorgerufene A usweitung des 
Rechtsverkehrs“ , das auf dem  Kongreß der Internationalen Vereinigung für 
Rechts- und W irtschaftsphilosophie am 19. Mai 1910 verlesen w urde und 
in Bd. III S. 595 bis 604 des Archives für Rechts- und W irtschaftsphilosophie ge­
druckt ist, und die von mir dazu gegebenen Ergänzungen a. a. O. S. 604 bis 610).

3*
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So ist der Einfluß d e r technischen Fortschritte  im V erkehrsw esen auf 
unser gesam tes Rechtsleben von gew altiger B edeutung. Diese Fortschritte  
wirken nicht nur auf G esetzgebung und Rechtsprechung, sondern auch auf 
R echtsunterricht und R echtsw issenschaft mächtig ein. M ehrfach ist in jüngster 
Zeit verlangt w orden, daß die A usbildung unserer Richter und A nwälte sich 
auch auf die Sonderrechte der neuen V erkehrsm ittel und das internationale 
Recht erstrecke. E benso hat die R echtsw issenschaft diese G ebiete m ehr als 
bisher zu pflegen, um die richtige A nw endung der neuen G esetze zu sichern 
und den besten Inhalt für die G esetze zu finden, deren Erlaß notw endig  wird. 
Auf dem G ebiete des Sonderrechtes der neuen V erkehrsm ittel aber w ird neben 
dem Juristen auch der beste K enner ihres W esens, der Ingenieur, der sie 
herstellt, sich m it N utzen betätigen.

PHOTOGRAPHISCHE REPRODUKTIONEN 
VON ZEICHNUNGEN.

Von WERNER AHRENS, Berlin-Tegel.

ln der V ervielfältigung von Z eichnungen sind in den letzten Jahren 
mancherlei Fortschritte  gem acht w orden. Selbst in kleinen U nternehm ungen 
ist das Sonnenlichtpausverfahren vielfach durch  den elektrischen L ichtpaus­
apparat verdrängt w orden, und dem L ichtpausapparat re ih t sich w iederum  
die Kamera an die Seite. W ährend der erstere sich an die F läche, das durch­
sichtige Papier und die natürliche G röße des O riginales hält, bevorzugt die 
Kamera die R eproduktion des Räumlichen, und zw ar in G rößenverhältnissen, 
die unabhängig  von der O rig inalgröße sind. D ieser U m stand m acht sie 
geeignet, den L ichtpausapparat in all den Fällen zu verdrängen, w o die 
photographische V erkleinerung von Zeichnungen erforderlich oder nützlich 
ist, so u. a. bei R e g i s t r a t u r e n  in K a r t o t h e k f o r m  (Projekte, W erkstatt­
zeichnungen, Patentregistraturen), bei P h o t o g r a p h i e a l b e n ,  die alle w ichtigen 
Zeichnungen auf einen kleinen, m öglichst übersichtlichen Raum  zu vereinigen 
bestim m t sind, bei T a b e l l e n w e r k e n .

Im nachstehenden will ich zunächst einige grundsätzliche A usführungen 
über das A nw endungsgebiet derartiger R eproduktionen machen, dann aber 
auch die p r a k t i s c h e  D urchführung durchsprechen, da gerade sie o ft m erk­
liche Schw ierigkeiten bereitet und erhebliche O pfer an Z eit fü r das A us­
probieren der Form ate, den G rad d er zulässigen V erkleinerung, die V er­
w endung der M aterialien usw. kostet.

G r u n d s ä t z l i c h e  A u s f ü h r u n g e n .
R e g i s t r a t u r  in K a r t o t h e k f o r m .

Die R egistratur m it H ülfe photographischer R eproduktionen erlaubt zwei 
D inge m it einander zu verbinden, die nach dem  alten V erfahren ge trenn t 
bleiben m ußten, nämlich das Inhaltsverzeichnis und den Inhalt des Archives.

Die Zeichnungen eines Archives, die ihrer ganzen E ntstehung  nach zeit­
lich geordnet w erden m üssen, sind ihrer Zahl und G röße w egen so unüber­
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sichtlich aufbew ahrt, daß es ausgeschlossen ist, ohne H ülfsm ittel eine Zeich­
nung bestim m ten Inhaltes herauszufinden. Es wird auch niemand im Ernste 
daran denken, auf das G eratew ohl einige tausend Zeichnungen zu durch­
blättern, die wom öglich auf eine Reihe von Schränken verteilt sind, sondern 
er w ird versuchen, sich zur A uffindung der Zeichnung eines Inhaltsverzeich­
nisses zu bedienen, das nicht allein zeitlich, sondern im allgemeinen 
auch system atisch angelegt ist, und zudem oft eine Sache nach einer Reihe 
von Gesichtspunkten verzeichnet. Inhaltsverzeichnisse sind, wie der Name 
schon andeutet, jedoch nur Auszüge des Inhaltes. Selbst der Inhalt von 
Schriftwerken kann durch sie nur m ehr oder w eniger unvollkomm en ange­
deu tet werden, je nach dem zu ordnenden Stoff und der Sorgfalt, mit der 
sie angelegt sind. W er in einem großen W erk eine bestim m te A ngabe sucht, 
muß bald das Inhaltsverzeichnis durchsehen, bald die im Verzeichnis ange­
gebenen Bände und Textseiten durchblättern. Dem D urchblättern dieser Seiten 
entspricht nun aber beim Zeichnungsarchive das Aufschließen von einigen Zeich­
nungsschränken und das H erausnehm en der betreffenden Zeichnungen. 
W enn es nun schon schw er ist, den Inhalt von Schriftwerken durch Inhalts­
verzeichnisse zu registrieren, so wird es geradezu unmöglich, den Inhalt von 
Zeichnungen durch W orte zu bestim m en; denn die Zeichnung selbst verdankt 
ihre E ntstehung ja lediglich der Tatsache, daß W dfte nicht m ehr als Aus­
drucksweise genügen. Es läßt sich durch Inhaltsverzeichnisse wohl eine 
Einteilung in G ruppen vornehm en und so eine Brückenkonstruktion von 
einem Eisenbahnw agen trennen, es lassen sich auch die Brückenkonstruktionen 
vielleicht w ieder in U ntergruppen teilen, aber Aufschluß über den genauen 
Inhalt einer Zeichnung, über kleine Unterschiede zwischen ihr und anderen, 
Unterschiede des Prinzips und der Abmessungen, g ib t nur die Zeichnung 
selbst w ieder. W ie aus dem N achstehenden ersichtlich, kann es aber wichtig sein, 
sich über den ganzen Inhalt jeder U ntergruppe schnell zu unterrichten, und das ist 
nur möglich, wenn alle Zeichnungen dieser G ruppe durchgesehen w erden. 
Die Zeichnungen liegen, da sie zeitlich abgelegt zu w erden pflegen, zudem noch 
örtlich völlig getrennt, es sei denn, daß sie in m ehreren Exemplaren vor­
handen sind und nicht nur zeitlich, sondern auch system atisch abgelegt 
w erden. Das m ehrfache Ablegen der Zeichnungen ist jedoch sehr um ständ­
lich und kostspielig, ganz abgesehen davon, daß der Vorteil der N orm alform ate 
beim system atischen Ablegen verloren geh t und Zeichnungen der verschieden­
sten G röße in einen Kasten neben einander liegen müssen. Das erfordert 
viel Platz und erschwert das Durchblättern.

Die vorbezeichneten Übelstände sind nun aber dadurch zu vermeiden, 
daß nicht die Zeichnungen selbst, sondern stark verkleinerte Reproduktionen 
abgeleg t werden. Die Vorteile, die diese Art des Ablegens m it sich bringt, 
liegen klar zutage: kleine handliche Form ate, E inheitsförm at für sämtliche 
Reproduktionen, w odurch es möglich wird, die Blätter in Kartotheken ein­
zuordnen.

Es kann nun w ohl Vorkommen, daß die in einer U ntergruppe auftauchen­
den Zeichnungen alle ein und dasselbe Prinzip haben und ferner so einfach 
sind, daß sich ihre M aße durch Buchstaben leicht bezeichnen lassen. In 
diesem Fall ist es überflüssig, Photographien  anzufertigen; es genügt, vor­
gedruckte Karten zu benutzen. Beispielsweise würden in einer R egistratur von
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Zahnrädern die H auptgruppen „Stirnräder“ , „Trieblinge“, „K egelräder“, „Ketten­
räder“ , „Schneckenräder“  auftauchen, und sofern erforderlich, die U ntergruppen 
„bearbeitete Z ähne“ , „unbearbeitete Z ähne“ , „H olzzähne“ , w ährend inner­
halb der einzelnen G ruppen die Einteilung nach dem D urchm esser erfo lg t. 
Die R äder eines und desselben D urchm essers sind endlich nach dem M odul 
zu ordnen. Um Platz zu sparen, können auf einer Karte m ehrere Z eichnungen 
untergebracht w erden, w odurch allerdings innerhalb jeder Karte die system a­
tische R egistratur zum Teil unterbrochen wird. Das ist jedoch ohne Be­
deutung, da jeweils nur eine oder w enige K arten zu übersehen sind. Eine 
Karte nach dem vorstehenden Prinzip ist in Fig. 1 zu sehen. Von diesen 
Karten w ird beispielsweise für jedes M illim eter eine und sofern  sie voll 
ist, eine zweite ausgefüllt. Die Buchstaben „ a “  und „ b “  geben die Entfernung 
von Z ahnradm itte bis N abenende an.
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Fig. 1.

Den W ert der vorbeschriebenen K artotheken erläutert die T atsache, daß  jede 
K arte die A ngaben von 26 verschiedenen A usführungen aufnehm en kann und ein 
einziger K artothekenkasten w iederum  400 Karten faßt. Der K asten enthält 
also, selbst w enn nu r die eine Seite jeder Karte ausgefüllt ist, die w esentlichen 
Angaben von 1 3 X 4 0 0  =  5200 Zeichnungen. D iese Zeichnungen sind ihrem  
Inhalte nach zw ar sehr einfach, sie haben aber keinesw egs im m er kleines 
Form at, im G egenteil w erden die O riginale einen rech t ansehnlichen Platz 
im Archiv einnehm en. Sofern darauf verzichtet w ird, dem  Kunden eine 
m a ß s t ä b l i c h e  Zeichnung zu liefern, kann von der A nfertigung einer Zeich­
nung  ganz abgesehen und nur ein ausgefülltes Form ular an ihn geschickt 
w erden, w ährend im übrigen das K artothekblatt dem Bureau als Zeichnung 
dient.

Die K artothek g ib t w eiterhin eine genaue Übersicht über alles V orhandene, 
ferner brauchen für eine und dieselbe Sache wirklich nur einmal Z eichnungen 
und Kalkulationen angefertig t zu w erden; sie erleichtert bei N achbestellungen 
die A uffindung der betreffenden A usführungen, sie erm öglicht eine leichte 
Übersicht über die in den einzelnen G ruppen angebotenen und bestellten 
Teile und stellt so das prozentuale Verhältnis von A ngeboten und W erksta tt­
zeichnungen fest, g ib t also einen Überblick über die R entabilität und Zw eck­
m äßigkeit der Bureauarbeit. W ären z. B. in einer U ntergruppe viele Entw ürfe 
gem acht, ohne daß in Erm angelung von A ufträgen d ie  A nfertigung von W erk­
stattzeichnungen nötig gew esen wäre, so läge der Schluß nahe, daß auf
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diesem G ebiete zu hoch kalkuliert oder zu teuer fabriziert w ird. Es ist 
leicht ersichtlich, daß für die vorstehend beschriebene Kartothek das Zu­
sam menfassen von Entw ürfen und W erkstattzeichnungen anzustreben ist. Da 
wo es sich um ausführliche Zeichnungen handelt, ist die T rennung jedoch 
geboten, weil beide G ruppen von Zeichnungen verschiedene Aufgaben zu 
erfüllen haben.

E n t w ü r f e .

O b und bis zu welchem G rad E ntw ürfe für andere Kunden w ieder ver­
w endet w erden können, hängt ganz von dem besonderen Fabrikationsgebiet 
ab und muß von Fall zu Fall entschieden w erden. In einer von mir durch­
geführten R egistratur einer Kugellagerfabrik galt es Entw urfzeichnungen zu
ordnen, die den Einbau von Kugellagern in die verschiedensten M aschinen­
gattungen darstellen. Die Zahl der Anwendungsm öglichkeiten w ar außer­
ordentlich groß. Trotzdem  aber w ar es möglich, als die Kartothek 1000 Karten
zählte, für die weitaus meisten Anfragen mit w enigen H andgriffen eine ge­
eignete Zeichnung herauszufinden.

Aber auch in all den Bureaus, in denen Entw ürfe für andere Kunden nicht 
w ieder verw endet w erden können, bleibt ein Vorteil bestehen, der viel bedeuten­
der ist als der vorstehend angegebene. Die Erfahrungen, die bislang in einem 
oder in einigen Köpfen des K onstruktionsbureaus aufgespeichert waren, ruhen 
jetzt als dauernder Bestand in den K artotheken des Bureaus. Selbstverständ­
lich w ird hierdurch der Chef des Bureaus nicht etw a überflüssig, aber es 
wird der leidige, in manchen technischen Bureaus herrschende Übelstand ein­
geschränkt, daß Bureauchef nur d e r sein kann, der die Entw icklung der 
Abteilung mitgem acht hat und gleich­
zeitig ein so außerordentlich gutes Ge­
dächtnis hat, daß ihm alle wichtigen 
Zeichnungen und die W ege bekannt sind, 
auf denen sie aus den Archiven hervor­
gezaubert werden können.

V e r z e i c h n i s  d e r  W e r k s t a t t ­
z e i c h n u n g e n .

Es kann die G esam theit der W erkstatt­
zeichnungen umfassen oder einen Teil, z. B. 
die Modelle. Der jeweils einzuschlagende 
W eg ist ebenfalls vom Fabrikationsgebiet 
abhängig und kann, da er nicht von grund­
legender Bedeutung ist, hier vernachlässigt 
werden. Fig. 2 stellt das Schema einer 
derartigen Registratur dar. Die Karten 
jeder Unterabteilung sind w ieder nach be­
stimmten Gesichtspunkten zu ordnen, z. B. 
nach dem W ellendurchm esser, der Lager­
höhe usw. Das W esen der Kartothek 
macht die jederzeitige Einführung neuer 
Rubriken möglich.
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P a t e n t r e g i s t r a t u r .

Die eigenen Patente, die Patente des W ettbew erbes und das E rm ittlungs­
m aterial sind zu sichten, teils auf Karten, die lediglich beschrieben sind, teils 
auf solchen, die zur E rläuterung Skizzen erhalten, und schließlich auf solchen, 
die durch photographische R eproduktionen erhalten sind. Diese können bei­
spielsweise unm ittelbar von den A bbildungen der Patent- oder anderer Druck­
schriften genom m en w erden. Alte K onstruktionen, die bereits in den vorbe­
sprochenen K artotheken zu finden w aren, tauchen auch hier w ieder auf und 
w erden jeweils benutzt, wenn es gilt, das V orbenutzungsrecht nachzuweisen 
oder eine N ichtigkeitsklage anzustrengen. E rfahrungsgem äß ist die Zahl dieser 
Fälle für manche Fabrikationsgebiete seh r beträchtlich, fü r alle die nämlich, 
deren Dasein von der Stärke ihrer zahlreichen Paten te  abhängig  ist.

T a b e l l e n  w e r k e .

In jedem Bureau g ib t es eine Reihe von Zeichnungen, Tabellen, Normalien, 
auf deren m ehr oder w eniger starke Benutzung der K onstrukteur angew iesen 
ist. W er kennt ¡nicht jene B ureaus, in denen sie oft nur in einer unzu­
reichenden Anzahl von Exem plaren oder g ar in den unm öglichsten F or­
m aten vorhanden sind! O ft erg ib t sich, daß eine ursprünglich nur für 
einen bestim m ten Einzelfall angefertigte und in einem für eine T abelle unge­
eigneten Form ate gehaltene Zeichnung in diese G ruppe eingereiht w erden muß, 
w odurch die Ungleichheit der Form ate noch erhöht w ird. H ier hilft das 
photographische Tabellenw erk. 50 Zeichnungen, die vielleicht die säm t­
lichen W ände des Bureaus bedecken w ürden, sind in Form  von photographischen 
R eproduktionen (alle gleichen Form ates) in einem kleinen Buche zu vereinigen, 
das g u t beschnitten, m it einem Inhaltsverzeichnis versehen und leicht zu 
durchblättern ist.

Das Tabellenw erk ist gew isserm aßen das Lexikon des technischen Bureaus. 
Es erlebt in gew issen A bständen neue Auflagen. Ein Exem plar w ird im 
Archive zum ausschließlichen Zwecke bereit gehalten, erforderlich w erdende 
Änderungen sogleich eintragen zu können. D er neu eintretende K onstrukteur 
erhält m it dem Tabellenw erk alles das und nur das, w as er braucht. Bei 
seinem Fortgange g ib t er mit dem Tabellenw erk alles das zurück.

W egen seiner Übersichtlichkeit g ib t das Tabellenw erk den veran tw ort­
lichen Personen des technischen Bureaus die M öglichkeit, die zweck­
m äßigste Form für U m änderungen, Zusam m enfassungen und N euausführungen 
von Tabellen zu finden. Die G efahr, daß verkehrte oder überflüssig g e­
w ordene Tabellen am Unrechten O rte verbleiben, fällt fort, da alles M aterial 
in die Tabellen werke eingeklebt ist.

Z e i c h n u n g s a l b u m .

Um das Zeichnungsarchiv zu entlasten und jedem  K onstrukteur jede Zeich­
nung schnell erreichbar zu machen, können die Zeichnungen fortlaufend nach 
N um m ern geordnet in einem Album vereinigt w erden. Selbst w enn ein 
ganzes Album von 100 Blättern mit dem Inhalte von 1200 Zeichnungen durch­
b lättert wird, ist die hierfür erforderliche Zeit sehr gering.
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P r a k t i s c h e  D u r c h f ü h r u n g .
Die A nforderungen, welche an eine für die Reproduktion von Zeichnungen 

bestim m te Kamera gestellt werden, sind keineswegs sehr groß. Es genügt ein 
einfacher A pparat. Soweit die photographischen Abzüge für den inneren 
V erw altungsbetrieb bestimmt sind und nicht sonderlich hohe A nforderungen an 
gutes Aussehen gestellt werden, kann gew öhnliches Lichtpauspapier verw endet 
w erden, für Kartotheken am besten die stärkste H andelsw are. Zur Erzielung 
gu ter Bilder ist es nötig, besonders harte, für die Reproduktion geeignete Platten 
zu benutzen (M arke Silberband), die Blende soll möglichst klein (32 bis 
64) sein; als Anhalt für die Belichtungszeit dienen folgende A ngaben: bei 
klarem Himmel zur M ittagszeit im Atelier mit Blende 32 im D ezem ber/Januar 
5 Minuten, im Juni/Juli 10 bis 20 Sekunden.

Der kleinste zulässige M aßstab, in dem eine Zeichnung photographiert 
w erden kann, richtet sich nach der Aufgabe, welche die R eproduktion erfüllen 
soll. Soll sie selbst nur den auf der Zeichnung enthaltenen G egenstand 
registrieren, also z. B. die besondere Art einer Konstruktion im G egensatz 
zu einer anderen erkennen lassen, so darf der M aßstab natürlich viel kleiner 
sein, als wenn der K onstrukteur oder die W erkstatt nach ihr arbeiten müssen. 
Das Erstere gilt z. B. für die Reproduktion von Tabellen für den eigenen 
Bureaubedarf. G enaue Zahlen lassen sich natürlich nicht angeben, da der 
G rad der zulässigen Verkleinerung von der G röße der Schrift, der Schrift­
stärke und dem  Strichgew irr des O riginales abhängig ist; jedoch darf man
ungefähr eine zehnfache Verkleinerung für den ersten und eine fünffache 
Verkleinerung für den zweiten Fall annehmen. Fig. 3 (S. 538) stellt eine 
Zeichnung in zehnfacher Verkleinerung dar.

Die D urchführung an H and eines Beispieles ergibt etwa folgendes: 
V orhandene N orm alform ate

kleines Form at . . . .  300 X 400
3« mittleres Form at . . . 400 X  600
: großes Form at . . . .  600 X 800

aß doppelgroßes Form at . 8 0 0 X 1200 ;
das letzte komm t nur in Ausnahmefällen vor.

Das Tabellenw erk wird zweckmäßig im Form at 1 8 X 2 4  durchgeführt. H ier­
für sind V erkleinerungen in nachstehenden G rößenverhältnissen nötig:

Form at . . . . 300 x  400 400 x  600 600 x  800 8 0 0 x  1200
V erkleinerung. . 1 :1 ,66 1:2,5 1 :3 ,33  1 :5
Von den Zeichnungen wird ein verhältnism äßig kleiner Teil (die in 

D oppelform at gehaltenen Zeichnungen) in starkem M aße (1 :5 ) verkleinert, 
sie w erden daher zuweilen etw as schw er lesbar sein, jedoch läßt es sich im all­
gem einen vermeiden, für Tabellen das Form at 8 00X  1200 anzuwenden.

K a r t o t h e k e n  sind in P lattengröße 9 X 1 2 ,  also K artengröße etw a 1 0 X 1 5  
zu halten. Die P latten w erden mit H ülfe von Vignetten kopiert, sodaß 

;eici  für etw aige Bem erkungen noch ein w eißer Rand verbleibt. Soll eine Zeich-
¡ad nung in A usnahmefällen (etw a desw egen, weil sie in besonders kleinem M aß­

stabe gezeichnet ist) g rößer als üblich reproduziert werden, so ist die P ho to ­
ns graphie in der G röße 1 0 X 1 5  (die ganze Karte einnehm end) herzustellen.

F ür die Karten ist stärkstes B laupauspapier zu verwenden.
4
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Das A l b u m ,  das nur  zum Aufsuchen einer bestim m ten K onstruktion dient, 
kann im Form at 9 X 1 2  durchgeführt w erden. W enn es jedoch als A nhalt für den 
K onstrukteur dienen soll, also jede Maßzahl lesbar sein muß, w ird zum eist das 
Form at 9 X 1 2  nicht ausreichen, sondern zum Form at 1 3 X 1 8  übergegangen

w erden müssen. Zur A ufnahm e von 1000 Z eichnungsreproduktionen reicht 
ein Album von 80 Seiten im Form at 23 X  25 aus. Die B lätter des A lbums 
sind etw a in der Stärke von Zeichenpapier zu halten, fü r die einzuklebenden 
R eproduktionen w ird am besten dünnes B laupauspapier gew ählt.

Der Preis für eine fertig entwickelte P latte stellt sich einschließlich A rbeits­
lohn auf 0,36 M für F orm at 1 3 X 1 8  und 0,55 M für F orm at 1 8 X 2 4 . Ein 
Abzug kostet etw a 0,03 M für Form at 1 3 X 1 8  und 0,04 M für Form at 1 8 X 2 4 . 
Reproduktionen im Form at 9 X 1 2  w erden am besten zu zw eit auf eine Platte 
1 3 X 1 8  gebracht.

DER BEDARF SÜDAMERIKAS AN MASCHINEN 
UND DAS ENGLISCHE KAPITAL.

Von Dr. GL1ER, Berlin.

Südamerika hat w ährend der letzten Jahre in staunenerregender W eise 
zu den Umsätzen des W elthandels beigetragen. Es ist zweifellos das aus­
sichtsreichste überseeische A bsatzgebiet für Erzeugnisse der Industrie. Der 
W ert der A u s f u h r  aus A rgentinien, Chile, Brasilien, Peru  und E cuador stieg 
von 1,9 M illiarden M im Jahre 1901 auf 2,9 M illiarden M im Jahre 1907. 
N och stärker aber ist die A ufnahm efähigkeit Südam erikas für frem de Er­
zeugnisse gestiegen. Der W ert der E i n f u h r  nach A rgentinien, Brasi­
lien, Chile, Peru und E cuador betrug für das Jah r 1901 1,2 M illiarden M,
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■für 1907 2,6 M illiarden M. Die genannten fünf amerikanischen Frei­
staaten hatten 1909 einen A ußenhandel im W erte von 3,1 Milliarden M, 

t 1907 im W erte von 5,4 M illiarden M.
Zu dem starken W achstum  der A usfuhr nach Amerika haben zunächst die 

reinen V erbrauchsgegenstände beigetragen: Mehl, G etränke, Baumwoll-, Woll- 
und Seidenprodukte, dann aber auch Glas und Porzellan, Papier und Lederw aren; 
in d ritte r Linie — und das ist bezeichnend für den steigenden W ohlstand, dem 
gew isse Teile Südamerikas entgegengehen — Luxusgegenstände, Gold- und 
Silberwaren, Uhren usw. Ich will mich auf eine Angabe beschränken: Die 
V ereinigten Staaten von N ordam erika, die Schweiz, D eutschland, England 
und Frankreich führten in der Zeit von 1900 bis 1904 für etwas über 
4 Millionen M Uhren nach Südamerika aus, im Durchschnitte der Jahre 1905 
bis 1907 aber für fast 11 Millionen M. Die A usfuhr der Schweiz allein stieg 
von durchschnittlich 2,7 Millionen M auf durchschnittlich 7,6 Millionen M. 
Es g ib t vielleicht keine andere Zahl, die den F ortschritt des W irtschafts­
lebens, des W ohlstandes und der Zivilisation in Südam erika besser kenn­
zeichnet als diese Angabe über den steigenden Bedarf an Uhren.

Neben die V e r b r a u c h s g e g e n s t ä n d e  aber sind bei der A usfuhr nach
■ Südamerika im m er m ehr die W aren p r o d u k t i v e r ,  „w erbender“ N atur ge­

tre ten : Zement, Eisenbahnm aterial, M aschinen aller Art, Erzeugnisse der elek­
trotechnischen Industrie usw. Die argentinische Statistik scheidet seit einigen 
Jahren die eingeführten W aren in „Artículos de Consum o im productivo“ , 
deren Anteil von 66,4 vH im Jahre 1899 auf 47,4 vH im Jahre 1908 zurück­
ging, w ährend um gekehrt der Satz für „Artículos de Consum o reproductivo“ 
in den letzten 10 Jahren von 33,6 vH auf 52,6 vH gestiegen is t1). Daß 
in A rgentinien die E infuhr von G egenständen w erbender Art im Jahre 1908 
die H älfte des W arenbezuges ausm achte, ist jedenfalls ein M arkstein in der 
Entwicklung des Landes. Südamerika gew innt also auch für die G roßindustrie 

¡4 [a fortgesetzt an Bedeutung, wie eine kurze Betrachtung der Einfuhr englischer
U ) M a s c h i n e n  nach Südamerika am deutlichsten zeigt.

Großbritannien lieferte an „M achinery and M ilhvork“ 2) nach Südamerika
im Durchschnitte der Jahre 1890 bis 1894 für 33,8 Millionen M, 1895 bis 
1899 für 21,4 Millionen M, 1900 bis 1904 für 26,4 Millionen M. Im Jahre 
1905 betrug Englands Einfuhr 56,2 Millionen M, 1906 86,8 Millionen M, 1907 
90,6 Millionen M und 1908 73,6 Millionen M. Schätzt man die Bevölkerung 
Südamerikas auf rd. 50 Millionen Einw ohner, so entfiel im D urchschnitte 
der Jahre 1905 bis 1908 ein E infuhrbetrag von etwa 1,50 M auf den Kopf 
w ährend im D urchschnitte d er Jahre 1890 bis 1894 der W ert der 
Einfuhr englischer M aschinen nach Südamerika nur 0,52 M auf den
Kopf der Bevölkerung betragen hat. Eine glänzende Entwicklung, mit
der beide Teile, Südamerika und England, zufrieden sein können, spricht 
aus diesen Zahlen zu uns. Es muß, das ist der unabw eisbare Eindruck, 

lorSjjeg für die Erschließung Südamerikas in den letzten Jahren G roßes geleistet

re 1®' -----------------------------------
„de Ei- j ) El Comercio Exterior A rgentino Nr. 144 S. 201.

Brafi- 2) Siehe die verschiedenen Jahrgänge des Annual Statem ent of the Trade
den 11. of the U. K.

4*
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w orden sein ; sonst w äre unm öglich ein solcher Bedarf an M aschinen ausgelöst 
w orden, wie er uns aus diesen Zahlen entgegentritt.

Im M ittelpunkte des Interesses stehen A r g e n t i n i e n  und B r a s i l i e n .  E ng­
land lieferte M aschinen

nach
Argentinien Brasilien Südam. überh.

im Durchschnitte der Jahre Millionen M
1890 94 11,50 15,12 33,82

1895,99 7,16 9,28 21,44

1900 04 12,46 7,52 26,44

1905 07 46,28 14,32 77,92

190S 37,06 16,54 73,58
Etw a die H älfte der ganzen englischen M aschinenausfuhr g eh t also nach 

A rgentinien.
Brasilien mit seinen 16 bis IS Millionen Einw ohnern hält den Vergleich 

mit Argentinien, das nur 6 Millionen Afenschen beherbergt, in keiner 
W eise aus. Bei einer Bevölkerung von IS Millionen M enschen beträg t für 
Brasilien der W ert d er E infuhr von englischen M aschinen (W ert ab eng­
lischer G renze), auf den Kopf der Bevölkerung berechnet, noch nicht ganz 
1 M, für A rgentinen 51/* M. Nach A rgentinien konnte England von 
1890/94 bis 1905/07 seine M aschinenausfuhr vervierfachen; die Ausfuhr 
nach Brasilien w ährend der Jahre 1905 bis 1907 stand nach den gew altigen 
Rückschlägen im Durchschnitte der Jahre 1895 99 und 1900 04 noch nicht 
w ieder auf der H öhe von 1890 94. Argentiniens W irtschaftsleben ist weit 
reger als das Brasiliens.

Sehr günstig  verläuft auch die englische A usfuhr in M aschinen nach Chile 
und U ruguay, w ie die nachstehenden Zahlen zeigen.

1S90 94 1895 99 1900 04 1905 07 1908
Millionen M

Chile . . . . . 3,86 2,52 3,64 12,04 13,70
Uruguay . . . . 1,34 0,72 0,82 3,00 1,90

Bei Chile spielt der Bedarf der Salpeteraufbereitungsstätten  eine große 
Rolle, bei U ruguay der Bedarf für den H afenbau von M ontevido und für 
die Schlachthäuser.

Die A usfuhr nach den kleineren Republiken ist aus der fo lgenden Zu­
sam m enstellung zu e rseh en :

1890 94 1S95 99 1900 04 1905 07 190S
Millionen M

Peru  . . . . 0,94 0,90 1,32 1,58 1,60
Columbien 0,54 0,50 0,28 0,48 1,00
Venezuela . . 0,42 0,24 0,14 0,22 0,28
Ecuador . . 0,10 0,12 0,14 0,18 0,12

Perus Bedarf zeigt ein gedeihliches W achstum . Der E ntw icklung
Ausfuhr nach Colum bien m erkt man an, w ie das Land infolge des B ürger­
krieges zeitweilig heruntergekom m en ist. G leiches gilt fü r Venezuela. Der 
Bedarf Ecuadors ist geringfügig.
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Die englische A usfuhr von Maschinen nach Südam erika hat 1905 bis 
1908 durchschnittlich 76 Millionen M betragen. Ganz von selbst d rängt sich 
da die F rage auf:  Für wie viel schicken wir D e u t s c h e  M aschinen (und 
Fahrzeuge) nach Südam erika? W ir lieferten3): 

im Durchschnitte der Jahre 1890 94 1895/99 1900/04 1905/07 1908
nach Millionen M

A rg en tin ien ........................... 1,54 2,51 5,81 14,66 12,61
C h i l e .....................................  1,70 1,54 2,93 10,13 6,10
B ras ilien   3,91 3,66 2,28 8,27 11,58
U ru g u a y ................................ 0,39 0,56 0,43 1,42 1,06
andere kleine Republiken . 0,89______ 0,90_______ R20______ R88_____ 1,27

zusammen 8,43 9,17 12,65 36,36 32,62
U nsere A usfuhr stellt also noch nicht 50 vH der englischen dar. 
Nach Argentinien schickte G roßbritannien im D urchschnitte der Jahre 1905 

bis 1908 Maschinen für 44, wir für 14 Millionen M ; nach Brasilien England 
für 14 Millionen M, wir für 9 Millionen M ; nach Chile G roßbritannien für 12 
Millionen M, wir für 9 Millionen M. D er feste Halt, den England auf dem 
argentinischen Markte hat, und über dessen G ründe später noch einiges zu 
sagen sein wird, sichert ihm also im w esentlichen seinen großen V orsprung 
vor dem deutschen W ettbew erb in Südamerika. In Brasilien und Chile ist 
der V orsprung Englands lange nicht so groß wie in Argentinien.

Im übrigen ergibt sich aus den Zahlen für England wie aus denen 
für Deutschland die Erkenntnis, daß Argentinien viel rühriger und produktiver 
ist als Brasilien. Seine 6 Millionen Einw ohner brauchen viel m ehr deutsche 
M aschinen als die 16 bis 18 Millionen Brasilianer.

W as führte nun England im einzelnen nach Südam erika aus?  W eitaus 
im V ordergründe des Interesses stehen L o k o m o t i v e n .

Davon gingen nach
Südam. überh. Argentinien Brasilien Chile

Millionen M
1890/94 6,86 3,56 1,76 1,12
1895/99 3,66 2,14 0,92 0,24
1900/04 4,88 3,46 0,84 0,36
1905/07 26,66 22,54 1,40 1,44
1908 17,50 10,34 0,92 6,18

Die Erfolge, die England hier mit seiner A usfuhr aufzuweisen 1
staunenerregend. Zeitweilig w urde zwar die A usfuhr so zusam mengestrichen, 
daß sozusagen nur m ehr ein Fünkchen Leben in ihr glim m te; aber der O pti­
mismus, mit dem w eitaus die M ehrzahl aller englischer Südam erikainteressenten 
die Entwicklung des Erdteiles betrachtete, behielt Recht. Südam erika hat 
schließlich doch das gehalten, was man von ihm erw artete.

3) W egen der Einzelheiten muß auf die verschiedenen Jahrgänge der 
amtlichen deutschen Statistik bezug genom m en w erden. Die Zahlen für 
1906 bis 1908 sind mit denen der V orjahre nicht ganz vergleichbar. Die m it dem 
Inkrafttreten des neuen Tarif es verbundene Spezialisierung auch der Statistik 
hat die frühere G eschlossenheit der G ruppe „M aschinen“  gelockert; was früher 
h ier m itgezählt w urde, ist neuerdings in andere G ruppen eingereiht w orden.
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In den Zahlen auf Seite 541 ist die w echselreiche Entw icklung Südam erikas 
w ährend der letzten 20 Jahre verkörpert. F ü r 16,2 Millionen M Lokom otiven 
hatte England im Jahre 1890 nach Südam erika gesand t; 1893 gingen nur noch 
für 2,4 M illionen M dorth in ; 1895 und 1896 raffte sich dann das G eschäft 
w ieder auf;  die A usfuhr stieg auf 3,4 Millionen M und auf 5,2 Mil­
lionen M. Im Jahre 1897 folgte dann w ieder ein Sturz, es w urden 
nur noch Maschinen im W erte von 2,4 Millionen M ausgeführt. Zu 
Beginn des neuen Jahrhunderts aber hob sich das G eschäft w ieder 
mit Macht. Von 1904 auf 1905 stieg die A usfuhr von 7,2 Millionen M auf 
16,2 M illionen M, dann auf 30,8 Millionen M und endlich auf 33,0 Millionen 
A4 im Jahre 1907. Im folgenden Jahre betrug die Ausfuhr  w ieder nur die Hälfte.

Das Interesse richtet sich hier vor allem auf A r g e n t i n i e n ,  das im Durch­
schnitte d er Jahre 1900 bis 1904 71 vH und im D urchschnitte der Jahre 1905 
bis 1907 85 vH der einschlägigen nach Südam erika gegangenen englischen 
A usfuhr aufgenom m en hat. Das Land m it seinen 6 Millionen Einw ohnern 
hat ein Eisenbahnnetz entwickelt, das 70 bis 80 vH der englischen Lokom otiven­
ausfuhr nach Südam erika aufnim m t. Die 6 Millionen A rgentinier brauchten 
für ihre E isenbahnen 1905 bis 1907 durchschnittlich rd. 221/ 2 M illionen M eng­
lischer Lokomotiven, die übrigen 44 Millionen Südam erikaner für ihre Eisen­
bahnen rd. 4 Millionen. Damit ist der Stand des V erkehres in Argentinien 
und im übrigen Südam erika genügend gekennzeichnet.

Es hat allerdings viel G eduld gekostet, bis A rgentinien sich zu dem guten 
Kunden für die englischen Lokom otivw erkstätten entw ickelt hat, der es heute 
ist. Zeitweise sah es wirklich traurig  um den argentinischen Bedarf an Lokom o­
tiven aus. Im Jahre 1890 hatte England für 11 Millionen M Lokom otiven dorthin 
geschickt, 1891 w ar es nur noch die H älfte (4,8 M illionen M), und 1892 betrug 
die ganze A usfuhr knapp 400000 M. Das gleiche Land, das 1890 für fast 
11 Millionen M englische Lokomotiven genom m en hatte, nahm  1892, 1893, 1894 
und 1895 nur für 0,44, 0,62, 0,90 und 1,76 M illionen M ; auch 1897 hatte 
die A usfuhr nur einen W ert von 1,54 M illionen M. In den Jahren 1896 und 
1898 bis 1903 schw ankte die A usfuhr zwischen 2 1 / i  und 23/ 4 Millionen M; 
in den Jahren 1906 und 1907 aber überstieg sie je 25 Millionen M.

W eit w eniger fällt die E infuhr englischer Lokom otiven nach B r a s i l i e n  
ins G ew icht; sie hat seit 1890 nur dreimal 2 M illionen M überschritten . C h i l e  
hat 1908 einen außerordentlichen Bedarf g eäu ß ert; in den Jahren  1890 und 1907 
— den beiden Jahren der bisherigen H öchstleistungen — betrug  die englische 
A usfuhr dorthin je 3 Millionen M, 1908 aber das D oppelte: 6,2 Millionen M. 
Die übrigen südam erikanischen Republiken treten nur sehr vereinzelt mit 
einem größeren Bedarfe hervor.

W as haben nun die g roßen  M itbew erber G roßbritanniens dem gegen­
über in die W agschale zu legen? Sehr w enig!

Die V e r e i n i g t e n  S t a a t e n  treten als W ettbew erber in Lokom otiven den 
Engländern in Südam erika sehr selten gegenüber. W ährend  diese im D urch­
schnitte der Jahre 1905 bis 1908 für rd. 24 Millionen M absetzen konnten, 
brachten es die A m erikaner auf noch nicht ganz 5 M illionen M. Die 
E ngländer konnten von 1890 bis 1894 und 1905 bis 1908 ihren A bsatz nach 
Amerika g u t verdreifachen, die A m erikaner haben den ihren nur um etwa 
50 vH gesteigert. W ährend die Engländer im besonderen  nach A rgentinien
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für rd. 20 Millionen M jährlich lieferten, haben es die A merikaner noch nicht 
einmal auf 1 Mililion M gebracht. H ingegen sind sie den Engländern in Bra­
silien überlegen.

Über die A usfuhr von Lokomotiven aus Nordam erika nach den haupt­
sächlichsten südam erikanischen Freistaaten geben folgende Zahlen A uskunft1):

1890/94 1895/99 1900/04 1905/08
Tausend M

Argentinien . 180 132 140 784
Brasilien . . 2 576 2 676 436 1 868
Chile . . .  420 256 428 1 196
P e ru . . . .  28 12 280 748
Siidam. überh. 3 372 3 208 1 444 4 959

Noch w eniger als die Vereinigten Staaten hatte ehedem D e u t s c h l a n d  
mit seinen Lokomotiven in Südamerika zu sagen. In den letzten 3 Jahren haben 
wir zwar dort gew altige Fortschritte gem acht, aber gegen England kommen 
w ir nicht entfernt auf.

D eutschland führte Lokomotiven aus im Durchschnitte der Jahre 
E» 1901/04 1905 1906 1907 1908

nach Tausend M
Argentinien . . 248 1 701 4 271 2 378 2 203
Brasilien . . .  111 150 483 1 552 2368

sh« Chile . . . . 148 2 775 6 311 2 506 822
zusammen 507 5 626 11 065 6 436 5 393

Von ganz außerordentlicher Bedeutung für die A usfuhr nach Südamerika,
besonders Brasilien, sind M aschinen für die T e x t i l i n d u s t r i e  gew orden, 

für fe G roßbritannien lieferte davon
9!,!® nach
91 fc Südamerika Brasilien
l$a  Millionen M
ob 1893/94 6,36 6,04

1895/99 3,64 2,86
¡„süa 1900/04 3,06 2,60
, üü 1905/07 4,80 4,34

1908 7,00 6,52
Die A usfuhr ist also zeitweise sehr stark zurückgegangen, von der ersten 

Hälfte der 90er Jahre auf die zweite Hälfte um rd. 40 vH, im nächsten Jah r­
zehnt w eiterhin um eine Kleinigkeit, so zwar, daß w ährend 1900 bis 1904 
England an Textilm aschinen nach Südamerika nur noch die H älfte von dem 
absetzen konnte, was w ährend 1893 bis 1894 dorthin gegangen war. Seitdem 
aber beginnt der Absatz w ieder stark zu steigen. In Brasilien glaubt man die 
Krisis der 90er Jahre überw unden zu haben, und so w erden dort viele neue 

put Spinnereien und W ebereien gegründet. Mit Hülfe einer Hochschutzzollpolitik,
die nicht davor zurückscheut, manchmal Zölle von 100 und 200 vH auf W eb- 

U und W irkwaren in den Tarif einzustellen, gelingt es, im mer m ehr Kapital

bsatz «d -
tjji 4) Siehe im einzelnen die verschiedenen Jahrgänge von The Foreign Com-

0  merce and Navigation of the U. St., herausgeg. vom D epartem ent of Commerce
and Labor, Bureau of Statistics.
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zur G ründung einer eigenen Textilindustrie heranzuziehen. England hat von 
1893 bis 1908, also im Laufe der letzten 16 Jahre, für nicht ganz 70 M illionen M 
Einrichtungen für textilindustrielle Betriebe nach Südam erika geliefert, 
darunter für 60 Millionen M allein nach Brasilien. Für die englische M aschinen­
industrie ist das ja nicht unerfreulich; aber die T extilindustrie Englands selbst 
m acht dazu ein sehr saures Gesicht, und ihre G enossinnen auf dem Festlande 
nicht minder.

Im D urchschnitte der Jahre 1890 bis 1894 hat G roßbritannien für 61 
M illionen M Baum wollwaren, 1908 nur noch für 34 Millionen M nach 
Brasilien geschickt, w obei noch bem erkt w erden muß, daß das Jah r 1908 nicht 
etw a sehr ungünstig  für den Absatz englischer B aum w ollerzeugnisse 
nach Brasilien gew esen ist. Es gab schon Jahre, wo die A usfuhr kaum 
20 Millionen M betragen hat. Die gleichen Erfahrungen hat Deutschland 
machen müssen, und noch m ehr Frankreich. Ebenso liegen die V erhältnisse 
in der A usfuhr von W ollerzeugnissen.

Nun darf man sich allerdings nicht im unklaren darüber sein, daß neben 
der Aufzucht einer eigenen Textilindustrie noch andere U m stände zu der 
starken M inderung des A bsatzes von Textilw aren nach Brasilien beigetragen 
haben. Brasilien hat eine Zeitlang geradezu als arm es Land gegolten , als 
seine H auptausfuhrw are, Kaffee, einen beispiellosen P reisrückgang erlebte. 
Auch ist nicht zu übersehen, daß die früheren W ährungsverhältn isse, das be­
ständige Schwanken des Kurses, dem Lande viel Schaden getan haben. Beides 
hat den Absatz von Textilw aren nach Brasilien zweifellos nachteilig beeinflußt. 
H ierzu tra t sodann die starke Förderung einer eigenen Erzeugung, und bei 
der ferneren G estaltung der A usfuhr dorthin fällt dieser G esichtspunkt w ohl 
m it am stärksten in die W agschale.

N icht sehr stark ist die englische A usfuhr von M aschinen für den B e r g ­
b a u  entwickelt. England setzte davon ab

nach
Südam. überh. Chile Argentinien Brasilien

im Durchschnitte der Jahre Millionen M
1893/94 0,80 0,20 — 0,42
1895/99 0,66 0,18 0,02 0,38
1900/04 0,66 0,32 0,04 0,20
1905/07 1,28 0,66 0,46 0,14
1908 1,02 0,54 0,20 0,14

Das H auptinteresse w endet sich hier C h i l e ,  seinen Salpeteraufbereitungs­
stätten und seinen K upferbergw erken zu. Es darf jedoch nicht aus dem Auge 
gelassen w erden, daß in der englischen A usfuhr nach Chile (und w ohl auch 
in der nach A rgentinien) einige Lieferungen für B o l i v i e n  enthalten sind.

Brasiliens Bedarf ist auf ein M indestm aß herabgesunken.
Eine sehr günstige Entw icklung zeigt die A usfuhr von e l e k t r i s c h e n  

M a s c h i n e n .  Die englische A usfuhr betrug
nach

Südam. überh. Argentinien Brasilien Chile 
im Durchschnitte der Jahre Millionen M

1903/04 1,14 0,86 0,20 0,08
1905/07 2,46 1,40 0,68 0,38
1908 4,62 3,00 1,18 0,44
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G egen D e u t s c h l a n d  allerdings kommt  England mit seinen Maschinen 
hier nicht auf, denn dessen A usfuhr an elektrotechnischen Erzeugnissen aller 
Art (die G rundlage für die statistische Erm ittelung ist hier viel breiter als bei 
England, in dessen Zahlen nur die Maschinen eingeschlossen sind, w ährend 
bei der deutschen A usfuhr auch Kabel und alle sonstigen V orrichtungen für 
elektrische Anlagen einbegriffen sind) belief sich im Jahre 1906 (März bis 
Dezember) auf 13 Millionen M und in den Jahren 1907 und 1908 auf durch­
schnittlich 22 Millionen M. W ir sind also hier den Engländern w eit über­
legen.

An fünfter Stelle seien D a m p f m a s c h i n e n  f ü r  l a n d w i r t s c h a f t l i c h e  
Z w e c k e  genannt. Davon führte England aus:

nach
Südam. überh. Argentinien Chile Brasilien

Millionen M
1890/94 3,76 2,34 0,56 0,60
1895/99 1,30 0,58 0,16 0,42
1900/04 1,38 1,00 0,16 0,08
1905/07 4,80 3,14 1,60 —

1908 3,52 3,30 0,22 —
Der große Krach, der Südam erika um die Mitte der 90er Jahre heim suchte, 

spricht auch aus diesen Zahlen deutlich zu uns. Der argentinische Staat w ar 
bankerott, und die Besitzer der großen G üter waren auch hier in einer recht be­
drängten Lage, w aren auch nahe am Bankerott. M ehrere Jahre hindurch 
hatten die Ernten fehlgeschlagen, niem and hatte Geld, die M öglichkeit für 
Anschaffungen von landwirtschaftlichen M aschinen und G eräten w ar stark ge­
mindert. Sodann begann sich damals auch der nordam erikanische W ettbew erb 
in landwirtschaftlichen Maschinen geltend zu machen, der sich inzwischen ganz 
allgemein und in Südam erika im besonderen in einer W eise entwickelt hat, 
daß heute in Südam erika vielleicht m ehr als dreimal soviel Fabrikate am eri­
kanischen U rsprunges abgesetzt w erden wie englische.

Ferner sei noch auf die A usfuhr Englands an l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  
M a s c h i n e n  o h n e  D a m p f b e t r i e b  hingewiesen. H iervon gingen

nach
Südam. überh. Argentinien 

Millionen M
Brasilien

1890/94 2,86 1,84 0,62
1895/99 1,60 0,96 0,34
1900/04 2,78 2,06 0,12
1905/07 4,24 4,08 0,02
1908 7,15 6,90 0,24

Auch hier hat gerade die letzte Zeit eine außerordentlich günstige Ent­
wicklung gesehen, nachdem die Mitte der neunziger Jahre einen starken Rück­
gang  gebrach t hatte. Die Krisis ist überw unden, der argentinische Ackerbau 
steht in höchster Blüte, die R ekordernten jagen sich förmlich. D er Bedarf ist 
ungemein rege ; die Mittel zur Deckung dieses Bedarfes sind den G rund­
besitzern dank den großen Erträgen und den hohen Preisen, die ihre Erzeugnisse 
erzielen, reichlich zugeflossen. So ist es denn kein W under, wenn die A usfuhr
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Englands in landw irtschaftlichen Maschinen mit und ohne D am pfantrieb in den 
letzten Jahren w ieder zugenom m en hat. Auffallend aber bleibt es immerhin, 
und man wird eine besondere B egründung dafür suchen müssen, daß die Eng­
länder in dieser G attung von M aschinen in Südam erika überhaupt w ieder vor­
w ärts komm en. An und für sich m üßte man gew ärtigen, daß die Engländer 
mit landw irtschaftlichen M aschinen in Südam erika keinen Fortschritt machten. 
Sie sind von den A merikanern in einer W eise auf dem W eltm ärkte geschlagen 
worden, daß man förmlich staunen muß, wie die E ngländer sich in Südamerika 
so g u t halten, wie sie gerade jetzt w ieder darin vorw ärts komm en.

In landw irtschaftlichen Maschinen und G eräten führten nach Südam erika aus 
die Vereinigten Staaten England

Millionen M 
1890/94 5,04 6,62
1895/99 4,52 2,90
1900/94 11,08 4,16
1905/07 22,60 9,04
1908 28,97 14,51

Die Zahlen zeigen, daß die Engländer, die auf anderen M ärkten vielfach 
die Segel vor dem neuen M itbew erber völlig haben streichen m üssen, hier 
recht g u t vorw ärts kommen.

Endlich ist noch die englische A usfuhr von P u m p e n ,  H e b e v o r r i c h t u n ­
g e n  u n d  D a m p f k e s s e l n  nach Südam erika für 1908 — für frühere Jahre gibt 
es keine Statistik darüber — zu erw ähnen. Es w urden ausgeführt

Millionen M
P u m p e n ............. 1,10
H ebevorrichtungen . . . 2,28
D a m p fk e s se l..  4,78

In N ä h m a s c h i n e n  ist Englands A usfuhr nach Südam erika nur unbedeu­
tend ; ihr W ert betrug 1908 nur 340000 M. D eutschland führte 1907 für 
5,87 M illionen M und die V ereinigten Staaten im Jahre 1908 für 5,22 
Millionen M aus. England tritt also hier völlig in den H intergrund.

W elches sind nun die G r ü n d e  f ü r  d i e  V o r h e r r s c h a f t  der englischen Ma­
schinenindustrie in Südamerika, für ihr starkes Ü bergew icht über die Mit­
bew erber? Sind unsere Erzeugnisse m inderw ertig? Können sie den W ett­
bew erb mit den englischen nicht bestehen? Das w ird niem and behaupten 
wollen, unsere M aschinenindustrie steht auf der H öhe der englischen. W erden 
unsere Interessen kaufm ännisch nicht so g u t w ahrgenom m en w ie die eng­
lischen? T un unsere A usfuhrgeschäfte n icht ihre Schuldigkeit? Sind die 
V ertreter unserer g roßen  Firm en m inder eifrig und gew andt als die des 
englischen W ettbew erbes? W er dieses G laubens sein w ollte, befände sich 
ebenfalls im Irrtum . W oran also liegt es?  W ie können w ir vorw ärts kom m en?

D u r c h  s t a r k e  K a p i t a l a n l a g e n  in S ü d a m e r i k a ,  B a u  v o n  E i s e n ­
b a h n e n ,  B e r g w e r k e n ,  H ä f e n  usw. Das ist die einzige M öglichkeit. D ie  
B a n k e n  h a b e n  a u f  d i e  S t e i g e r u n g  d e r  A u s f u h r  f ü r  M a s c h i n e n  
n a c h  S ü d a m e r i k a  e i n e n  v i e l  s t ä r k e r e n  E i n f l u ß  a l s  d i e  I n d u s t r i e  
s e l b s t .  Die E ngländer beherrschen den südam erikanischen M arkt durch ihr
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Kapital. Das ist der springende Punkt, die Ursache für die englischen 
Erfolge in Südam erika.

Man berechnete für Ende 1908 das in südam erikanischen W erten angelegte 
englische Kapital auf 15 Milliarden M 5). Dabei sind nur jene A nlagewerte be­
rücksichtigt w orden, deren Titel an der Londoner Börse n o t i e r t  werden, und 
das ist natürlich nicht alles; es kommen noch einige Milliarden hinzu. Dam it 
aber, daß die Engländer weitaus die H auptgeldgeber für die südam erikanischen 
Staaten sind, sichern sie sich auch die Berücksichtigung in erster Linie bei 
allen öffentlichen U nternehm ungen. Dadurch, daß England allein in argen­
tinischen Bahnen 3 bis 4 Milliarden M angelegt hat, ström en die Aufträge 
ganz von selbst nach England. Die südam erikanischen Bahnen bestellen ab 
und zu auch bei uns; das ist ohne w eiteres zuzugeben. Aber der Kreis 
von U nternehm ungen, an die von Deutschen, regelm äßig und in größerem  
Umfange, geliefert wird, ist nur klein; es sind die Staatsbahnen von Argen­
tinien, die etwa ein Viertel des Schienennetzes ihr eigen nennen, und die 
S taatsbahnen von Brasilien und Chile. D arüber hinaus ins G eschäft zu 
kom m en, hält sehr schwer. Sow eit die argentinischen Bahnen mit englischem 
K apitale begründet sind und betrieben w erden — das G leiche gilt für die 
Bahnen der anderen südam erikanischen Freistaaten —, gehen bei uns nur 
dann Bestellungen ein, wenn die Engländer nicht so g u t und so rasch liefern 
können wie wir, oder wenn wir Preise machen, die so verführerisch sind, 
daß  der englische D irektor das A ngebot nicht ohne weiteres beiseite schieben 
kann. Sonst aber haben wir wenig Aussichten, anzukommen. W enn gar einmal 
der Bedarf der Bahnen etw as zurückebbt und so der W ettbew erb sich ver­
schärft, gehen wir gew öhnlich leer aus; dann fällt alles an England, dann tritt 
der Zusam m enhang zwischen englischem Kapital und Absatz ganz besonders 
scharf zutage.

N ordam erika hat in der A usfuhr von landwirtschaftlichen Maschinen und 
G eräten England w eit überholt. Im D urchschnitte der Jahre 1890 bis 1894 lieferten 
die V ereinigten Staaten für 16 Millionen M landwirtschaftliche M aschinen und 
G eräte  ins Ausland, die Engländer für 41 Millionen M, also das 21/ 2fache 
von dem, was die Vereinigten Staaten von Amerika auf den W eltm arkt brachten. 
Im  D urchschnitt der Jahre 1900 bis 1904 hatten es diese schon auf 74 
M illionen M gebracht, die englische A usfuhr aber betrug nur 42 Millionen 
M . Im Jahre 1907 betrug der W ert der nordam erikanischen A usfuhr 108 
M illionen M, der Englands nur 53 Millionen M. Im allgemeinen kann man 
sagen, daß die nordam erikanische A usfuhr heute doppelt so groß ist wie 
die englische. Für die Entwicklung ihres südam erikanischen G eschäftes kam 
den Amerikanern besonders der Um stand zugute, daß die Bedingungen des 
A ckerbaubetriebes in den V ereinigten Staaten denen in Argentinien sehr 
nahe kommen.

Man hätte also erw arten können, daß unter diesen U m ständen Englands Er­
zeugnisse ganz vom südam erikanischen Markte verschwinden m üßten. Daß 
dies nicht der Fall ist, verdankt England den sehr g roßen Kapitalien, die es in 
d e r südam erikanischen Landwirtschaft angelegt hat. G roße G etreidefelder in 
A rgentinien, g roße Kaffeeplantagen in Brasilien, Venezuela, Columbien, große

5) Siehe South American Journal 20. Febr. 1909 und N achträge.
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Zuckerfelder und Z uckerrohr-A ufbereitanstalten in Peru  gehören  englischen 
Landgesellschaften und Privatleuten. D ie Leiter dieser Betriebe, E ng­
länder, greifen natürlich bei D eckung ihres Bedarfes in erster Linie auf das 
nationale Erzeugnis zurück, selbst w enn es etw as teu rer ist, und kaufen das 
am erikanische Erzeugnis nur dann, w enn es unbeding t notw endig  ist.

Die g roßen englischen Kapitalien, die in der südam erikanischen B odenw irt­
schaft angelegt sind, halten die englischen Fabrikate im M arkte; nur hieraus ist 
es zu erklären, daß sich die A usfuhr englischer landw irtschaftlicher M aschinen 
und G eräte nach Südam erika hat verdoppeln können.

U nd dann ein charakteristisches Beispiel auch aus D e u t s c h l a n d !  Den 
T on in elektrotechnischen Erzeugnissen aller Art g ib t in ganz Südam erika 
D eutschland an. W ir haben zw ar gegen den englischen und nordam erikani­
schen W ettbew erb anzugehen; aber w ir sind w eitaus in der V orhand. D as 
w äre aber kaum der Fall, w enn nicht h ier zur rechten Zeit auch d e u t s c h e s  
K a p i t a l  nach Südam erika gegangen w äre, wenn nicht das deutsche Kapital 
100 Millionen und m ehr zur V erfügung gestellt hätte, um in Buenos Aires, 
M ontevideo, Valparaiso usw. elektrische Bahnen und elektrische B eleuchtungs­
anlagen usw. zu bauen. W e r  d a s  G e l d  h e r g i b t ,  d e r  l i e f e r t  a u c h  d i e  
M a s c h i n e n .

Aus dem in Südam erika angelegten englischen Kapital beziehen n ich t 
nur die englischen A ktionäre eine sehr stattliche Rente, die Beam ten und 
A ufsichtsräte hohe G ehälter und Zuw endungen, sondern auch die englische 
Industrie A ufträge, die alljährlich viele M illionen betragen und einen ge­
w ichtigen Posten ganz besonders für die englische M aschinenindustrie darstellen.

E ngland leiht das Geld, England schickt die Ingenieure hinaus, welche 
die A ufgaben an O rt und Stelle stud ieren ; England stellt die kaufm ännischen 
Leiter, die natürlich die für Bahnen, H äfen, Bergw erke, Fabriken erforderlichen 
Eisenteile und M aschinen und sonstigen Einrichtungen nicht in D eutschland — 
w o sie auch gar nicht Bescheid w üßten — bestellen; die A ufträge w andern 
vielm ehr nach England. Dieses liefert das Geld und die Installationen.

Z ur Z eit findet in Buenos Aires zur Feier der vor 100 Jahren  erfolgtem  
U nabhängigkeitserklärung der Republik eine A usstellung von M aschinen und 
V erkehrsm itteln statt. N ach dem, w as man erfuhr, ist die B eteiligung D eutsch­
lands daran sehr rege gew orden. Das ist auch nur zu w ünschen; denn die 
Bedeutung Argentiniens als A bnehm er für Industrieprodukte ist nachgerade 
gew altig  gestiegen. W as aber besonders die M öglichkeiten für den A bsatz von 
Produkten der deutschen M aschinen-G roßindustrie anlangt, so ist zu betonen, 
daß deren Leistungsfähigkeit so lange nicht entscheidend fü r den Absatz 
von A rgentinien sein w ird, daß nicht eher auf ein Z urückdrängen der 
E ngländer gerechnet w erden kann, als das deutsche Kapital sich stärker 
als bis jetzt an argentinischen U nternehm ungen beteiligt. Der Schrecken, der 
uns früher überkam , sobald man von „K apitalanlage in Südam erika“  las, ist, 
was Argentinien besonders anlangt, nicht m ehr berechtigt. Man kann nicht 
behaupten, daß sich dort die V erhältnisse so gefestig t hätten, daß man mit 
geschlossenen Augen nach jedem  Plane greifen könn te; aber ebneso zweifellos 
ist, daß das Land heute ganz anders dasteh t als vor 17 Jahren, da es den 
B ankerott anm eldete. Im m er w ieder muß darauf hingew iesen w erden, daß 
England viele Milliarden in argentinischen U nternehm ungen aller Art a n g e le g t
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hat, — das gleiche England, das in der Beurteilung der Aussichten für Kapital­
anlagen in überseeischen G ebieten gem einhin eine durch hundertjährige Er­
fahrung gew onnene sehr feine W itterung hat.

Und zum Schluß noch ein recht bezeichnendes Beispiel! England beherrscht, 
w ie gezeigt, den südam erikanischen M arkt mit seinen M aschinen. W o es aber 
beim W ettbew erbe von seinem Kapital in Stich gelassen wird, w o die großen 
Kapitalanlagen nicht in die W agschale fallen — da hat es schlechtweg
nichts zu sagen, da beherrschen seine M itbew erber den Markt. In N äh­
maschinen und Schreibmaschinen ist England in Südamerika bedeutungslos; 
da machen N ordam erika und Deutschland das Rennen. Die großen eng­
lischen K apitalanlagen können hier dem  englischen Produkte keine V or­
spanndienste leisten; und so erscheint es nur in kleinen W erten in
Südam erika.

VERGLEICHENDE KOSTENRECHNUNG 
FÜR ZUGBELEUCHTUNG MIT GASGLÜHLICHT 

UND ELEKTRIZITÄT.
Von Dr. MAX JAKOB, Baden (Schweiz).

I. Einleitung.
Nicht immer sind Erw ägungen wirtschaftlicher Art ausschlaggebend bei 

der W ahl technischer E inrichtungen; sehr häufig ist eine wirtschaftlich weniger 
günstige  Anlage aus anderen G ründen der vom finanziellen G esichtspunkt 
aussichtsreichsten vorzuziehen. Das ist besonders der Fall bei allen „schw eren 
Betrieben“ , ganz besonders bei den Einrichtungen für H eer und Marine, 
wo Schlagfertigkeit, G efechtswirkung allen anderen Erw ägungen vorgeht, so 
auch im Bahnbetriebe, wo in erster Linie Sicherheit und G efahrlosigkeit 
des Betriebes, V erm eidung von B etriebstörungen und ein M indestm aß der 
Bedienung gew ährleistet werden müssen.

D aher haben sich viele Bahnverw altungen w egen der Gefahr, die das 
M itführen von Gas im W agen bedeutet, entschlossen, elektrische Beleuchtung 
einzuführen, obw ohl sie G rund zu haben glaubten, sie für w esentlich teurer 
zu halten; dabei hat man in vielen Fällen die reine A kkum ulatorenbeleuch­
tung bevorzugt, weil man mit der Beleuchtung mit Dynamos häufigere S tö­
rungen fürchtete; andere w ieder haben, um die Bedienung einzuschränken, 
D ynam obeleuchtung m it Batteriereserve eingeführt. Mittlerweile ist es ge­
lungen, durch entsprechende M aßnahm en die Störungszahl bei guten Systemen 
m it D ynam obeleuchtung auf ein M indestm aß zu verringern, so daß in dieser 
H insicht kaum m ehr ein Unterschied zwischen guten Zugbeleuchtungsan­
lagen und ortfesten Beleuchtungsanlagen bestehen dürfte.

Ein w eiterer ausschlaggebender Umstand w ar die verfügbare Lichtmenge. 
Das Lichtbedürfnis hat sich im Laufe der Jahre mächtig gesteigert, und das 
reisende Publikum verlangt heute eine ebenso gute Beleuchtung in der Bahn 
wie zu H ause. Man ist deshalb zunächst vom gewöhnlichen Gas zu Spezial­
gasen übergegangen; man hat sich ferner mit gutem  Erfolge bemüht, dauer­
hafte G asglühstrüm pfe für Bahnzwecke herzustellen. Ebenso hat man jetzt
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in der H erstellung von M etallfadenlam pen solche Fortschritte  gem acht, daß 
diese Lampen den E rschütterungen des Bahnbetriebes durchaus gew achsen 
sind und auch in E isenbahnw agen den K ohlenfadenlam pen an B rennstunden­
dauer schon überlegen sind. Es ist som it jetzt die M öglichkeit vorhanden, 
mit G asglühlicht und mit M etallfadenlam pen die verlangte reichliche Beleuch­
tung zu erzielen.

D a nun also die Z ugbeleuchtung m it G as und die elektrische Z ugbe­
leuchtung zu einer hohen Stufe technischer Entw icklung gediehen  sind, scheint es 
an der Zeit und angebracht, die Kosten beider Beleuchtungsarten zu ver­
gleichen. Es sind zw ar schon öfter derartige Vergleiche gem acht w orden; 
jedoch standen bei den Zusam m enstellungen, die ich kenne, den Verfassern 
nur w enig U nterlagen aus dem Betriebe zur V erfügung, und die Berech­
nungen sind daher nur ganz annähernder N atur. Ein derartiger Vergleich 
kann aber V ertrauen nu r beanspruchen, w enn er sich auf eine Fülle authen­
tischer, statistisch gew onnener Betriebszahlen s tü tz t1). Mir steh t nun ausführ­
liches statistisches M aterial von 4 g roßen  europäischen B ahngesellschaften, 
nämlich 2 S taatsbahnen und 2 Privatbahnen, zur V erfügung. D rei dieser 
G esellschaften (im folgenden A, B, C genannt) haben die G asglühlichtbe- 
leuchtung auf ihren Netzen durchgeführt, eine teils A kkum ulatorenbeleuch­
tung (D), teils elektrische Beleuchtung m it D ynam o, R egulierapparat und 
Batterie nach dem System von Brown, Boveri & Cie. (E).

Es sollen nun zunächst in Z usam m enstellung I die w ichtigsten Angaben 
gem acht w erden, auf welche sich die folgenden A usführungen gründen.

Z u s a m m e n s t e l l u n g  I.

Bahngesellschaft A B C D E

Jahrgang, aus dem 
das zugrunde­

gelegte statistische 
Material stammt

1907 1907 1907 1907
und
190S

1907 
und
1908

Anzahl der W agen, 
auf die sich die 
Statistik bezieht

rd. 1950 rd. 350 rd. 2250 rd. 1200 rd. 1150

Art der 
Beleuchtung der 

W agen

Ölgas,
gewöhnliche

G lüh­
strümpfe

gew öhn­
liches Gas, 
hängende 

Glüh­
strümpfe

gew öhn­
liches Gas, 
hängende 

Glüh­
strümpfe

Akkumula­
toren

Dynamo, 
Regulier­

apparat, Ak­
kumulatoren 

(System 
Brown, 

Boveri & Cie.)

J) Das statistische M aterial über G asglühlichtbeleuchtung habe ich durch 
V erm ittlung des H errn Ingenieurs J. H é b e r t ,  Paris, das über elektrische 
Beleuchtung durch V erm ittlung der A.-G. Brown, Boveri & Cie., Baden 
(Schweiz), erhalten, w ofür ich auch an dieser Stelle verbindlichst danke.
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Statistische Unterlagen über so viele W agen und aus diesen Jahren 
können wohl als reichlich und neuzeitlich bezeichnet werden. Ehe nun auf 
die V erarbeitung des M aterials eingegangen wird, soll nochmals betont 
werden, daß der V erfasser die Bedeutung der w irtschaftlichen Seite der 
Frage nicht überschätzt. Gleich geringe Störungszahl vorausgesetzt und bei 
gleicher Lichtausbeute ist an und für sich die elektrische Beleuchtung der 
G asbeleuchtung vorzuziehen wegen ihrer Ungefährlichkeit, aus gesundheit­
lichen G ründen und wegen der M öglichkeit der besseren Teilung der Be­
leuchtungseinheiten, und die D ynam obeleuchtung ist der G asbeleuchtung und 
der reinen A kkum ulatorenbeleuchtung vorzuziehen w egen der geringen Be­
dienung und der U nabhängigkeit von Füll- und Ladestationen, also g röß ter 
Freizügigkeit der W agen. Die K ostenfrage ist nur e i n e r  der be­
stim menden Faktoren.

II. Vergleichende Kostenberechnung für einen bestimmten Fall.

a) A l l g e m e i n e  G e s i c h t s p u n k t e  f ü r  d e n  V e r g l e i c h .

Da das M aterial, das von verschiedenen Gesellschaften stam m t und nach 
verschiedenen G esichtspunkten geordnet ist, nicht ohne weiteres zu ver­
gleichen ist, w urde ein bestim m ter W agen angenommen, der unter gleichen 
V erhältnissen und mit gleicher Beleuchtungsstärke auf den verschiedenen 
Netzen m it den dort eingeführten Lichtinstallationen liefe, und es w urde der 
Teil der G esam tkosten m it aller Sorgfalt festgestellt, der auf diesen W agen 
treffen w ürde. Ein 4-achsiger W agen II./III. Klasse erschien als ein W agen, in 
dem eine den heutigen A nforderungen entsprechende gute Beleuchtung bei 
w eder zu einfacher noch zu luxuriöser Installation anzunehmen ist, für den 
Vergleich gu t geeignet. Es w urde für alle Fälle eine G esam tbeleuchtung 
von 300 Kerzen als eine reichliche, aber nicht überm äßige Beleuchtung 
angenom m en. Eigene Leselampen w urden nicht installiert gedacht, da dies 
den Vergleich der elektrischen Beleuchtung mit der G asbeleuchtung erschwert 
hä tte ; aus dem selben G runde w urde gleichzeitige Beleuchtung durch alle 
Lampen vorausgesetzt; d. h. es w urde von der M öglichkeit der A nordnung 
m ehrerer Stromkreise bei Elektrizität und der V erw endung von Dunkelstell­
vorrichtungen bei Gas und Elektrizität abgesehen. Als jährlich von dem 
W agen zurückgelegter W eg wurden 100000 km bei einer mittleren G eschwindig­
keit von 50 km /st zugrundegelegt; zu den 2000 Fahrstunden w urde ein Zuschlag 
von 20 vH  = 4 0 0  Stunden für Aufenthalt auf Anfangs-, End- und Zw ischenstatio­
nen gem acht; die H älfte der Betriebstunden, also 1200 Stunden, w urde als 
Beleuchtungszeit angenomm en. Es sei gleich hier bemerkt, daß diese An­
nahmen, die keinen Anspruch auf statistischen W ert machen, in Abschnitt III 
der vorliegenden A bhandlung variiert sind.

Als Beleuchtungsreserve schien mir nötig, bei D ynam obeleuchtung eine 
rd. 10-stündige Batteriereserve, bei Akkumulatoren und Gas eine 20- bis 
24-stündige G esam treserve zu verlangen. Die Reserve bei D ynam o­
beleuchtung erscheint siehr reichlich und könnte bei dem gedachten Schnell­
zugw agen fast auf die H älfte herabgesetzt w erd en ; es schien mir jedoch 
nicht angebracht, dies zu tun. A ndererseits ist in meinen U nterlagen eine 
48-stündige G asreserve vorgesehen. Da jedoch bei reiner Akkum ulatoren­
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beleuchtung kaum m it m ehr als der H älfte dieser Reserve gerechnet zu w erden 
pflegt, schien es unbillig, eine so g roße  G asreserve zu verlangen. Um 
die Kosten fü r das Schleppen d e r G asinstallation zu verringern, .wurde 
daher die H älfte der G asbehälter abgenom m en gedacht. D er m it Gas 
und  der m it A kkum ulatoren beleuchtet gedachte W agen muß also nach 
rd. 20 B eleuchtungsstunden eine Füll- bezw. Ladestation erreichen, der mit 
D ynam o, R egulierapparat und A kkum ulatoren ausgerüstete  ist vollkommen 
unabhängig  und daher z. B. auch im internationalen V erkehr ohne 
w eiteres verw endbar. Bei V erw endung der beiden ändern im internatio­
nalen V erkehre m üßte die doppelte Reserve verlangt w erden. W elchen Ein­
fluß dies auf die jährlichen Kosten hätte, soll in A bschnitt III gezeigt werden.

b) V e r a r b e i t u n g  d e r  U n t e r l a g e n  f ü r  d i e  K o s t e n b e r e c h n u n g e n .

Im nächsten A bschnitt II c) w ird eine ausführliche Zusam m enstellung 
der Einzelkosten fü r Gas- und elektrische Beleuchtung gegeben. Es soll 
nun zunächst gezeigt w erden, w ie aus dem zu G ebote  stehenden Material 
die W erte der Zusam m enstellungen II und III gew onnen w urden.

V e r z i n s u n g  d e s  A n l a g e k a p i t a l e s .

Die A nlagekosten für den m it G as beleuchteten W agen w urden folgender­
m aßen bestim m t:

Das gesam te A nlagekapital für G asfabriken m it Fabrikationseinrichtungen, 
Füllstationen, K om pressionseinrichtungen, B ehälterw agen w urde im Verhältnis 
des jährlichen G asverbrauches des gedachten W agens zum jährlichen Gas­
verbrauche des ganzen W agenparkes in Rechnung gesetzt. Aus den ge­
sam ten Installationskosten der m it G as beleuchteten W agen, der G esamtzahl 
der W agen und der G esam tzahl der installierten B renner ließen sich die mitt­
leren Installationskosten pro  W agen und die m ittleren Installationskosten be­
zogen auf die Brennerzahl des gedachten W agens berechnen. Das Mittel 
aus diesen beiden Zahlen w urde als Installationsw ert des W agens eingesetzt.

Die A nlagekosten der elektrischen B eleuchtungsinstallationen w urden nach 
den Listen d er A.-G. Brown, Boveri & Cie. bestim m t m it E insetzung der 
Nachlässe, die listenm äßig bei gleichzeitiger Bestellung von m indestens 100 
A usrüstungen gew ährt w erden. Die eingesetzten Preise für M etallfadenlam pen 
beziehen sich ebenfalls auf größere Bestellungen. Die M ontagepreise setzen 
die V ornahm e der M ontage in den W erkstätten  der B ahngesellschaft und fort­
laufende A rbeit voraus.

Sow ohl die Anlagekosten für die G asinstallationen als die für die elektrischen 
A usrüstungen beziehen sich also auf eine g roße Anzahl installierter W agen.

Bei den A nlagekosten für reine B atteriebeleuchtung ist ein Zuschlag von 
1 / i  der Zahl der arbeitenden Batterien gem ach t; es ist also angenom m en, daß 
jede Batterie w ährend rd. 4/s  des Jahres im W agen, w ährend x / 5  zur Ladung 
außerhalb des W agens sich befindet. Nach m einen U nterlagen m üßte als 
Reserve sta tt */4 sogar V3 der aktiven Batterien vorgesehen w erden. Die 
angenom m ene Reserve ist jedenfalls als ein M indestm aß zu betrachten.

Als Zinsfuß w urden für alle Bahnverw altungen 3 3 / i  vH  angenom m en.
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T i l g u n g  d e r  A n l a g e .
Für die T ilgung der Anlage w urden, sow eit G asbeleuchtung in Frage

kom m t, unm ittelbar die Zahlen zugrunde gelegt, mit denen die einzelnen
Verw altungen rechnen.

Bei den elektrischen A usrüstungen w ar der gesam te jährliche Aufwand für 
U nterhalt, Instandsetzung und E rneuerung der Batterien und Riemen bekannt. 
Diese G esam tsum m e w urde zu etwa gleichen Teilen auf „T ilgung“  und auf 
„U nterhalt usw .“  verteilt. Für die übrigen Ausrüstungsteile w urden üb­
liche T ilgungsbeträge eingesetzt.

U n t e r h a l t ,  V e r b r a u c h s t o f f e ,  I n s t a n d s e t z u n g e n ,  L ö h n e .
Aus den Kosten für Unterhalt, Instandsetzungen, Reinigen, Löhne bei 

G asbeleuchtung, deren G esamtsumm e für alle W agen der betreffenden Bahn 
gegeben war, w urden die Kosten pro W agen berechnet, die Kosten bezogen 
auf die Brennerzahl des betrachteten W agens und die Kosten bezogen auf
den G asverbrauch dieses W agens. Der M ittelw ert aus diesen drei mittleren
Kosten w urde eingesetzt. Die Kosten des G lühstrum pfersatzes, 37 ctms. pro 
Strumpf, w urden auf gleiche Brennerzahl und auf gleiche Brennstundenzahl 
(gleichen G asverbrauch) bezogen; der M ittelw ert hieraus w urde in die Zu­
sam m enstellung aufgenom m en. (Diese Kosten sind bei Bahnverw altung C 
nicht ausgezogen, sondern dürften  in dem Posten „U nterhalt und Instand­
setzungen“  eingeschlossen sein.)

Bei elektrischer Beleuchtung waren, wie erwähnt, die gesam ten U nter­
haltkosten für Batterie und Riemen bekannt; nach Abzug der Tilgungssum m en 
blieben die aufgeführten Kosten. Einen bedeutenden Posten bilden bei Akkumu­
latorenbeleuchtung die Kosten für das Auswechseln der Batterien. H ierbei 
w urde angenomm en, daß keine besonderen Transporte der Batterien nötig seien, 
sondern die W agen in regelm äßiger Folge zum Umtausche der Batterien 
nach den Ladestationen kommen.

Die übrigen Posten sind nach Unterlagen unm ittelbar eingesetzt.

K o s t e n  d e r  L i c h t e r z e u g u n g .
Bei G asbeleuchtung w urden unm ittelbar die Angaben der Bahnverwal­

tungen für die pro Kerzenstunde verbrauchten G asm engen und Kosten für 
den K ubikm eter Gas eingesetzt, bei A kkum ulatorenbeleuchtung ebenfalls un­
m ittelbar die angegebenen Kosten für die Ladungen.

Bei Beleuchtung mittels Dynamo, Batterie und R egulierapparat gibt 
der K ohlenm ehrverbrauch der Lokomotive die Kosten der Lichterzeugung. Der 
A rbeitsbedarf der Zugbeleuchtungsdynam o bestim m t sich bei der Arbeitsweise 
des Systems Brown, Boveri & Cie. recht genau folgenderm aßen:
200 Stunden Fahrt mit Beleuchtung von der Dynamo 

und Ladung der Batterie mit einem Strome gleich 
dem Beleuchtungsstrome (W irkungsgrad der Dy­
namo tj =  75 vH, Verlust im Regulierapparat 45 W ) 284 PS-st am Radumfang 

700 Stunden Fahrt mit Beleuchtung von der Dynamo 
ohne Ladung der Batterie (W irkungsgrad der Dy­
namo »7=  70 vH, Verlust im Regulierapparat 45 W) 553 » » »

900 Stunden zu übertragen 837 PS-st am Radumfang
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900 S tunden.............................................................U ebertrag 837 PS-st am Radum fang
100 Stunden Fahrt ohne Beleuchtung, mit Ladung der 

Batterie mit doppeltem Lichtstrome (W irkungs­
grad der Dynamo r j =  75 vH, Verlust im Regulier­
apparat 45 W )  142 » »

100 Stunden Fahrt (mit geringer Geschwindigkeit) mit 
Beleuchtung von der Batterie (Verlust in der 
Dynamo 45 W, im Regulierapparat 5 W) . . . 7 » »

900 Stunden Fahrt ohne Beleuchtung, ohne Ladung 
der Batterie (Verlust in der Dynamo 150 W , im
Regulierapparat 45 W ) ................................................ 239 » »

200 Stunden Stillstand mit Beleuchtung von der
B a t t e r i e ...........................................................................  0 » »

200 Stunden Stillstand ohne Beleuchtung von der
 B a t t e r i e ........................................................................... 0 :> »_______ *

zusam m en: Arbeitsbedarf der D ynam o: 1225 PS-st am Radumfang
2400 Betriebstunden, wovon 2000 Stunden Fahrt,

1200 Stunden Beleuchtung.

W ie man den obigen Angaben entnim m t, w ird die Batterie w ährend 200 
Stunden m it einem Strome gleich dem Beleuchtungsstrom e und w ährend 100 
Stunden m it dem doppeltem  Beleuchtungsstrom e geladen und g ib t w ährend 
300 Stunden den B eleuchtungsstrom  ab. D er W irkungsgrad  der Batterie ist 
also zu 75 vH angenom m en, was bei den  günstigen Lade- und E ntladeverhält­
nissen als m äßig bezeichnet w erden kann. Man beachte ferner, daß die 
Batterie nur w ährend kurzer Zeit beansprucht w ird und daher auch nur 
w ährend beschränkter Z eit geladen w erden muß.

Da nun im ganzen w ährend 1200 Stunden m it 300 Kerzen zu 1,25 W  
beleuchtet w ird, was einem V erbrauche von 612 PS-st an den Lam pen entspricht, 
ergibt sich bei einem A ufwande von 1225 PS-st am R adum fang ein G esam t­
w irkungsgrad von 50 vH, wie er bisher ziemlich allgemein angenom m en 
w urde.

F ür 1 PS-st am R adum fange w urde ein K ohlenverbrauch der 
Lokomotive von 1,9 kg eingesetzt; der W ert der T onne Kohle w urde zu 
20 M angenom m en.

K o h l e n k o s t e n  f ü r  S c h l e p p e n  d e s  M e h r g e w i c h t e s .
Als m ittlerer Koeffizient des Z ugw iderstandes w urde 0,006 angenommen..
Die G ew ichte der G asausrüstungen sind nach A ngaben der V erw altung C, 

die mir hierfür allein zur V erfügung standen, eingesetzt, jedoch sind, wie er­
w ähnt, 2 von den 4 G asbehältern als beseitig t betrachtet, so daß das G e­
w icht der G asausrüstungen m it nur 775 sta tt m it rd. 1205 kg in Rechnung ge­
setzt ist, w ährend sonst allgem ein m it einem G ew ichte von rd. 1200 kg der 
Gasinstallationen gerechnet w urde. Die Kosten für B eförderung der Behälter­
w agen w urden schätzungsw eise teils nach überschlägigen R echnungen, teils 
nach A ngaben recht gering  veranschlagt.

Da die Einzelgewichte d er E inrichtungen für A kkum ulatoren- und fü r 
D ynam obeleuchtung ebenfalls gegeben w aren, konnten auch hierfür die Schlepp­
kosten genau bestim m t werden.

(Fortsetzung  folgt.)
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Diskont- und Effektenkurse im 
Juni und Juli 1910.

Die Geschäftstätigkeit, die schon in den Vor­
monaten nachgelassen hatte, ist im Juni und Juli 
weiter zurückgegangen. Dies kann nicht allein 
durch den Beginn der Ferien und der Reisezeit 
erklärt werden, sondern lag vor allem in der un­
günstigen und - schwankenden Haltung der New 
Yorker Börse begründet. Der Streit zwischen der 
amerikanischen Regierung und den großen Eisen­
bahngesellschaften hat die Lage an der Börse in 
Amerika dermaßen zugespitzt, daß die großen 
Trustherren durch einen künstlich herbeigeführten 
Kurssturz ihren Willen, wie so oft, durchzusetzen 
versuchten. Eine Zeitlang leisteten zwar die 
europäischen Börsen dem Treiben Amerikas 
Widerstand. Um die Juniwende jedoch ist es in 
New York wie auch an den europäischen und be­
sonders an den deutschen Börsen zu einem sehr 
starken Rückgänge der Kurse gekommen, der die 
schwachen Elemente erbarmungslos zwang, sich 
vom Markte zurückzuziehen. In der Folgezeit 
wurde dann das Börsengeschäft noch stiller als 
zuvor, denn die Spekulation wagte nicht, auch 
nur das geringste zu unternehmen, und so bot 
der ganze Monat Juli ein wenig erfreuliches 
Bild. Dazu kam, daß die Nachrichten aus der 
Kohlen- und Eisenindustrie andauernd recht un­
günstig lauteten. Immerhin hat die Börse sich 
später zu der Auffassung der Industrie insofern 
in einen gewissen Gegensatz gesetzt, als sie die 
für die Eisenindustrie höchst ungünstige Herauf­
setzung der Kokspreise in dem Sinn auifaßte, 
daß die Kohlenbergwerke ihre früher erlittenen 
Verluste wieder ausgleichen würden, während 
die Eisenindustrie dadurch in die Lage versetzt 
sein würde, auf bessere Preise zu halten, eine 
Ansicht, die, wie bemerkt, von seiten der Eisen­
industrie nicht geteilt wurde. Den fortgesetzten 
Verhandlungen, die auf eine endgültige Verstän­
digung zwischen den westlichen und östlichen 
Hochofenwerken abzielten und ein allgemeines 
deutsches Roheisensyndikat zustande bringen 
sollten, sah die Börse mit großem Optimismus 
zu, obgleich diese Verhandlungen recht langsam 
von der Stelle rückten und erst Anfang August 
in Form einer Roheisenverkaufvereinigung greif­
bare Gestalt gewonnen haben. Dasselbe gilt von 
den Bemühungen, eine deutsche Stabeisenkon­
vention herbeizuführen. So sehr diese Verhand­
lungen mangels weiterer Anregungen fast krampf­
haft günstig eingeschätzt wurden, so sehr hat 
man anderseits sich später durch eine Reihe un­
günstiger Umstände stark verstimmen lassen.
Die Angelegenheit der Niederdeutschen Bank, 
vor allem die vielen unkontrollierbaren Gerüchte 
über ihre Geschäftsgebarung und deren Folgen 
sowie die Beteiligung der Berliner Großbankwelt, 
rief weitestgehende Befürchtungen hervor, die 
man erst fallen ließ, als tatsächlich die Bank zu­
sammengebrochen war. Auch die Haltung des 
Kupfermarktes, die als ein Gradmesser der allge­
meinen Wirtschaftslage gewertet wird, mußte 
eher verstimmen, wenn auch jetzt allmählich 
durch die Verabredungen der amerikanischen 
Produzenten gesundere Marktverhältnisse ge­
schaffen werden dürften. Nicht zuletzt und nicht 
am wenigsten haben aber auch die Ernteverhält­
nisse für Getreide und Baumwolle entmutigen 
müssen. Die anfänglichen großen Hoffnungen

II . DER GELD- UND WAREN-MARKT.
Juni JuJi
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scheinen tatsächlich auf ein bescheidenes Maß 
zurückgeführt werden zu müssen. Die Früh­
jahrs-Weizenernte in den Vereinigten Staaten und 
die Baumwollernte wird nicht den anfangs er­
hofften Ertrag bringen, wenn auch immerhin die 
Aussichten sich noch wieder bessern können. 
Aus allen diesen Erwägungen heraus hat die 
Börse fast während des ganzen Juli in matter 
und schwacher Haltung verkehrt. Immerhin sind 
die Kurseinbußen nicht mehr so bedeutend wie 
im Juni gewesen. In den ersten Augusttagen, 
nach Überwindung der Juliabrechnung, die erheb­
lich besser verlief als die des Juni, da die Ver­
pflichtungen der Spekulation nur einen sehr ge­
ringen Umfang hatten, ist eine festere und zuver­
sichtlichere Haltung zum Durchbruch gekommen, 
die durch einige bedeutsame Ereignisse, wie die 
Vereinigung der Dortmunder Union mit der 
Deutsch-Luxemburgischen Bergwerks- und Hüt­
tengesellschaft und die Annäherung der Lah- 
meyer-Gruppe an d:e Allgemeine Elektricitäts- 
Gesellschaft, gefördert wurde. Wenn auch eine 
Besserung der industriellen Lage, namentlich des 
Kohlen- und Eiseumarktes, noch nicht einge­
treten ist, haben doch die erwähnten Ereignisse 
den Stand der Kurse wieder günstiger beeinflußt, 
so daß ein Teil der früheren Einbußen zurück­
erobert werden konnte.

Was die Einzelmärkte betrifft, so verkehrten 
B a n k w e r te  in ruhiger und weiter deutlich ab- 
geschwächter Haltung. Der Markt war wie in 
den Vormonaten ohne jede Unternehmungslust 
Die Vorgänge bei der Niederdeutschen Bank 
haben stark abschwächend gewirkt, ohne daß 
indessen, abgesehen von den Werten der Ber­
liner Handelsgesellschaft, nennenswerte Kursab­
schläge eingetreten sind. Bemerkenswerterweise 
haben die Ereignisse in der Petroleumindustrie 
und die Verhandlungen deutscher Banken mit der 
Königlich Niederländischen Petroleumgesellschaft, 
die auf gewinnbringende Abstoßung deutscher 
Petroleuminteressen in Rumänien abzielten, 
kaum einen Einfluß auf die in Betracht kommen­
den Bankwerte gehabt. Im Gegensätze zu den 
deutschen Bankwerten haben sich die seit einiger 
Zeit an der Berliner Börse eingeführten russi­
schen Bankwerte, so namentlich die Aktien der 
Petersburger Internationalen Handelsbank, stark 
nach oben bewegt. Diese Bewegung, die sehr 
von der Ruhe und Schwäche des übrigen Mark­
tes abstach, ist teilweise auf künstliche Beein­
flussung aus Petersburger Börsenkreisen zurück­
zuführen, wenn auch nicht verkannt werden 
darf, daß die russischen Banken im Zusammen­
hänge mit der wirtschaftlichen Besserung Ruß­
lands günstiger als früher dastehen und eme ge­
wisse Erhöhung ihres Kursstandes, der reichlich 
niedrig war, vertragen konnten. Der R e n t e n -  
m a r b t  lag gleichfalls ruhig, für heimische Werte 
eher abgeschwächt. Der Wechsel im Finanz­
ministerium hat wie auf die gesamte Börse so 
auch auf den Rentenmarkt kaum einen vorüber­
gehenden Eindruck gemacht. Russische An­
leihen und Eisenbahnprioritäten lagen gut be­
festigt, doch zeitweise gleichfalls abgeschwächt. 
Die festere Haltung der russischen Renten stand 
ebenfalls im Zusammenhänge mit günstigeren 
Emteschätzungen. Balkanwerte waren meist 
matter und schwächer, Japaner uneinheitlich, 
später aber auf das Bündnis mit Rußland hin 
fester. Der M o n t a n m a r k t  verkehrte anfangs 
in schwacher Haltung; immerhin hat die Börse 
versucht, die Bemühungen um das Zustande­
kommen des Roheisensyndikates für eine Bele­
bung des Marktes auszunutzen, wTas schließlich 
auch gelungen ist. Auch haben weithin bemerkte 
Käufe in Montanwerten seitens einzelner Bank­
häuser schließlich das Geschält etwas stärker 
belebt, ebenso hat man günstigere Nachrichten

über einige Werke, wie Gelsenkirchen und Phö­
nix, sowie über Bochumer zu verallgemeinern 
versucht. Weiterhin lag dann der Markt fester, 
namentlich für Kohlenwerte, für die man auf den 
englischen Eisenbahnerausstand hinwies, der be­
sonders stark die dortigen Kohlengebiete be­
troffen, die Kohlenausfuhr erschwert hat und so­
mit in Deutschland den Wettbewerb englischer 
Kohle zu verringern versprach. Die Vierteljahrsaus­
weise der großen Kohlenbergwerksgesellschaften 
wurden an der Börse günstiger beurteilt, als sie 
in Wirklichkeit waren, und demgemäß auch die 
Kurse dafür heraufgesetzt. Immerhin sind die 
starken Einbußen, welche die Montanwerte im 
Juni erlitten hatten, überhaupt nicht ausge­
glichen worden, vielmehr traten weitere Ab­
schläge im Juli ein. Die Kurse haben seit An­
fang Juni eine erhebliche Verschlechterung er­
fahren. Am B a h n e n m a r k t e  standen Ameri­
kaner unter dem Einflüsse New Yorks und gaben 
bei jeder neuen Abschwächung weiter im Kurse 
nach, ohne zur Zeit der Erholung den früheren 
Kursstand zurückzugeunnnen. Der S c h i f f a h r t s ­
m a r k t  lag ruhig. Die Kurse bröckelten langsam 
ab, um Amang Juli ihren tiefsten Stand zu er­
reichen; dann kam es zu einer leichten Er­
holung, die dadurch gefördert wurde, daß 
günstigere Mitteilungen über das Geschäfts­
ergebnis des ersten halben Jahres, namentlich 
beim Bremer Lloyd, laut wurden. E l e k t r i z i t ä t s -  
w e r t e  schwankten bei dem geringsten Anlaß 
recht stark, waren aber zeitweise gänzlich ver­
nachlässigt, um sich erst Ende Juli wieder bes­
serer Beachtung zu erfreuen. Kal i  w e r t e  ver­
kehrten meist schwächer. Für Ko l on ia l ak t i en  
herrschte recht geringes Interesse.

Die Durchschnittskurse der im Schauhild an ­
geführten Werte waren im Juni und Juli 1910:

Juni Juli 
Deutsche Bank . . . .  251,10 251,18
Diskonto-Gesellschaft . 187,14 185,72
Gelsenkirchen . . . .  210,33 205,69
Bochumer  233,49 229,97
L a u ra h ü tte   175,32 175,84
H arp en er  194,84 189,55
Canada Pacific . . . .  194,31 185,43
Hamburg-Amerika-Linie 144,75 141,74
Norddeutscher Lloyd . 111,52 110,02
3% Reichsanleihe. . . 84,52 84,86
4% Russ. Anleihe. . . 92,44 92,75
Allgem.Elektricitäts-Ges. 270,06 268,89

Die Lage des G e l d m a r k t e s  war im Juni so 
flüssig, wie selten kurz vor Beginn eines neuen 
Vierteljahres, so daß man schon in England wie 
in Deutschland mit einer Herabsetzung der amt­
lichen Bankrate gerechnet hat. Stärkerer Geld­
bedarf der Vereinigten Staaten und die im Zu­
sammenhänge damit stehende Börsenspekulation 
haben jedoch schnell die Hoffnungen zerstört 
Anläßlich des Junitermines wurden außerordent­
liche Ansprüche an die Reichsbank gestellt. 
Bemerkenswerterweise hat sich indessen der 
P r i v a t d i s k o n t  ziemlich widerstandfähig ge­
zeigt; er stieg bis zum 20. Juni zwar etwas und 
erreichte seinen höchsten Stand mit 3% vH, gab 
aber weiterhin bis Ende des Monats auf 31/. vH 
nach. In den ersten Julitagen fiel dann der Dis­
kont auf 2r/svH, zog weiter auf 3l/s vH an und 
hat in der zweiten Julihälfte durchschnittlich 
3 vH betragen, 3/i bis 1 vH mehr als im Vorjahre, 
w'ährend der Reichsbankdiskont in beiden Mo­
naten unverändert auf seinem Stande von 31/; 
vH verbheben ist, gegen 4 vH im Juni und Juli 
1909. Der Durchschnittstand des Privatdiskontes 
betrug im Juni 3,21 gegen 2,91 vH, im Juli 3,05 
gegen 2,28 vH.



DER WARENMARKT 557

Wechselkurse London, Paris 
und New York.

Die Erleichterung am Londoner Geldmärkte 
hat schon im Juni einen raschen Rückgang der 
Devise London zur Folge gehabt, während im Juli 
Scheck London leichten Schwankungen ausgesetzt 
war, aber um Mitte des Monats wieder eine Kleinig­
keit anzog. Sowohl im Juni als auch im Juli 
standen die Kurse höher als im Vorjahre. Der 
Pariser Scheck hat seinen Kurs in beiden Mo­
naten nur unwesentlich geändert; er bewegte 
sich meist zwischen 81,10 und 81,15. Gegenüber 
dem Vorjahre stand er an vielen Tagen unver-
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ändert, an einzelnen bisweilen eine Kleinigkeit 
höher, dann wieder niedriger. Der New Yorker 
Scheck hat im Zusammenhänge mit der schwie­
rigen Lage der Börse und des Geldmarktes in 
New York an den meisten Tagen der beiden 
Monate erheblich höher als im Vorjahre gestan­
den. Nachdem er in der zweiten Junihällte eine 
Kleinigkeit nachgegeben hatte, stieg er lebhaft 
zu Beginn des Juli und hat auch meist an seinem 
erhöhten Satze festgehalten. Die Durchschnitts­
kurse für Scheck London lauteten im Juni 
20,481 (i. V. 20,439), im Juli 20,448 (20,438), für 
Scheck Paris im Juni 81,120 (81,135), im Juli 
81,142 (81,143), für New York im Juni 4,2027 
(4,1842), im Juli 4,2068 (4,1869).

Der W arenm arkt im Juni 
und Juli.

Während sich in den Vormonaten unter dem 
Einflüsse der günstigen Witterungsverhältnisse 
die G e t r e i d e p r e i s e  abwärts bewegten, haben 
sie im Juni und Juli nicht nur ihre früheren Ab­
schläge eingeholt, sondern sind lebhaft weiter

Juni Ju/i

gestiegen. Vornehmlich galt dies für die Mo­
nate alter Ernte, in der die Vorräte recht knapp 
waren. Aber auch neue Ernte konnte nicht un­
beträchtlich im Kurse anziehen. Dies hatte darin 
seinen Grund, daß die Ernten in den Vereinigten 
Staaten und Kanada infolge ungünstiger Witte­
rungsverhältnisse erheblich geringer als in den 
Vormonaten eingeschätzt wurden. Auch aus 
Rußland lauten die Erntemeldungen nicht mehr
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ganz so günstig, während freilich Ungarn und 
Rumänien diesmal dem Weltmärkte ganz erheb­
liche Weizenmengen zur Verfügung stellen wer­
den. Auch die Schätzungen der deutschen 
Ernten waren weniger gut als in den Vormonaten, 
doch nahm man sowohl für Weizen als auch 
für Roggen eine immerhin normale Ernte an. 
Innerhalb der letzten beiden Monate sind die 
W e i z e n p r e i s e  um über 26 M/t gestiegen, 
während die R o g g e n p r e i s e  etwa 7 M/t ge­
wannen.

Die M e t a l l m ä r k t e  zeigten zunächst noch 
weiter eine rückläufige Bewegung. Besonders 
trat dies auf dem K u p f e r m a r k t e  hervor, 
dessen Preise langsam weiter abbröckelten und 
der im Juli einen Tiefstand von 53% £  erreichte. 
Dieser Rückgang wurde dadurch bedingt, daß 
die sichtbaren Vorräte in Amerika noch weiter 
zugenommen haben, während die europäischen 
Lager nicht nennenswert entlastet worden sind. 
Die dann einsetzende, von mäßigen Preisbesse­
rungen begleitete Erholung ist darauf zurückzu­
führen, daß der seit langem geplante amerika­
nische Trust nunmehr zustande gekommen zu 
sein scheint und angeblich mit einer Förderungs­
einschränkung von 20 vH vorgehen will. Ueber 
einen Stand von 55 £  sind indessen auch auf 
diesen befestigenden Umstand hin die Preise 
nicht gekommen. Zinn war wie in den früheren 
Monaten spekulativen Einflüssen ausgesetzt; die 
Preise schwankten nur innerhalb geringer Gren­
zen, gingen jedoch, nachdem sie vorübergehend 
150 £ erreicht hatten, auf 147 £ zurück, um sich 
freilich später wieder etwas dem Hochstande zu 
nähern. Auf den Markt wirkte auch die un­
günstige Haltung des Kupfermarktes ein. Blei  
war mäßigen Schwankungen ausgesetzt. Vielfach 
lag das Geschäft sehr ruhig, so daß über die 
erste Hälfte des Juli hinaus die Preise unver­
ändert 12% £ notierten, um dann gegen Ende 
des Monats auf 129/,s £  zu sinken. Z ink war an­
fangs leicht rückläufig und fiel von 22>/2 auf 22 £, 
konnte sich dann aber auf Meldungen, daß das 
Zinksyndikat in Wirksamkeit treten werde, auf 
22% £  erhöhen. Die S i l b e r p r e i s e  stiegen 
langsam, ohne indessen ihren höchsten Stand von 
255/16 £ zu behaupten. Der E i s e n m a r k t  in 
Glasgow verkehrte in ruhiger, anfangs fester 
Haltung, gab dann aber langsam nach. In 
Deutschland waren die Eisenpreise noch wenig 
verändert, da auf zahlreichen Märkten Unter­
bietungen an der Tagesordnung waren. Erst in 
den letzten Tagen des Juli haben bekanntlich die 
Bestrebungen auf allgemeine Syndizierung des 
Roheisens greifbare Gestalt angenommen.

Der B a u m w o l l m a r k t  war im Juni und Juli 
lebhaften Schwankungen ausgesetzt. Da die 
Erntenachrichten sich wesentlich verschlechtert 
haben, hat die Haussepartei namentlich in alter 
Ernte, deren Vorräte sehr knapp waren, einen 
bedeutenden Aufschlag erzielen können. Die 
Notierungen stiegen auf einen selbst in diesem 
Jahre noch nicht erlebten Hochstand von 16,40 cts. 
Günstige Witterungsmeldungen haben dann 
wieder scharfe Preisstürze gebracht, doch ist 
immer wieder eine lebhafte Erholung einge­
treten. Die amtlichen Emteschätzungen waren 
entschieden der Hochbewegung günstig, und 
auch nach privaten Mitteilungen soll die Ernte 
zwischen 10 und 11 Millionen Ballen betragen, 
also kaum die Höhe einer normalen Ernte über­
schreiten. Daß aber nur eine große Ernte be­
deutend niedrigere Preise bringen kann, geht 
daraus hervor, daß die vorjährige Ernte gegen­
über der des vorangegangenen Jahres um fast 
3 Millionen Ballen zurückgeblieben ist, die we­
nigstens von der bevorstehenden Ernte zum Teil 
eingeholt werden müßten.

Die Lage der W o l l m ä r k t e  ist nicht mehr 
ganz so günstig wie in den Vormonaten ge­

wesen, da der amerikanische Verbrauch sich von 
den großen Wollversteigerungen in London mehr 
als früher femgehalten hat. Die Preise auf 
diesen Auktionen sind namentlich für geringe 
Ware etwas geringer gewesen, während bessere 
Ware nach wie vor gesucht und ungefähr be­
hauptet blieb.

Die Durchschnittskurse der hauptsächlichsten 
Waren in den Monaten Juni und Juli 1910 waren:

Juni Juli
W e iz e n ..................... 198,29 211,10 M/t
R o g g e n ..................... 147,51 147,19 „
K u p ie r .....................  55,35 54,03 £/t
Z i n n .........................  148,64 149,05 „
Silber  24,58 25,04 d/Unze
E ise n .......................... 49,00 48,84 sh/t
B l e i ............................ 12,71 12,71 £/t
Z i n k .......................... 22,18 22,35 „

.„.„„u^fBrem en 72,37 75,17 Pfg/'/j k
Baumwolle {NewYork 1491 15,74 c/engLPf
W olle........................... 6,12 6,08% frs/kg
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Die Betriebsergebnisse deut­
scher Eisenbahnen von Januar 

bis Juni 1909 und 1910.
Von Januar bis Juni hat sich der Personen- 

und Güterverkehr im Vergleiche mit dem Vorjahr 
in folgender Weise entwickelt:

P e r s o n e n v e r k e h r  G ü t e r v e r k e h r
1909 1910 1909 

Millionen M
1910

Januar 45,23 50,05 118,23 126,11
Februar 39,93 45,10 118,60 126,70
März 48,89 62,74 134,33 138,95
April
Mai

61,51 58^2 127,24 140,68
65,95 76,72 127,31 132,73

Juni 69,22 68,73 128,26 135,23

1909 1910
Januar . . . 2337 2450
Februar . 2343 2461
März. . . . 2654 2698
April. . . 2513 2729
Mai . . . . 2512 2574
Juni . . . . 2527 2621

Neugründungen und Kapital­
erhöhungen.

Nachdem im Maihefte dieses Jahres die Neu­
gründungen und Kapitalerhöhungen von Aktien- 
untemehmungen und Gesellschaften m. b. H. 
während der Jahre 1907 bis 1909 wiedergegeben 
worden sind, sind jetzt in dem beistehenden Schau­
bilde die Neugründungen und Kapitalerhöhungen 
im laufenden Jahr im Vergleiche zu denen

des Vorjahres wiedergegeben. Sie weichen in 
den einzelnen Monaten erheblich voneinander 
ab. So war im Januar und März die Kapital­
summe der Gründungen und Erhöhungen ge­
ringer als im Vorjahre, während in den übrigen 
Monaten die Vormonate übertroffen wurden.

zusammen 330,73 361,56 753,97 800,40

Danach haben sich im ersten Halbjahre die 
Einnahmen aus dem Personenverkehr gegenüber 
dem Vorjahr um 30,83 Millionen M, die Ein­
nahmen aus dem Güterverkehr um 46,43 Millionen 
M vermehrt. Betrachten wir die einzelnen 
Monate, so hat im Güterverkehr im Juni 
eine Steigerung stattgefunden, während im Per­
sonenverkehr der Juni hinter dem Vorjahre zu­
rückblieb, auch der Mai den Juni überragte.

Monatliche Betriebseinnahmen deutscher Eisen­
bahnen aus dem Güterverkehr auf 1 km Betriebs­
länge in M (nach der Zusammenstellung des 
Reichseisenbahnamtes):
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Die einzelnen Werte stellen sich in den bis­
herigen Monaten wie folgt:

Januar 
Februar 
März . 
April . 
Mai 
Juni .
Juli
August
September
Oktober .
November
Dezember

1909 
98 599 586 
76 493 550 

122 664 200 
94 980900 

109 236 600 
87 360 000 

131 718 900 
65 391 000 
51 739 200 
61 688 800 

114 992 750 
119127 800

1910 
75 726 000 
89 810 700 

118130100 
115 404 345 
116080886 
93 039 345

1 133 993 286



560 KLEINE M ITTEILU N G EN

III. K L E I N E  M IT T E IL U N G E N
AUS LITERATUR UND PRAXIS; BUCHBESPRECHUNGEN. 

BILDUNGSWESEN.
Wirtschaftliche Ausbildungskurse für 

Ingenieure.
In den M onaten O ktober 1910 bis 

M ärz 1911 veranstalten der Berliner 
Bezirksverein deutscher Ingenieure und 
der Architekten-Verein zu Berlin gem ein­
schaftlich unter M itwirkung der G esell­
schaft für wirtschaftliche Ausbildung 
in Frankfurt a. M. einen Vortragskursus, 
in dem folgende V orträge vorgesehen 
sind:

Prof. Dr. A r n d t ,  Frankfurt a. M.: 
W eltwirtschaft und Imperialismus, 
8 St.

Prof. Dr. H. G e f f c k e n ,  Köln: D eut­
sche V erfassung und V erwaltung 
im  Vergleiche mit ausländischen 
Systemen, 6 St.

Geh. O ber-R eg .-R at Dr. F r e u n d ,  
Vortragender Rat im Ministerium 
des Innern, Berlin: Kommunale 
W irtschaft in Deutschland und im 
Auslande, 6 St.

Direktor E m i l  Sc h i f f ,  Berlin: Die 
Konzessionswirtschaft (die A usbrei­
tung öffentlicher Monopole durch 
staatlich oder gemeindlich zuge­
lassene Privatunternehm en), 4 St.

Rechtsanwalt N. N., Berlin: Rechts­
vorgänge bei Gründung, Finan­
zierung und Fortführung bau­
licher und industrieller U nterneh­
mungen, 4 St.

Prof. Dr. S t e i n ,  Frankfurt a. M .: 
Technik und Sozialpolitik, 6 St.

Alles Nähere über Teilnahm e, An­
meldungen usw. enthalten die P ro ­
gram m e, die vom Berliner Bezirksver­
eine deutscher Ingenieure bezogen 
w erden können.

Faserindustrie und technische 
Hochschule.

Gegen die V ernachlässigung der Faser­
industrie an den deutschen technischen 
Hochschulen w endet sich der durch 
seine wissenschaftlichen Arbeiten auf 
dem Gebiete der Textil- und P apier­
industrie rühmlichst bekannte Kais. Russ. 
Wirkl. Staatsrat P rofessor E. P f u h l ,  
Riga, in längeren, hervorragend sach­

kundigen A usführungen in der Frkf. 
Ztg. ')•

»Ueberall, so schreibt der V erfasser, 
verdrängen deutsche Kraftmaschinen die 
englischen und amerikanischen, überall 
tritt das U ebergew icht D eutschlands, 
eine Folge der hohen w issenschaft­
lichen polytechnischen Ausbildung sei­
ner H ochschulingenieure, im m er m ehr 
hervor, im m er neue G ebiete erobert 
sich die deutsche Industrie.

»Nur in e i n e r  Richtung scheint der 
Fortschritt in D eutschand langsam er 
voranzugehen, nämlich in dem B au 
v o n  M a s c h i n e n  f ü r  d i e  F a s e r ­
i n d u s t r i e ,  insbesondere die T e x t i l ­
i n d u s t r i e .  In dieser Industrie ist 
der Fabrikant im m er noch genötigt, 
einen Teil seiner Fabrikationsmaschi­
nen aus dem A uslande zu beziehen. 
Auch ist es für den Fachmann nicht 
zweifelhaft, daß V erbesserungen dieser 
Fabrikationsmaschinen möglich sind, 
daß solche aber — aus M angel an 
geschulten , systematisch vorbereite­
ten , in jenen Industrien tätigen Hoch- 
schulingenieuren — nur sprungweise, 
zum Teil zufällig auftreten , daß sie 
sich aber oft, da die für die Verarbei­
tung der Faserstoffe m aßgebenden Ge­
setze nicht genügend berücksichtigt 
w urden, als unbrauchbar herausstellen. 
D er Bau von M aschinen der Papier­
fabrikation dagegen hat die englische 
Konkurrenz w eit überflügelt

»Um so befrem dender m uß es er­
scheinen, daß die technischen Hoch­
schulen nur vereinzelt, w ie z. B. Darm­
stadt, diesem speziellen Industriezweige 
Berücksichtigung schenken. D as Ge­
sam tgebiet der Faserindustrie jedoch 
findet m an in den Lehrplänen der Hoch­
schulen überhaupt kaum in angem esse­
ner W eise vertreten.

Der G rund dafür, daß trotz dieses 
M angels jene Industrien in Deutschland 
einen enorm en A ufschw ung erlangt 
haben und konkurrenzfähig gegenüber 
dem  A uslande geblieben sind, ist in 
dem U m stande zu suchen, daß letz­
teres in bezug auf die Q ualität der

') Frkf. Ztg. III. Morgenbl. v. 19. JulL
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"tätigen technischen Kräfte nicht besser 
als Deutschland gestellt ist.«

Diese V ernachlässigung der Faser­
industrie ist um so weniger gerecht­
fertigt, als sie an wirtschaftlicher Be­
deutung  kaum ihres gleichen hat. W äh­
rend in der M etallverarbeitung und im 
M aschinenbau zusammen rd. 1200000 
A rbeiter beschäftigt sind, zählt die Tex­
tilindustrie allein deren 751000. Rech­
net man hierzu noch die rd. 286000 Ar­
beiter der Bekleidungs- und W äsche­
industrie sowie rd. 31000 Arbeiter in 
den für die Textilindustrie tätigen Ne­
benindustrien, und hierzu weiter die in 
der Papierindustrie beschäftigten 142000 
Leute, so ergibt sich für die gesam te 
Faserindustrie eine Arbeiterzahl von 
mindestens 1210000 Köpfen.

Ein Blick auf den Außenhandel der 
deutschen Papiermacherei in den letz­
ten Jahren sowie die Stellung, die 
Deutschland in der P a p i e r e r z e u g u n g  
einnimmt und in der es alle europäi­
schen Staaten bei weitem übertrifft — 
1875 : 2298900 dz, 1900 : 7200000 dz, 
1906:12805500 dz — zeigt weiter die 
g roße  wirtschaftliche Bedeutung dieses 
Industriezweiges, in dem rd. 1 Milliarde 
M Kapital angelegt ist.

Die in der T e x t i l i n d u s t r i e  ange­
legten Kapitalien müssen auf etwa
2  Milliarden M beziffert w erden; das 
in der Faserindustrie steckende Kapital 
beläuft sich demnach auf mindestens
3 Milliarden M. D er G esam twert der 
1909 eingeführten Textilrohstoffe über­
steigt 1 Milliarde M bei weitem.

Der durch diese wuchtigen Zahlen 
überzeugend zum Ausdruck gebrachten 
großen wirtschaftlichen Bedeutung der 
Faserindustrie entspricht nun in keiner 
W eise die Beachtung, die sie auf den 
deutschen technischen Hochschulen fin­
det. »Die Charlottenburger Hochschule, 
die erste und am besten eingerichtete 
der ganzen W elt, hat nicht einmal 
e i n e n  P r i v a t d o z e n t e n  für die Faser­

industrie!« D ieser schwere Mangel ist 
wohl weniger der Maschinenbau-Abtei­
lung, in deren Arbeitsgebiet die behan­
delte Frage fallen würde, zuzuschreiben, 
als vielleicht gewissen W iderständen 
an anderer Stelle. Jedenfalls ist es 
durchaus unwahrscheinlich, das nicht 
schon seit langer Zeit der Mangel 
einer ordentlichen Professur von den 
m aßgebenden Stellen der M aschinen­
bau-Abteilung erkannt und auf Abhülfe 
gedrängt worden sein sollte. Immerhin 
hat der Verfasser recht, wenn er be­
hauptet, daß zurzeit das große Gebiet 
der Faserindustrie in Charlottenburg 
überhaupt nicht vertreten ist. Dies ist 
um so bedauerlicher, als die im Deut­
schen Reiche für diese Industriezweige 
bestehenden F a c h s c h u l e n  in keiner 
W eise genügen, um Deutschland auf 
diesem Arbeitsfeld einen Vorsprung 
vor England zu verschaffen. »Es kann 
bei einsichtigen Fachleuten gar kein 
Zweifel bestehen, daß die einseitige 
Abdrängung der Faserindustrie auf 
Fachschulen dazu geführt hat, daß die 
wissenschaftliche Betätigung und P ro­
duktion auf diesen Gebieten nach und 
nach zurückgegangen ist.«

D erVerfasser fordert am Schluß seines 
Aufsatzes die Errichtung von Lehrstühlen 
an den deutschen technischen H och­
schulen für die verschiedenen Zweige 
der Faserindustrie, in Verbindung mit 
besonderen Studienabteilungen für die 
Ausbildung zum höheren Fabrik-Ver­
waltungswesen. Aus diesen würden 
wiederum erfolgreichere Konstrukteure 
für die Fabrikationsmaschinen hervor­
gehen.

Die Ausführungen des Verfassers, 
auf die an dieser Stelle nur kurz einge­
gangen werden konnte, haben in wei­
ten Kreisen großes Interesse geweckt. 
Die ihm von angesehenen Stellen zuge­
gangenen zahlreichen A eußerungen wird 
Prof. E. Pfuhl demnächst in unserer 
Zeitschrift zusam menfassend behandeln.

KOLONIALES.
Die Otavigesellschaft.

Die diesjährige Dividende der Otavi­
gesellschaft' ist gegen das Vorjahr um 
1 vH auf 10 vH zurückgegangen. Dies 
ist z. T. auf große Abschreibungen 
in der Bergbaubilanz — 300000 M für 
Erzsäcke — zurückzuführen. Einem 
Aktionär, der die Höhe dieser Ab­
schreibungen bem ängelte, erwiderte

der Vorsitzende des Aufsichtsrates, 
daß es mehr im Interesse der Aktionäre 
liege, wenn die Verwaltung hohe Ab­
schreibungen m ache, als wenn sie 
eine glänzende Dividende vorschlage 
und der Gesellschaft dadurch die ge­
sunde Grundlage nehme. Der nicht 
unbeträchtliche Rückgang der Kurse 
der Otavi-Anteile in der letzten Zeit
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hänge zum Teile m it dem  Rückgänge 
des Kupferpreises zusam men, zum Teile 
sei er der Tätigkeit anderer sehr ein­
flußreicher Stellen zuzuschreiben, die 
von der G esellschaft durchaus unab­
hängig seien. Seitens des Aufsichts­
rates und des V orstandes jedenfalls 
w erde in Otavi-Anteilen nicht spekuliert; 
die V erw altung halte das für gänzlich 
unzulässig. Im übrigen seien aber 
auch Otavi-Anteile und G enußscheine 
keine Konsols, sondern ein Spekula­
tionspapier. — Die neuen Verhältnisse 
bei der Eisenbahn gestalteten sich durch­
aus günstig. Durch das Aufgeben der 
Staatsbahnstrecke Swakopmund - Kari- 
bib sei der Verkehr auf der Otavi- 
bahn gestiegen; in den nächsten Jah­
ren kämen schon die N eubauten der 
Otavibahn zugute; das erste Viertel­
jahr habe ein M ehr von 340000 M 
gebracht; es sei anzunehm en, daß das 
laufende Jahr der Bahn ein erheblich 
besseres Ergebnis bringe, zumal nur 
eine verhältnism äßig niedrige Pacht­
sum m e an die Regierung gezahlt werde. 
Auch in späteren Jahren dürfte der 
Pachtvertrag für die Gesellschaft ein 
günstiges Ergebnis zeitigen.

Die Direktion führte aus, daß die Ver­
w altungskosten für die Eisenbahn nur 
desw egen so gestiegen seien, weil die 
G esam tkosten schematisch zwischen der 
Bergbau- und der Eisenbahnbilanz zur 
Hälfte geteilt würden. U eber die Erz­
vorkom men teilte G eheim rat Schöller 
bezw. Direktor Bergrat Duft noch fol­
gendes mit: Soweit der Abbau nach 
unten bis jetzt fortgeschritten sei, habe 
er günstige Ergebnisse gezeitigt. Die 
dritte Sohle sei auf 90 m abgeteuft 
w orden. Das Erz zeige auf dem Punkte, 
w o die Arbeiten jetzt angelangt seien,

die gleiche Mächtigkeit wie auf d e r  
dritten Sohle, nämlich 8 bis 9 m. Man 
sei zurzeit dam it beschäftigt, das G e­
senke auf die vierte Sohle niederzu­
bringen, die in einer Tiefe von 120 m 
abgeteuft w erden solle. Das Erz setze 
sich aus sulfitischen und oxydischen 
Blei- und Kupfervorkommen zusam m en; 
im westlichen Erzkörper sei m ehr Kupfer 
vorhanden als im östlichen, der mehr 
Bleierze enthalte. Das Erzvorkommen 
zwischen der dritten und vierten Sohle 
belaufe sich auf 140000 t; die diesjährige 
Produktion w erde 5 0 0 0 0 1, vielleicht 
sogar 55 0 0 0 1 betragen. Auch unter 
der vierten Sohle w erden in Zukunft 
die A ufschließungsarbeiten fortgesetzt 
w erden, sie schreiten aber natürlicher­
w eise nicht so fort wie in der Heimat.

Der Deutsche Kolonialkongreß 1910 
ward am 6., 7. und 8. O ktober 1910 im 
R eichstagsgebäude zu Berlin stattfinden. 
G egenstände der V erhandlung w erden 
sein:

1. Geographie, Ethnologie und Natur­
kunde der Kolonien und übersee­
ischen Interessengebiete.

2. Tropenm edizin und Tropenhygiene.
3. Die rechtlichen und politischen 

V erhältnisse der Kolonien und 
überseeischen Interessengebiete.

4. Die religiösen und kulturellen Ver­
hältnisse der Kolonien und über­
seeischen Interessengebiete.

5. Die w irtschaftlichen V erhältnisse 
der Kolonien und überseeischen 
Interessengebiete.

6. Die Besiedlung deutscher Kolonien 
und die A usw anderung in fremde 
Länder.

7. Die w eltw irtschaftlichen Beziehun­
gen D eutschlands und seiner Ko­
lonien.

INDUSTRIE UND BERGBAU; AUSSTELLUNGSWESEN.
Ein Ausstellungsarchiv.

Im gleichen M aße, w ie das Aus­
stellungswesen in geordnete Bahnen 
gelenkt w ird und in system atischer Re­
gelung zu gesunden beginnt, ergibt 
sich auch das Bedürfnis, Leistungen 
und Ergebnisse, die bei Organisation 
der einzelnen A usstellungen gew onnen 
w erden , nicht mit diesen selbst ihr 
Ende finden und ungenutzt verge­
hen zu lassen, sondern ihnen bleibende 
D auer zu geben, dadurch, daß alles 
einschlägige Material an e i n e r  Stelle 
gesam m elt wird. Ein solches Aus­

stellungsarchiv w ird nicht ein to tes 
K uriositätenkabinett sein und kein rein 
historisches M useum , sondern ganz im 
G egenteil eine fortlaufend frisch ge­
speiste Quelle, aus der von Fall zu 
Fall für die praktischen Bedürfnisse des 
Tages im m er neu geschöpft werden 
kann; es soll dem durchaus praktischen 
Zwecke dienen, die Erfahrungen, die 
sich bei Durchführung von A usstellun­
gen ergeben, für kom m ende V eranstal­
tungen fruchtbar zu verw erten und da­
mit ihre allgemeine N utzbarm achung 
zu gew ährleisten. Auf m ehrfache A n -
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regung aus Interessentenkreisen hat 
sich deshalb die Ständige Aussteilungs­
kommission für die Deutsche Industrie 
entschlossen, die bei ihr auf diesem 
Gebiete schon bestehenden Sammlun­
gen zu einem Internationalen Aus­
stellungsarchiv auszubauen. Es soll 
die Ausstellungs-Architektur und -Lite­
ratur, A ussteller-Propaganda usw., kurz 
alle ausstellungstechnischen Dokumente 
um fassen, daneben vor allem auch 
das wichtige Gebiet der Ausstellungs­
reklame (Plakate, Verschlußmarken, 
sonstige graphische Veröffentlichungen 
für Ausstellungen). Die Ständige Aus­
stellungskommission bittet, einschlägi­
ges Material ihrer Geschäftstelle (Berlin 
NW . 40, Roonstraße 1) zu überweisen, 
und hält das Archiv Interessenten zur 
Verfügung.
Technische Propaganda - Ausstellungen.

Vor kurzem fanden in W ien zwei 
technische Propaganda - Ausstellungen 
statt: die W a n d e r a u s s t e l l u n g  v o r ­
b i l d l i c h e r  F a b r i k b a u t e n  des Deut­
schen W erkbundes und w ährend des In­
ternationalen W ohnungskongresses die 
A u s s t e l l u n g  v o n  K l e i n w o h n u n g s -  
E n t w ü r f e n .  Beide Ausstellungen 
hatten den Hauptzweck, die große 
Oeffentlichkeit für zwei technische 
Sondergebiete zu interessieren und für 
die beiden aus den Titeln der Ausstel­
lungen ersichtlichen Fragen Propaganda 
zu machen.

Bei beiden Ausstellungen zeigte sich 
w ieder ein kleiner Fehler, der fast bei 
allen kleineren technischen Ausstellun­
gen gem acht w ird: e s  f e h l t e  e i n e  
e n t s p r e c h e n d  a u s g e s t a t t e t e ,  f e s ­
s e l n d e  S c h r i f t  — ein Propaganda- 
Heftchen für die Propaganda-Ausstel­
lung!

Das große Publikum stellt heute an 
die geschäftliche Propaganda schon 
hohe Ansprüche. Das ist gut, denn 
dadurch wird das G esamtgebiet der 
Reklame allmählich so weit verfeinert, 
daß sie nicht nur aufdringlich und ab­
stoßend, sondern unter Umständen 
sogar als Bildungsmittel im allgemei­
nen oder im künstlerischen Sinne 
wirkt. M oderne Reiseführer wie die der 
österreichischen Staatsbahnen bringen 
reizende Landschaftsbilder und belehren­
den Text in breiteste Schichten, weil 
naturgemäß nett ausgestattete Büchlein, 
die man obendrein kostenlos erhält, 
von jedermann gern angenommen w er­
den.

Man weiß ja auch, wie eifrig 
auf Ausstellungen Kataloge und P ro ­
spekte gesam melt w erden — freilich 
werden sie auch bald w ieder achtlos 
beiseite geworfen und nur die schönsten 
zurückbehalten. H ieraus kann un­
mittelbar geschlossen werden, daß nur 
das Beste Aussicht auf dauerndere W ir­
kung hat. Das W esentlichste an einem 
guten Ausstellungsprospekt ist sicherlich 
das gute Bild — das zieht sofort an 
und interessiert. Es handelt sich also 
darum, die Ausstellungskataloge durch 
gute Bilder und durch eine allgemein 
interessierende Einleitung wertvoll zu 
machen. Bei kleinen Ausstellungen 
wie der eingangs erwähnten Ausstel­
lung von Fabrikanlagen wird ein D op­
pelblatt genügen, bei größeren eine gut 
illustrierte Katalogeinleitung. Bei ganz 
großen Ausstellungen wird sich wohl 
das von der Arbeiterwohlfahrts - Aus­
stellung in Charlottenburg eingeführte 
System des Blätterkataloges empfehlen: 
bei jedem Gegenstände liegt ein Päck­
chen der zugehörigen, schon gelochten 
Beschreibungen, die in eine Sammel­
mappe (Schnellhefter) eingeheftet w er­
den können. Die geringfügige Erhöhung 
der Katalogkosten kommt kaum in Be­
tracht; wenn der Katalog verkauft wird, 
überhaupt nicht, und wenn er verschenkt 
wird, fallen die Kosten auch nicht so  
sehr ins Gewicht, da ja — leider — 
diese technischen Ausstellungen von 
Besuchern nicht gerade überschwem mt 
werden.

Ein weiterer Vorteil solcher belehren­
der Kataloge wäre ihre unmittelbare 
Verwendbarkeit für die Tagespresse — 
ein sehr wichtiger Vorzug.

Es w äre sehr erfreulich, w enn bei 
den nächsten Ausstellungen die hier 
gegebene Anregung verwirklicht w ürde, 
weil damit Fernstehende mit den tech­
nischen Fragen der G egenwart näher 
vertraut gemacht würden.

Ingenieur E mi l  J u n g ,  W ien.
Die Wanderungen der Großindustrie in 
Deutschland und in den Vereinigten 

Staaten.
Professor H e r m a n n  S c h u m a c h e r ,  

Bonn, schildert in Schmollers Jahr­
büchern außerordentlich interessant die 
Bewegungen, die sich, namentlich in den 
schweren Industrien, unter dem Ein­
fluß der Produktionsfaktoren N atur und 
Arbeit sowie des Konsumfaktors der 
Absatzmärkte in den genannten Ländern 
vollzogen haben und noch vollziehen.
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Trotz der grundsätzlichen Unterschiede 
geographischer, historischer und gouver- 
nem entaler Art, die in den Vereinigten 
Staaten die extensive W irtschaftsweise 
unter m öglichster A usnutzung der spär­
lichen Arbeitskräfte, in Deutschland die 
intensive W irtschaftsweise unter mög­
lichster A usnutzung der karg bem esse­
nen Kräfte und Stoffe begünstigt haben, 
und trotz m annigfacher Schranken, die 
bei uns m ehr in geschichtlichen H inder­
nissen, in Amerika m ehr in natürlichen 
durch die große A usdehnung des Lan­
des bedingten Schwierigkeiten begrün­
det liegen, ist die Freizügigkeit der Indu­
strien infolge der Fortschritte der T rans­
porttechnik in beiden Ländern heute 
praktisch gesichert, allerdings in dem 
kleinen, dicht besiedelten und mit 
Verkehrsw egen reichlich versehenen 
D eutschland in w eit höherem M aß als 
in dem etw a 14 mal größeren Gebiete 
der Vereinigten Staaten.

Es wird w eiter die Frage untersucht, 
w elcher der beiden Produktionsfaktoren: 
die N atur bezw. die Rohstoffe oder 
die Arbeit, stärker anziehend auf einzelne 
Industrien wirken. Dabei ergibt sich, 
daß in Amerika die N eigung der W ande­
rung zu den Rohstoffen, in D eutsch­
land die der W anderung zu den Arbeits­
kräften ausgeprägter ist. Und zwar sind 
die G ründe dafür einmal darin zu 
suchen, daß die Vereinigten Staaten 
gegenüber den alten Kultumationen 
Europas auch heute noch ein reines 
Kolonisationsland sind — eine Tatsache, 
die nur von wenigen Kennern ameri­
kanischer Verhältnisse mit so dankens­
w erter Klarheit ausgesprochen wird —, 
also darin, daß eine eingesessene, boden­
ständige und hochwertige Arbeiterschaft 
nicht vorhanden ist, sondern je nach 
Bedarf von den Unternehm erverbänden 
aus dem Auslande bezogen w ird; fer­
ner darin, daß die Industrien Amerikas 
überw iegend solche niederer O rdnung 
sind, also vorwiegend in der gew innbrin­
genden Urproduktion wurzeln und sich 
zwecks A usschaltung des menschlichen 
Arbeitselementes weitgehend mechani­
siert haben, w ährend die w eit höher ent­
wickelten Industrien Deutschlands der 
hochwertigen Arbeitskräfte in großer 
Menge bedürfen. .Ein w eiterer Grund 
ist endlich darin zu finden, daß bei 
d er M assenförderung der Rohstoffe zu 
den Arbeitstätten die Frachtkosten eine 
ausschlaggebende Rolle spielen und bei 
d er großen A usdehnung der Vereinigten

Staaten viel stärker hem m end wirken 
als bei uns.

W enn man bedenkt, daß beispiels­
w eise die A uswertung der Kohlen in 
D eutschland w eitere Fortschritte ge­
m acht hat als irgendwo in der Welt, 
und daß man in Zukunft wohl alle 
m inderw ertigen und zum T ransport un­
geeigneten Kohlensorten von der Zeche 
aus in Form von elektrischer Ener­
gie in ein das ganze Land allgemach 
überspannendes Kraftnetz verteilen wird, 
so w ird klar, daß der Standort der In­
dustrien, namentlich der weiterverar­
beitenden Zweige, von den Rohstoff- 
feldem  w ie von den Kraftquellen immer 
unabhängiger w ird, und die Industrien 
sich im mer stärker den Verkehrswegen, 
E isenbahnen, W asserstraßen, Binnen- 
und Seehäfen angliedem , um den in- 
und ausländischen Absatzm ärkten mög­
lichst nahe zu sein. Trotz alledem 
spielt der Faktor der Arbeitskräfte, na­
mentlich der hochw ertigen, bei uns noch 
eine hervorragende Rolle und wirkt für 
den Standort und für den Erfolg man­
ches U nternehm ens geradezu bestim­
mend.

D er ideale Zustand der vollkomme­
nen Unabhängigkeit vom Transport­
faktor w ird in dem M aß erreicht wer­
den, als es der deutschen Industrie ge­
lingt, sich ihrem notw endigen Endziele 
zuzuentwickeln, nämlich der Schaffung 
von Q u a l i t ä t s w a r e n  für ein hoch­
stehendes Käufertum. Die Kohlen­
zechen, die ihr Produkt in Form  elek­
trischer Energie versenden und sich da­
mit von jeglicher Zoll- und Frachttarif­
politik des Staates frei machen, 
bieten das beste Beispiel für die 
fortschreitenden Bestrebungen der 
U nternehm er, ihre Rohstoffe am Ge- 
stehungsorte bis zur höchsten Stufe der 
V ollendung auszuw erten und die Edel­
produkte zum V ersand zu bringen, ln 
den Vereinigten Staaten ist man von 
diesem Ziele noch w eit entfernt. Der 
historische Q ualitätsabstand gegenüber 
den Industrien Deutschlands kann nie 
ganz verschwinden. H öchstens im Nord­
osten des Landes, an den Stätten der 
ältesten Besiedelung, finden wir Ver­
hältnisse, die unter dem Drucke der 
neueren W irtschaftsverschiebungen den 
unsrigen ähnlicher w erden.

Auf die Entwicklung einer Qualitäts- 
industrie ist die Erzogenheit des 
Käufertums von entscheidendem  Ein­
fluß. Sie muß bei einem Sammel­
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volke, das sich stetig aus wirtschaftlich 
und kulturlich tiefstehenden Zuwande­
rern ergänzt, w ährend das Stammvolk 
angelsächsischen Geblütes immer mehr 
verschwindet, naturgem äß niedriger 
sein als bei einem Rassevolke mit dem 
geschichtlichen Hintergründe der Deut­
schen. Deshalb wird dort der Absatz 
selbsttätig hergestellter M assengüter 
— auch aus Gründen kapitalistischer 
Art — für die industrielle Produktions­
w eise immer bestimmend bleiben.

Dieser infolge starker Zuwanderung 
sprunghaft wachsende M assenabsatz 
zieht nun in dem Maße, wie die 
Bevölkerung nach W esten wandert, 
auch die Industrien vom Osten, wo 

» die Rohstoffe ihrer Erschöpfung ent­
gegengehen, nach dem W esten und 
Süden, w o Naturschätze, namentlich 
Kohlen und Erze, noch in großen Men­
gen ihrer Erschließung harren, und wo 
auch ein anderes wichtiges Rohmaterial 
der Eisenindustrie, Altschrot, nam ent­
lich in der U mgebung Chicagos für 
künftige Zwecke reichlich zur Verfügung 
steht. Nach Auffassung Professor Schu­
machers ziehen nicht nur der Inland­
markt und die unerschlossenen Roh­
stofflager der Vereinigten Staaten die 
Industrien nach W esten, sondern auch 
die Auslandmärkte, nämlich Südamerika 
und Ostasien. Diese Spekulation der 
Amerikaner erscheint mir allerdings bei 
Berücksichtigung aller hier hineinspie­
lenden Beweggründe verfehlt. Die Nei­
gung des amerikanischen G r o ß k a p i ­
t a l e s ,  nach den benannten Ländern ab­
zuwandern und dort zu produzieren, 
wo billige und willige Arbeitskräfte und 
ungeritzte Bodenschätze im Ueberfluß 
zur Verfügung stehen, ist in der Tat 
weit stärker ausgeprägt und weit aus­
sichtsreicher als der W unsch, Ausfuhr­
stapelartikel aus einem reinen Gold­
währungslande mit hohen G estehungs­
kosten nach Silberwährungsländern ab­
zusetzen, deren Kaufkraft infolge fallen­
der Silberpreise von Jahr zu Jahr sinkt, 
w ährend ihre Industrialisierung bezw. 
Selbständigmachung aus demselben 
Grunde rasche Fortschritte macht.

Dieses Zusammenfallen der Anzie­
hungskräfte der Rohstoffe (sowohl der 
inländischen wie der vom Auslande be­
zogenen) mit denen des Außenmarktes 
ist m. E. in Deutschland weit ausge­
prägter als in den Vereinigten Staaten, 
wo ein großer Teil der Ausfuhr nam ent­
lich von Gütern höherer Ordnung stets

über den Atlantischen Ozean nach dem 
kaufkräftigen Europa erfolgen wird, al­
so der west-südlichen Verziehung der 
Großindustrie entgegen wirkt. Allge­
mein gültige Leitsätze lassen sich über 
die W anderung der Industrie überhaupt 
schwer aufstellen, man müßte denn 
jeden einzelnen Industriezweig für sich 
betrachten. Für die schweren Indu­
strien kommt Prof. Schuhmacher zu 
dem Ergebnis, daß infolge des nur 
etwa halb so großen Eisengehaltes un­
serer Minette-Erze die Anziehung der 
Erzlager etwa doppelt so groß ist wie 
in den Vereinigten Staaten. Dazu kommt 
bei uns infolge sachgem äßer Auswer­
tung ein geringerer Kohlen- bezw. Koks­
verbrauch, welcher die Anziehungskraft 
der Erzlager natürlich verstärkt. Der 
abnehmende Eisengehalt der amerika­
nischen Erze und die allmählich sich 
verbessernde Technik der Kohlenaus­
w ertung werden allerdings auch in den 
Vereinigten Staaten nach und nach eine 
A nnäherung an deutsche Verhältnisse 
bringen, wie ja überhaupt die Intensität 
unserer industriellen Produktionsweise 
den Amerikanern stets vorbildlich blei­
ben muß, während ihre extensive Be­
triebsweise uns nur recht begrenzte 
Vorbilder zu geben vermag.

In Deutschland finden wir nach einer 
Periode starker W anderung der Eisen- 
und Stahlindustrie nach Südwesten an 
die französische Grenze neuerdings 
einen teils durch natürliche (Absatz-)Be- 
dingungen gegebenen, teils durch Ab­
wehrmaßregeln des Ruhrgebietes (Er­
höhung der Kokspreise), teils durch 
staatliche Eingriffe (H erabsetzung der 
Koksfrachten zugunsten des Ruhrreviers) 
bedingten Stillstand oder besser ge­
sagt eine Interessenverschm elzung zwi­
schen beiden G ebieten, für die tech­
nische und kapitalistische Gesichtspunkte 
gleich maßgebend sind. W eit ausge­
prägter sind, schon wegen der viel 
größeren Entfernungen, die W ande­
rungen der Eisen- und Stahlindustrie 
in den Vereinigten Staaten. Sie hat 
sich in verhältnismäßig kurzer Zeit vom 
Osten des Landes über Pittsburg, Chi­
cago und Colorado w estw ärts verzogen 
und ihre äußersten Vorposten bereits 
bis nach Seattle, an die Küste des Stil­
len Ozeans, vorgeschoben, während ihre 
südlichsten Ausläufer bis Alabama 
reichen und in der Tennessee Iron und 
Coal Company einen kräftigen Stütz­
punkt gefunden haben.
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Aehnliche Verschiebungen zeigen sich 
in der Leder-, Schlacht-, Mühlen- und 
namentlich in der hochbedeutenden 
Baumwollenindustrie, welch letztere aus 
dem  altberühm ten Fall River-Distrikt 
in M assachusetts jetzt zum überw iegen­
den Teile nach Süden, also zu den Roh­
baumwollfeldern gew andert is t1). Aller­
dings wirkt hier der Faktor der Ar­
beitskräfte insofern hemm end, als die 
in einem breiten Gürtel vereinigten 10 
M illionen N eger zu hochwertigen Ar­
beitsleistungen in der Indusrie unge­
eignet sind, und als anderseits der Zu­
zug  von Süditalienern Schwierigkeiten 
macht, weil w eiße und schwarze Arbei­
ter erfahrungsgem äß nicht gut neben 
einander leben können. G ewisse Indu­
strien, deren Rohmaterialien und Ab­
satzmärkte vorwiegend auf der Land­
wirtschaft beruhen, w erden voraussicht­
lich im mer an ihrem jetzigen Standorte 
verbleiben, so die Nahrungsm ittel-, Fahr­
zeug- und M aschinenfabriken für land­
wirtschaftliche G eräte im M ittelwesten, 
besonders Illinois und Ohio, desgleichen 
die Holzindustrien in den Staaten, die 
dem  rücksichtslosen Raubbau am läng­
sten W iderstand geleistet haben: Kali­
fornien, W ashington und Oregon.

Jedenfalls ist durch die W anderbe­
w egung einzelner Industrien nach W e­
sten und Süden ein gew isser Ausgleich 
zwischen den örtlich früher streng ge­
sonderten agrarischen Interessen einer­
seits und den industriellen Interessen 
anderseits gewährleistet. Und da beide 
U nternehm ungsarten nicht an gew isse 
eingesessene Kasten gebunden sind, 
sondern vom amerikanischem und zum 
großen Teile von fremdem Großkapitale 
betrieben werden, ist eine Verschärfung 
der politischen G egensätze zwischen 
Stadt und Land in dem Sinne, wie wir 
sie in Deutschland zu beklagen haben, 
dort nicht zu befürchten, um so m ehr 
allerdings eine Entziehung der ohnehin 
spärlichen landwirtschaftlichen Arbeits­
kräfte durch die sich rasch ausbreitende 
Industrie.

An die Stelle des früheren Produk­
tionsgegensatzes zwischen Nord und 
Süd, der im Bürgerkrieg seinen Aus­
gleich fand, ist heut ein viel folgen­
schw ererer G egensatz zwischen O sten 
einerseits und W esten und Süden an­
derseits getreten, nämlich der Gegen-

') Vergl. »Die Industrialisierung der 
nordam erikanischen Südstaaten« in die­
se r Zeitschrift Jg. 1909 S. 161 u. f.

satz kapitalistischer Abhängigkeit, indem 
die Besitztitel bezw. die Leitung der 
w estlichen und südlichen U nterneh­
mungen überw iegend in den Händen 
der New Yorker G eldm agnaten ruhen, 
die bei der engen Fühlung zwischen 
G roßkapital und Regierung von Wall 
Street aus die Geschicke des Landes 
bestim men. In dieser kapitalistischen 
U nterjochung der M assen durch die 
W enigen schlumm ert die große Gefahr 
einer gew altsam en Auseinandersetzung, 
der man in Deutschland noch viel zu 
w enig Beachtung schenkt, obwohl wir 
infolge unserer starken Interessenver­
schm elzung alle Ursache haben, die inner­
politische Entwicklung der Vereinigten 
Staaten eifrig zu verfolgen. W ir haben 
uns bisher durch übertriebene und unzu­
verlässige Berichte über »die unbegrenz­
ten Möglichkeiten« und durch die äußere 
M achtentfaltung der Vereinigten Staaten 
zu sehr blenden lassen. Z w ar hat sich 
der N ordosten der intensiven Wirt­
schaftsw eise Englands und Deutsch­
lands stark genähert, aber er ist voll­
auf mit finanztechnischen und sozialen 
Problem en und vor allem mit der Ver­
sorgung des ständig w achsenden Heim­
marktes beschäftigt. Er muß Qualitäts­
industrien schaffen unter Bedingungen 
des Bezuges von Rohstoffen und Ar­
beitskräften, die oft schwieriger sind 
als jene, mit denen wir in Deutschland 
von jeher zu rechnen hatten. Von ei­
ner amerikanischen G efahr Europa ge- 
gegenüber kann deshalb heut im wirt­
schaftlichen Sinne nicht m ehr ernstlich 
geredet w erden, denn der Verbrauch 
der Vereinigten Staaten ist uns viel 
w ichtiger gew orden als ihre Produktion. 
Aber alles, w as die Stetigkeit des ame­
rikanischen W irtschaftslebens beeinflußt, 
m acht sich auch bei uns als Aufschwung 
oder als N iedergang bemerkbar.

Dr. F. E. J u n g e .  
Zur Vereinigung der Dortmunder Union 
mit der Deutsch-Luxemburgischen Berg­

werks- und Hüttengesellschaft.
G elsenkirchen hatte durch seine Ver­

bindung mit dem Schalker Gruben- und 
Hüttenverein und dem A achener Hütten­
vereine »Rote Erde« vor etw a 5 Jahren 
die Fusionsbew egung großer Berg­
werks- und H üttenbetriebe eingeleitet. 
Die Bergw erksgesellschaft Phönix folgte 
ihr,  indem sie sich 1906 mit dem 
H örder Bergwerks- und Hüttenaktien­
verein und w eiter mit dem Steinkoh­
lenbergwerke »Nordstern« verschmolz. 
N unm ehr wird sich die Deutsch-Luxem-
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'burgische Bergwerks- und H üttenge­
sellschaft die alte Dortm under Union an­
gliedern. Es ist nicht die erste Mon­
tangesellschaft, die Deutsch-Luxemburg 
in sich aufnimmt, sondern nur ein 
neues, freilich recht großes U nter­
nehm en nach den kleineren Erwer­
bungen der Gewerkschaft Friedlicher 
Nachbar, der Friedrich-W ilhelmhütte, 
der Steinkohlen - Bergwerksgesellschaft 
Luise Tiefbau und des halben Aktien­
kapitales der Saar- und M oselbergwerks­
gesellschaft. Bei allen diesen Verschmel­
zungen hat die D eutsch-Luxem bur­
gische Bergwerks- und H üttengesell­
schaft ihr Kapital fortlaufend erhöht, so 
daß es auf 65 Millionen M angewachsen 
war, während es sich nach der Über­
nahme der D ortm under Union auf etwa 
87 Millionen M stellen dürfte. Die 
Transaktion erfolgt in der W eise, daß 
gegen 6000 Dortm under Union-Aktien 
Lit. C. 3000 Deutsch-Luxemburg-Aktien 
und gegen 10000 D ortm under Union- 
Aktien Lit. D. 6000 Deutsch-Luxemburg- 
Aktien gew ährt werden. Um das ge­
sam te Aktienkapital von 42 Millionen M 
der Union zu übernehmen sind mit­
hin 22,2 Millionen M Kapital erfor­
derlich; um diesen Betrag wird das 
Kapital Deutsch - Luxemburgs erhöht 
w erden. In technischer Beziehung 
bedeutet die Zusamm enballung der 
beiden großen Betriebe, die übrigens 
beide über eine bedeutende Steinkohlen­
förderung verfügen, w ährend sie das 
Eisen vom Roheisen und Rohstahl bis 
zum Fertigfabrikate verarbeiten, eine 
außerordentliche Steigerung der P ro ­
duktion. So förderte die Dortm under 
Union im letzten Geschäftsjahr 1908/9 
939857 t Kohle, die Deutsch-Luxembur­
gische Bergwerksgesellschaft 884601 1, 
zusam m en 1824458 t. An Roheisen hat 
die Dortm under Union 3203001, die 
Deutsch - Luxemburgische Gesellschaft 
483551 t erblasen. An Fertigfabrikaten 
aus Eisen und Stahl lieferte die Dort­
m under Union 294725 1, die Deutsch- 
Luxemburgische Gesellschaft 245063 t. 
W ie sich aus diesen Zahlen ergibt, 
werden also annähernd zwei gleich 
große Betriebe zusam mengelegt, um 
ihre Produktion zu verdoppeln. Be­
m erkensw ert ist, das beide Gesellschaf­
ten im Stahlwerksverbande nunmehr 
mit einer Beteiligungsziffer von 478782 t 
in Produkten A dastehen werden, w o­
durch sie das zweitmächtigste Werk 
im Stahlwerksverbande nach der Firma

Krupp werden, w ährend der Phönix 
mit einer Beteiligung von 430454 t P ro ­
dukten A an der dritten Stelle steht. 
Für Formeisen wird Deutsch-Luxemburg 
nach der Vereinigung sogar die erste 
Stelle erreichen. Die D ortm under Union 
wird seit Jahrzehnten gleichzeitig mit 
ihrem finanzierenden Bankhause, der 
Diskontogesellschaft, genannt, die nicht 
viel Freude an diesem Unternehmen 
gehabt hat und zu zahlreichen Sanie­
rungen, die das Unternehm en im Laufe 
der Jahre erforderte, ihre Hand bieten 
mußte. Erst im letzten Jahre waren 
die Erträge der auf moderne Grundlagen 
gestellten und mit neuen technischen 
Einrichtungen versehenen Zechen und 
Hüttenabteilungen zufriedenstellender, 
sodaß nach den dividendenlosen 
Jahren w enigstens eine kleine Di­
vidende verteilt w erden konnte. Auch 
die Deutsch-Luxem burgische Berg­
werksgesellschaft hat schwere und kri­
tische Jahre erlebt, obwohl dieses W erk 
technisch stets auf der Höhe stand. 
Die Krise des Jahres 1901 mit ihren 
Preisstürzen und anderen Zwischen­
fällen hat selbst ein technisch m uster­
haft geleitetes Institut an den Rand des 
Verderbens gebracht. Die Reorgani­
sation der 1904 bereits über ein Ka­
pital von 24 Millionen M verfügen­
den Gesellschaft erfolgte damals auf 
der Grundlage, daß die Aktien auf die 
Hälfte zusam mengelegt und dann auf 
20 Millionen M erhöht w urden. Die 
oben erwähnten Angliederungen waren 
dann V eranlassung zu weiterer Kapital­
erhöhung, so 1905 um 18 Millionen M, 
1909 um 8 Millionen und 1910 um 
15 Millionen M. Die Deutsch-Luxem­
burgische Bergwerksgesellschaft hat 
in den letzten G eschäftsjahren regel­
m äßig eine Dividende von 10 vH aus- 
geschiittet.

Es kann kein Zweifel bestehen, daß 
die Verschmelzung dieser beiden G esell­
schaften zu weiteren Verschmelzungs­
plänen in der rheinisch-westfälischen 
Kohlen- und Eisenindustrie Anlaß 
geben wird, die darauf abzielen, an die 
Stelle des Kartellbetriebes immer riesen­
haftere Trustgebilde zu setzen.
Die nichtsyndizierten Zechen und das 

Kohlensyndikat.
Anläßlich der Erneuerung des rhei­

nisch - westfälischen Kohlensyndikates 
spielt außer der N euordnung des Ver­
hältnisses der reinen Zechen und 
Hüttenzechen innerhalb des Syndikates,
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w orüber im Julihefte dieser Zeitschrift 
ausführlich berichtet w orden ist, noch 
die in Erw ägung gezogene Aufnahme 
der nichtsyndizierten Betriebe in das 
Syndikat eine große Rolle. Die nicht­
syndizierten Betriebe setzen sich aus 
den Staatsbetrieben, den sogenannten 
königlichen G ruben, und 28 privaten 
kleineren und größeren Zechen zu­
sam men. Bei der E rneuerung des 
Syndikates im Jahre 1903 betrug die ge­
sam te Förderung aller Zechen im O ber­
bergam tsbezirke D ortm und 65596776 t, 
von denen die nichtsyndizierten Z e­
chen 869 384 t oder 1,33 vH förderten; 
die Staatsbetriebe w aren daran mit 
467 021 t beteilig t Im Jahre 1909 
stellte sich jedoch die G esam tförderung 
des Oberbergam tsbezirkes Dortm und auf 
85 095 708 t, von denen auf die nicht­
syndizierten Zechen 4 167 015 t oder 
4,90 vH entfielen. An dieser Förderung 
w aren die königlichen G ruben mit 
1 748 398 t beteiligt. W ährend die G e­
sam tförderung innerhalb der letzten 7 
Jahre sich um etw a 31 vH verm ehrt 
hat, hat sich die Förderung der nicht­
syndizierten Zechen fast verfünffacht. 
Von den königlichen G ruben förderte 
1903 die Vereinigte Gladbeck 317043 t; 
heute gew innt sie 1 047 689 t. Auch 
die Förderung der Zeche Ibbenbüren 
ist von 149 978 t im Jahre 1903 auf 
210 057 t gestiegen. Die beiden ändern 
fiskalischen G ruben: Bergmannsglück
und W altrop, haben 1905 nur einige 
hundert Tonnen Kohle gefördert; 1909 
sind allein von der erstgenannten 
Zeche 473 367 t  Steinkohlen erzeugt 
worden.

W as die privaten nichtsyndizierten 
Zechen betrifft, so zeichnen sich gerade 
die erst seit E rneuerung des Syndi­
kates fündig gew ordenen oder auf­
geschlossenen Betriebe durch eine be­
deutende Erzeugung aus. So förderte 
die Zeche Emscher-Lippe, an w elcher 
der N orddeutsche Lloyd beteiligt ist, 
1909 4394651, Auguste Victoria 4347911, 
de W endel 335 568 t und Glückauf­
segen 319 184 1. An diese vier g röß­
ten Zechen schließen sich dann die 
übrigen mit teilweise sehr viel gerin­
geren Beträgen an, darunter auch die 
vielgenannte Radbodzeche der Berg- 
w erksgeseilschaft Trier, die 1908 auf 
198 640 t Förderung gekomm en war, 
aber infolge der bekannten Ereignisse 
im Jahre 1909 nur 19 026 t förderte. 
Sowohl das W achsen der Förderung

nichtsyndizierter privater Zechen, als 
auch der fiskalischen G ruben m ußte 
die Leiter des Syndikates mit gew issen 
Befürchtungen für die Zukunft erfüllen, 
w eshalb ein engerer Anschluß dieser 
G ruben an das Syndikat notw endig er­
scheint, um  seinen Fortbestand zu 
sichern. In den gegenw ärtigen schwie­
rigen Zeiten sind sow ohl die privaten 
nichtsyndizierten Betriebe wie die Staats­
betriebe mit dem Kohlensyndikat auf 
einzelnen A bsatzgebieten in einen star­
ken W ettbew erb getreten. W as die 
Privatbetriebe betrifft, so haben sie 
sich vor einiger Zeit zu einem Verkaufs­
kontor der nichtsyndizierten Zechen 
zusam m engeschlossen, w ohl in d er 
Absicht, dem Syndikate geschlossen 
ihre W ünsche bei einem etwaigen Ein­
tritt in das Syndikat, dem auch sie 
nicht abgeneigt sind, vorzulegen. O b 
die fiskalischen Zechen dem Syndikate 
beitreten w erden , kann heute noch 
fraglich sein, da sie ja eigentlich zu 
dem Zwecke gegründet w orden sind, 
die Uebergriffe des Syndikates abzu­
wehren. Noch in neuester Zeit hat 
die zeitweilige Aufhebung der Ausfuhr­
vergütungen und die beabsichtigte Her­
aufsetzung der N otierungen für Koks 
die A bnehm er des Syndikates, beson­
ders die Eisenindustrie, sehr stark ver­
stimmt, so daß von ihr die A nnäherung 
der fiskalischen Zechen an das Syn­
dikat nicht gew ünscht w erden kann. 
Daß das Kohlensyndikat gegen die 
heute noch verhältnism äßig geringe 
Förderung des Fiskus einen schweren 
Preiskam pf eröffnen wird, um die 
G egnerschaft der Staatsbetriebe ge­
w isserm aßen im Keime zu ersticken, 
ist nicht unwahrscheinlich. Selbstver­
ständlich w ürde ein solcher Preiskam pf 
auch mit schw eren O pfern für das 
Syndikat selbst verbunden sein, und 
unter diesem  G esichtspunkt ist die 
W erbung des Syndikates um den Fiskus 
zu verstehen. Mdl.

Rußlands Kupferindustrie.
Kupfererze w erden im E u r o p ä ­

i s c h e n  R u ß l a n d  im Ural, im Kaukasus, 
in Finnland, im nördlichen Bezirk Olonez 
und im Bezirke Kielce in Polen, im A s i ­
a t i s c h e n  R u ß l a n d  in der Kirgisen­
steppe W estsibiriens, im Altai, in Ostsibi­
rien und in Russisch-Turkestan (Mittel­
asien) abgebaut. V erhüttet w erden sie 
nur in den W erken des Urals, des Kauka­
sus, des Altai und der w estsibirischen
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Kirgisensteppe; außerdem  wird Kupfer t t
in chemischen und Raffinierwerken auf 1900 rd. 8259 1905 rd. 8 507
elektrolytischem W ege gewonnen. 1901 » 8467 1906 » 10 420

Die M enge des erschmolzenen und 1902 » 8818 1907 » 14 782
auf elektrolytischem W ege gewonnenen 1903 » 9233 1908 » 16 851
Kupfers betrug 1904 » 9835 1909 » 18 493

Von der gesam ten Kupfermenge lieferten 1909
t

. 8694

1908
t

8560

1907
t

7501die Hüttenwerke des Urals . . . .
» » » Kaukasus. . . . 6410 4855 5082
» » » Altai . . . . 85 87 46
» » der K irgisensteppe. . 2467 2454 1084
» chemischen und Raffinierwerke . . 837 895 1069

I) D ie  K u p f e r h ü t i e n  d e s  Ur a l s .
Im Ural bestehen zurzeit 7 Kupfer­

hütten, von ihnen sind indessen 2 aus­
schließlich Kupferwalzwerke. Die lei­
stungsfähigsten W erke sind dort

1. die W erke der Bogoslowsker G e­
sellschaft

1907 1908 1909
t t t

Erzeugung 3492 4590 3917
2. die W ijsker Werke von Demidows 

Erben zu Nischne Tagilsk (zurzeit im 
Umbau)

1907 1908 1909
t t t

Erzeugung 2895 1760 1266
3. die Kyschtymer W erke (im Besitz 

einer englischen Gesellschaft)
1907 1908 1909

t t t
Erzeugung 279 629 1020

4. die W erch - Issetzker W erke der 
Gräfin Stenbock-Fermors Erben

1907 1908 1909
t t t

Erzeugung 498 783 1006
II) D ie  K u p f e r h ü t t e n  d e s

K a u k a s u s .
Im Kaukasus bestehen zurzeit 8 

Kupferhütten. Die leistungsfähigsten 
W erke sind dort

1. die W erke der Kaukasischen M e­
tallurgischen Gesellschaft

1907 1908 1909
t t t

Erzeugung 1478 1903 2998
2. die W erke der G ebrüder Siemens 

zu Kedabek und Kalakent. Das erstere 
W erk w urde 1867 gegründet und ist 
seitdem stetig erweitert worden. Das 
Kupfer wird dort aus den reicheren 
Erzen ausgeschmolzen, aus den ärm eren 
in Form von Zementkupfer und durch 
ein vervollkommnetes Verfahren der 
Kupferabscheidung auf elektrolytischem

W ege gewonnen. Die Erzeugung der 
Siem ensschen W erke betrug

1907 1908 1909
t t t

1781 1401 1476
III) D i e  K u p f e r h ü t t e n  d e s  Al t ai .

Im Altai werden zurzeit Kupfererze 
in den Gruben von Sugatowsk und 
Tschudok abgebaut und im W erke von 
Susunsk verhüttet. Nach Ueberliefe- 
rungen sollen bereits die vorchristlichen 
Bewohner Sibiriens, die sogenannten 
Tschuden, im Altai Kupfer gewonnen 
haben. Im 18. Jahrhundert errichtete 
Demidow, der eigentliche Begründer 
des Berg- und H üttenw esens im Euro­
päischen Rußland, im Altai die Kupfer­
schmelzen zu Koliwan (1723), Barnaul 
(1739) und Schulbinsk (1744), in denen 
Erze des Altai verhüttet wurden. Als 
im Jahre 1744 in den Kupfererzen der 
Grube zu Smei'nogorsk Silber nachge­
w iesen wurde, war man allgemein be­
strebt, in erster Linie dieses Metall zu 
gewinnen. Durch den Niedergang der 
Silberausbeute im Altai ist dort auch 
in der Kupfergewinnung ein Rückschritt 
eingetreten. W ährend in den 60er und 
70er Jahren des verflossenen Jahr- 
hundertes im Altai 540 bis 622 t 
Kupfer gew onnen wurden, betrug die 
Ausbeute 1882 etwa nur 278 t, 1893 
213 t und ist seitdem bis auf 46 t 
(1907) gesunken.

IV) D ie  K u p f e r h ü t t e n  d e r  
K i r g i s e n s t e p p e .

In der Kirgisensteppe befinden sich 
im Besitz englischer Gesellschaften zur­
zeit 2 Kupferhütten und eine elektro­
lytische Fabrik. Das eine Hüttenwerk, 
die Spaßki-Hütte, ist im Kreise Ak- 
molinsk, die andere, die Julien-Hütte, 
im Kreise Minussinsk des Bezirkes 
Jenisseisk errichtet worden. Die elek­
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trolytische Fabrik (W arter & Co.) wurde 
Anfang O ktober 1908 im Karkaralinski- 
schen Kreise des Bezirkes Ssemipala- 
tinsk  eröffnet D iese W erke lieferten 
folgende K upfennengen

1909 1908
t t

Spaßki-Hütte . . . .  1743 1595
Ju lien -H ü tte ...................... 658 825
Elektrolytische Fabrik . 66 34

zusam m en 2467 2454
U eber die Ein- und A usfuhr von 

Kupfer und über den einheimischen 
Bedarf gibt die folgende Zusam m en­
stellung Aufschluß:

einheim.
Einfuhr A usfuhr Bedarf

t t t
1907 4914 1785 17 911
1908 4931 115 21 667
1909 Angaben fehlen 21900 

Voraussichtlich w ird Rußland bald
den einheimischen Kupferbedarf durch 
die Erzeugung seiner eigenen H ütten­
w erke zu decken im stande sein und 
mit Rücksicht auf die reichen Kupfer- 
erzvorkorrynen, insbesondere in der 
K irgisensteppe und im südlichen Kau­
kasus, in die Reihe der Kupfer aus­
führenden Länder treten.

T h i e ß .
Die Gründung einer Sabmissionszen- 

trale ist in Sachsen mit U nterstützung 
der Regierung erfolgt. In den beiden 
sächsischen Kammern w urde ein An­

trag  angenom m en, der die Regie­
rung erm ächtigt, einen Beitrag von 
20 000 M zur Förderung des neuen 
Institutes zu verw enden. U eber den 
G e is t von dem das U nternehm en ge­
tragen w ird , unterrichtet die Begrün­
dung des A ntrages in der E rsten Kammer. 
Man dürfe sich nicht länger mehr, so 
w urde ausgeführt, der Erkenntnis ver­
schließen, daß in der heutigen Zeit 
der gewerbliche M ittelstand viel hülfs- 
bedürftiger sei als jeder andre Beruf­
stand. Die Helen Versuche auf dem 
G ebiete der Reichs- und Landesgesetz­
gebung, Hülfe zu bringen, hätten leider 
bis jetzt die erw ünschten Erfolge nicht 
g e h a b t R egierung, Landtag und Ge­
m einden m üßten deshalb die von der 
M ittelstandvereinigung ausgehenden Be­
strebungen, den gew erblichen Mittel­
stand zur Selbsthülfe zu erziehen, kräf­
tig unterstützen. D er G edanke, eine 
Submissionszentrale zu errichten, sei 
sehr gesund und verspreche, dem ge­
w erblichen M ittelstand in vieler Bezie­
hung  Erleichterung zu bringen. Eine 
wirksame Bekämpfung der Helbeklagten 
Schäden im V erdingungsw esen würde 
jedenfalls durch das neue Submissions­
am t erreicht w erden. Von großem  Vor- 
teüe für den gew erblichen Mittelstand 
sei auch die G ründung des Submissions­
anzeigers durch die Mittelstandvereini­
gung. Staat und G em einden sei drin­
gend zu empfehlen, dieses Unternehmen 
auf jede W eise zu fördern. B.

HANDEL UND VERKEHR.
Zur Psychologie der Eisenbahn-Kata­

strophen schreibt die Frkf. Ztg.: An­
gesichts des furchtbaren E isenbahnun­
glückes bei .Mülheim am Rhein ge­
winnen die U ntersuchungen besondere 
Bedeutung, die ein bekannter amerika- 
nicher E isenbahm ngenieur, C h a r l e s  
R. K e y e s ,  über die g roßen Eisenbahn­
unfälle angestellt hat; sie rücken die 
Ursachen der im m er w iederkehren­
den Katastrophen in ein besonderes 
L icht Bei den m eisten Unfällen stoßen 
w ir auf die gleichen G ründe: irgend 
ein Beamter durchbricht die aufgestellte 
O rdnung, ein Signal wird übersehen, 
eine W eiche versehentlich falsch ein­
g este llt Das Ende ist gewöhnlich, daß 
irgend ein kleiner Bahnbeam ter als 
schuldig erkannt wird, man entläßt ihn, 
er w ird verurteilt, und die Sache is t da­
m it abgeschlossen. Dabei übersieht

man die eigentlichen tieferen Ursachen, 
die bei den heutigen E isenbahnen die 
großen Unglücke entstehen lassen. Mit 
der Verurteilung des Schuldigen« ist da 
gam ichts getan. Die Unvollkommen­
heit des menschlichen G eistes: das ist 
die U rsache der m eisten Eisenbahnkata­
strophen, und die G efahren können nur 
verringert w erden, w enn diese psycho­
logischen Z usam m enhänge erkannt und 
in Rechnung gesetzt w enlen. Auf den 
heutigen Bahnen sind die Einrichtungen 
so vervollkommnet, daß die allerwenig­
sten Unfälle auf technische M ängel zu­
rückgeführt w erden können. Die kleinen 
V erbesserungen, die sich mit der Zeit viel­
leicht noch herausbilden w erden, sind so 
gut w ie bedeutungslos angesichts derSta- 
tistik, die die m eisten Unfälle auf .F ah r­
lässigkeit einzelner zurückführt. Diese 
Fahrlässigkeit ist fast im m er eine
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augenblickliche Schwäche der Gehim- 
tätigkeit, wie sie das Leben täglich mit 
sich bringt. Man kann im Eisenbahn­
dienste diese Unsicherheiten des M en­
schengeistes in zwei Klassen teilen. 
In der einen G ruppe von Fällen ist es 
ein Versagen des Gedächtnisses, in der 
anderen das Erwachen eines rätselhaften, 
unkontrollierbaren Dranges, der Ord­
nung der Dinge entgegen zu handeln. 
Diese geistigen Schwankungen sind an 
sich unheilbar; alles Streben muß dar­
auf gerichtet sein, durch technische 
Mittel ihre Folgen unmöglich zu machen. 
Ein vollkommenes Gedächtnis gibt es 
nicht, der Alltag lehrt uns das täglich, 
ohne daß schlimme Folgen eintreten, aber 
in einem großen Bahnbetrieb entstehen 
dadurch die schwersten Unglücke. So 
lange die Dinge gew ohnheitsm äßig ab­
laufen, ist die Gefahr gering. Aber sie 
w ächst mit dem Augenblicke, wo irgend

etw as Besonderes den gew ohnten Lauf 
hem m t: ob dies nun ein in den täg­
lichen Fahrplan besonders eingescho­
bener Sonderzug ist oder ein unerw artet 
anders stehendes Signal, eine Reaktion 
tritt ein und stört auf Augenblicke den 
gew ohnten Gedankenablauf. W enn die 
Technik helfen soll, so kann das nur in 
der Richtung geschehen, daß Mittel 
gefunden werden, die selbsttätig die 
Irrtüm er des M enschengeistes berichti­
gen. Diese Vorkehrungen müßten so  
gestaltet sein, daß der menschliche 
Fehler durch die einfache Tatsache 
seines Auftretens z. B. einen Zug selbst­
tätig zum Halten bringt. Der Be­
trieb m üßte dann einfach Stillstehen. 
Es müßte weiter unmöglich gemacht 
werden, daß zwei Züge hintereinander 
die gleiche W eiche durchfahren oder daß 
ein Zug hinter einem Haltsignal über­
haupt noch w eiter fahren kann.

GELD-, BANK- UND BÖRSENWESEN.
Der Zusammenbruch der Nieder­

deutschen Bank ist ein Ereignis, das an 
Tragweite den noch in fnschem An­
denken stehenden Zusamm enbrüchen 
der Hypothekenbanken und der Leip­
ziger Bank nicht nachstehen dürfte. 
Noch läßt sich im einzelnen freilich der 
Umfang der Schädigungen, die unser 
W irtschaftsleben durch diese Kata­
strophe erfahren hat, nicht festsiellen, 
aber da sich die Passiven der Bank 
auf annähernd 100 Millionen M belaufen, 
kann man sich davon ein ungefähres 
Bild schon heute machen. Die N ieder­
deutsche Bank, aus der W estfälischen 
Bankkommandite Ohm, Hemekam p & 
Co. hervorgegangen, wurde 1890 in 
M ünster als Aktien-Gesellschaft ge­
gründet. Sie hat in den letzten Jahren 
eine fast beispiellose Expansionspolitik 
getrieben. Eine Menge kleiner Privat­
banken w urden aufgesogen und gleich­
zeitig das Kapital der Bank vergrößert. 
Außer dem Hauptsitz in Dortmund 
hatte die N iederdeutsche Bank Filialen 
in M ünster, Gelsenkirchen, Hörde, 
Emden, Hannover, Essen, Cloppenburg, 
Bramsche, Melle, Burgsteinfurt, Ems­
detten, Lüdinghausen, Oelde, Koesfeld, 
W arendorf, G öttingen, Osnabrück, 
Bremerhaven, Bremervörde, Godesberg. 
Ihr Kapital betrug 1899 1,1 Millionen 
M, 1900 3 Millionen M, 1905 4 Millionen 
M, 1906 5 Millionen M , 1908 12 Milli­
onen. Noch gegen Ende des Vorjahres

wurden alte Bankfirmen in H am burg und 
Brandenburg an der Havel aufgenom ­
men. Die Bank verteilte in den letzten 
Jahren meist 7 vH Dividende, und w enn 
auch ihr Stand angespannt und ihre so­
fort greifbaren Mittel geringer gew orden 
waren, da außerordentliche Verpflichtun­
gen bestanden, so haben doch selbst 
die schärfsten Finanzkritiker es den 
Bilanzen nicht ansehen können, daß es 
sich hier um Verschleierungen und 
Fälschungen schlimmster Art handelte. 
Die Niederdeutsche Bank hat aber 
außer ihren bedeutenden Filialgründun- 
gen auch noch eine rege Finanzierungs­
tätigkeit geübt und ist zahlreichen indu­
striellen Gesellschaften, Brauereien, 
H olzverwertungsgesellschaften,Gumm i- 
werken, Granitwerken, Verkehrsunter­
nehmungen und Terraingesellschaften 
nahe getreten, die wahrscheinlich heute 
m ehr oder weniger in eine ebenso 
schwierige Lage gekommen sein dürften. 
Unbegreiflich bleibt es , daß auch die 
Berliner Großbank, welche die Emission 
der neuen Aktien im vorigen Jahr über­
nommen und die Gesellschaft an der 
Berliner Börse eingeführt hat, nichts 
von den damals schon bestehenden 
Unregelmäßigkeiten gew ußt hat. Mög­
licherweise hat auch das Unternehm en 
selbst der Handelsgesellschaft einen 
Einblick in seine Verhältnisse nicht ge­
stattet, dann aber hätte die H andelsge­
sellschaft es doch ablehnen m üssen.
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sich an dem U nternehm en finanziell zu 
beteiligen. Leider w ird durch den 
Zusam m enbruch der N iederdeutschen 
Bank eine Reihe kleinerer und kleinster 
G eldgeber, die dem U nternehm en ver­
trauensvoll ihre Ersparnisse übergeben 
hatten, um  ihr H ab und G ut gebracht 
w erden. Dies lenkt die Aufmerksam­
keit w ieder darauf, daß die Banken 
nicht die Spargelder der kleinen Leute 
ansam m eln sollten, sondern dies den 
Sparkassen überlassen müßten. Immer­
hin ist es aber nicht richtig, den Fall 
der N iederdeutschen Bank als beson­
ders bezeichnend für unsere w irtschaft­
lichen Zustände anzusehen. Er steht 
vielm ehr glücklicherweise innerhalb der 
deutschen Bankwelt durchaus vereinzelt 
da. Auch die strengere gesetzliche

und staatliche O rdnung des Bank­
w esens, die jetzt w ieder gefordert 
wird, dürfte w enig dazu angetan sein, 
Vorfälle wie diese aus der W elt zu 
schaffen und künftig unmöglich zu 
m achen. In der kürzlich stattgehabten 
Bankenquete ist nachgew iesen worden, 
daß alle einschränkenden Bestimmungen 
im Bankwesen dieses in seiner Ent­
faltung hem m en und dem deutschen 
W irtschaftsleben Schaden zufügen, ohne 
darum doch den Leichtgläubigen und 
Allzuvertrauensvollen einen Schutz zu 
gew ähren. M ehr Erfolg versprächen 
M aßregeln, die die Verantwortlichkeit 
des Aufsichtsrates und seine Ver­
pflichtung zum Schadenersatz erhöhen 
und ihm so das G ew issen schärfen 
w ürden.

KUNST UND TECHNIK.
Ingenieurästhetik. Von Jo s . A ug . 

L ux . M ünchen 1910, G ustav Lammers.
Mit dem Beginne des vorigen Jahr­

hunderts klingt die tausendjährige Bau­
kunst M itteleuropas in einer Sprache 
aus, die w eder einer organischen W eiter­
entwicklung noch einer zeitgemäßen 
U m w andlung fähig schien. Seitdem 
haben w ir die Baukünstler nebenein­
ander und zu gleicher Zeit in allen 
Sprachen der Jahrhunderte reden hören 
— reden hören m üssen. W ir haben 
uns an die frem den Töne gew öhnt und 
haben sie auch verstanden — so etw a 
w ie w ir die Sprache Ciceros ver­
stehen. Und so, w ie w ir in unseren 
Mittelschulen die Grammatik alter Spra­
chen betreiben, so »lernen« auch die 
jungen Architekten — eine Generation 
nach der anderen — die Regeln der 
G othik und des Barock, sie lem en die 
»Stile* der Jahrhunderte, um —. Man 
könnte annehm en, daß das geschieht, 
um an dem Ausdruck des Empfindens 
vergangener Zeiten die Fähigkeiten neu­
er Stilbildung zu wecken. H eute haben 
wir eingesehen, daß das kein W eg ist, 
der uns neue für die Kultur u n s e r e r  
Zeit passende Sprachlaute bringt; oder 
richtiger — der uns dem V e r s t e h e n  
der bereits vorhandenen und überall 
uns entgegentönenden Laute näher 
bringt.

Jos. Aug. Lux spricht diese Einsicht 
in einer trefflichen Studie aus, deren 
Inhalt sich auf einen Satz zusam m en­
drängen läßt: »Der eigentliche Architekt 
unserer Zeit ist der Ingenieur*. Das

will nicht besagen, daß war nunmehr 
keine Architekten m ehr brauchen. Nein, 
der Baukünstler unserer Zeit soll zu­
gleich Ingenieur sein, er soll davon 
ablassen, die »Schatzkammern der Ver­
gangenheit zu plündern« und jeden Ge­
danken früherer Jahrhunderte »noch 
einmal zu denken«. Er soll seine Werke 
aus dem G eiste der neuzeitlichen Tech­
nik schaffen, und dazu m üsse er vor 
allem K onstrukteur w erden, weil die 
neue Zeit — im G egensätze zur Stil­
epoche der Renaissance, ihrer Abwand­
lung im Barock und ihrer Ausklänge 
im Empire — ausgesprochen konstruk­
tiv und sachlich bestim m t sei.

Lux behandelt w eiter eine Reihe von 
E inzelproblem en, die sich aus dem 
oben angeführten G rundsatz ergeben, 
so die Zusam m enarbeit von Architekt 
und Ingenieur. »Es ist eine Frage der 
Zukunft, ob es eine entscheidende Re­
form im W esen der Großkonstruktion 
bedeuten wird, w enn der moderne 
Künstler gem einsam  mit dem  Konstruk­
teur die Form der technischen Gebilde, 
namentlich der Eisenarchitektur, bestim­
men wird. U nter U m ständen kann es 
eine V eredelung im einzelnen bedeuten, 
so gu t w ie es ästhetisch auch ein Un­
glück sein kann. Es komm t auf den 
Künstler an. Das heißt darauf, ob der 
Künstler genug Ingenieur oder der In­
genieur genug K ünstler sein wird.« 
Diese Ansicht des V erfassers finden 
wir vielfach bestätigt. Bei zahlreichen 
Brückenbauten der letzten Jahrzehnte 
ist es ganz deutlich gew orden, daß das
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Nebeneinander von Architekt und Inge­
nieur wirklich Schönes nicht zu schaffen 
vermöchte, weil das gegenseitige Ver­
stehen im inneren W esen ihrer W erke 
fehlt. Daß aber wirklich auch eine 
Veredelung im einzelnen zu erwarten 
ist, sobald ein Künstler, der zugleich 
Ingenieur ist, mit einem Ingenieur, der 
zugleich das Empfinden für Formen­
schönheit hat, zusammenarbeitet, zeigt 
die Turbinenfabrik der AEG, das Werk 
P eter Behrens’ und Karl Bernhards.

Besonders ansprechend ist es, was Lux 
über die H eim atschutzbewegung sagt.

In einem Schlußabschnitte »Maschi­
nenästhetik und Verkehrsmittel« wird 
die große Bedeutung hervorgehoben, 
welche die M aschinentechnik für die 
Entwicklung eines neuen Stiles ge­
wonnen hat. »Nicht in der Architek­
tur, sondern in den Fahrzeugen, in der

RECHT UND
Ist eine Transmissionsanlage Bestandteil 

einer Fabrik
Eine Maschinenfabrik hatte in einem 

durch W asserkraft betriebenen Säge­
werke die Transm issionsanlage einge­
richtet. Das ganze Fabrikanwesen wurde 
zum Zwecke der Zwangsversteigerung 
beschlagnahmt, wogegen die Maschinen­
fabrik auf Grund des Eigentumsvorbe­
haltes Einspruch erhob.

Derjenige, zugunsten dessen die Be­
schlagnahme stattgefunden hatte, be­
hauptete, die Transm issionsanlage sei 
w e s e n t l i c h e r  B e s t a n d t e i l  des Sä­
gewerkes, die Maschinenfabrik sei also 
nicht befugt, Eigentumsrechte daran 
geltend zu machen. Indessen hat das 
Oberlandesgericht Nürnberg sich auf die 
Seite der Maschinenfabrik gestellt und 
den von ihr geltend gemachten Eigen­
tum svorbehalt für b e r e c h t i g t  erklärt. 
Die Transm issionsanlage, so entschied 
das Gericht, kann gleich den M aschinen 
jederzeit ohne Schwierigkeit und ohne 
irgend eine Beschädigung des Gebäudes 
losgeschraubt und herausgenom m en 
werden und ist dann ebenso wie das 
Gebäude mit W asserkraft für sich ver­
käuflich. Die Transm issionsanlage ist 
und bleibt Marktware. N u r  m it d e r  
W a s s e r k r a f t  bildet das fragliche G e­
bäude eine einheitliche Sache; es ist 
nicht bloß für ein Sägewerk geeignet, 
sondern auch für viele andere Betriebe.

modernen Verkehrstechnik spiegelt sich 
unsere Kultur. W enn wir nach dem 
Stil unserer Zeit fragen, hier haben 
wir ihn.«

Bei dem roßen Interesse, das ge­
rade die M aschineningenieure der Ge­
staltung ihrer Werke entgegenbringen, 
wird es keiner besonderen Empfehlung 
dieser flott und überzeugend geschrie­
benen Studie bedürfen. Ich habe sie 
mit besonderer Freude gelesen, weil 
sie eine Ansicht bestätigt, die ich kürz­
lich hier ausgesprochen habe: W ir
müssen bedacht sein, die beiden Be­
rufsrichtungen des Ingenieurs und des 
Architekten w ieder einander zu nähern, 
um das gegenseitige V erstehen und 
die Zusam m enarbeit beider zu fördern. 
W ir müssen Ingenieurarchitekten her­
anbilden.

W. F r a n z .

TECHNIK.
Es ist ja richtig, daß die Transm issions­
anlage nach bestimmten G rößenverhält­
nissen bestellt und geliefert w urde; 
allein was bestellt und geliefert wurde, 
war eben M a r k t w a r e ,  die in verschie­
denen Größen fabrikmäßig hergestellt 
und gehandelt wird. Die einzelnen 
Teile der Transm ission sind jederzeit 
ohne größere Aenderungen für jeden 
anderen Betrieb verw endbar und ver­
käuflich, es kann daher keine Rede da­
von sein, daß sie sich an die bauliche 
Beschaffenheit und an die Zweckbe­
stimmung des Fabrikgebäudes beson­
ders anpaßt und so unter dem Verlust 
ihrer Selbständigkeit zu einem Teile ge­
worden sei, mit ihrer T rennung aber 
ihre eigentliche Zweckbestimmung und 
damit ihren W ert einbüßen w ürde. 
Durch die Aufstellung im Fabrikgebäu­
de hat die Transm isson ihr selbständi­
ges Dasein, ihre Eigenschaft als bew eg­
liche Sache nicht verloren, sie gehört 
zur F ab rik an lag e , aber sie bildet nicht 
mit dem Fabrikgebäude, aus dem sie 
jederzeit ohne Schwierigkeit entfernt 
werden kann, eine Sache; sie dient dem 
Betriebe der Fabrik zur Erreichung ihres 
wirtschaftlichen Zweckes als Zubehör, 
ist beliebig ersetzbar, ihre T rennung ist 
weder für das Fabrikgebäude, noch für 
sie von wesentlichem Nachteile. Davon, 
daß die Transm issionsanlage »wesent­
licher Bestandteil« der Fabrik ist, kann 
also keine Rede sein.
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